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1. EINLEITUNG

1.1 Allgemeines 

Die Beteiligung der Bewohner an der Planung ihrer Wohnungen hat sich im Eigen-

heimbau nicht nur als Mittel zur besseren Identifizierung mit den Wohnungen

erwiesen, sondern trägt auch zur Kostendämpfung im Bauwesen bei, weil Bedürf-

nisse und Wünsche von vornherein auf die Baukosten abgestimmt werden können.

Im Mehrfamilienhausbau planen und bauen Wohnungsunternehmen und Architekten

in der Regel für einen zunächst unbekannten Bewohner. Die meisten Wohnungen

sind auf bestimmte Familiengrößen hin und für eine vorbestimmte Nutzung zuge-

schnitten. Ein gefächertes Angebot unterschiedlich großer Wohnungen könnte dem

unterschiedlichen Bedarf nach der Familiengröße gerecht werden; die Anforde-

rungen, die sich aus der unterschiedlichen Zusammensetzung einer Familie nach

Alter und Struktur sowie aus den verschiedenen Wohngewohnheiten - auch im Zu-

sammenhang mit dem gewandelten Rollenverständnis "Frau/Mann" und "Eltern/

Kinder" - ergeben, können die anonymen Wohnungen nicht erfüllen. Dazu wäre

es erforderlich, die Bewohner von Geschoßbauten - Eigentumswohnungen und Miet-

wohnungen - bereits bei der Planung der Hausformen und Grundrisse zu beteili-

gen. Hans Schwippert begründet den Ruf nach unterschiedlich gestalteten und

anpassungsfähigen Wohnungen wie folgt:

"Die Wohnung ... solle dem jeweiligen Bewohner nach dessen Lust, Bedarf

und Umständen einen ständigen lebensalterlichen, täglichen, stündlichen

Wechsel der Menge, der Art und des Gebrauches seiner Flächen, seiner Ein-

richtungsmittel, Tätigkeitsgegenstände und Dinge des persönlichen Bedarfs

je nach seiner "Arbeit" oder "Pause" oder "Klausur" oder "offenen Tür"

erlauben."

Die Idee, den zukünftigen Bewohnern eines Mehrfamilienhauses die Freiheit ein-

zuräumen, ihre Wohnungen nach eigenen Vorstellungen und Bedürfnissen aufzuteilen

und ihnen die Raumnutzun g in eigener Entscheidung zu überlassen, ist nicht neu.

Bereits beim Bau der Weißenhof-Siedlung 1927 hat der Architekt Mies van der

Rohe ein 3geschossiges Mehrfamilienhaus mit diesen Qualitäten entworfen. Durch

die Verwendung eines Stahlskelettes für die Tragkonstruktion(zur Überbrückung

der frei unterteilbaren Wohnungsflächen)entstanden allerdings Kosten, die we-

sentlich über denen vergleichbarer Wohnbauten lagen. So hat dieses Beispiel

keine nachhaltige Wirkung gezeigt.
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Erst in den 60er und 70er Jahren, die durch einen stark verdichteten und hoch-

geschossigen Wohnungsbau überwiegend in Großtafelbauart geprägt waren, erin-

nerte man sich wieder an diese Grundrißflexibilität. Ausgelöst wurde die Auf-

nahme dieses Gedankens durch die Erkenntnis der mangelnden Angebotsflexibili-

tät, die nicht zuletzt daher rührte, daß die überwiegende Anzahl der Wohnungs-

unternehmen viele Jahre hindurch nur wenige Wohnungstypen bauten und anboten

und diese meistens nur in einer einzigen Grundrißform.

Der - aufgrund des tatsächlichen Wohnbedarfs erhobenen - Forderung nach ver-

schiedenartigen und unterschiedlich groben Wohnungen sollte durch eine einge-

plante Flexibilität des Wohnungsgrundrisses entsprochen werden.

Auf dem Hintergrund des damaligen - noch aus der Wohnungsnot der Nachkriegs-

zeit herrührenden - Massenwohnungsbaues in Großtafelbauart mußte diese Forde-

rung der Planungsflexibilität mit einer wirtschaftlichen Serie der industriel-

len Vorfabrikation verbunden werden.

So wurden Anfang der 70er Jahre drei Bauwettbewerbe:"Flexible Wohnungsgrund-

risse", "ELEMENTA" und "INTEGRA" vom Bundesministerium für Raumordnung, Bau-

wesen und Städtebau durchgeführt, bei denen sich die Bewohner jeweils mehr

oder weniger an der Planung ihrer Wohnungen innerhalb ge gebener Wohnungsflächen

und Primärstrukturen (einschl. Sanitärbereiche) beteiligen und Raumzahl, Raum-

größen und Raumzuschnitte festlegen konnten. Zugleich war man bemüht, die spä-

teren Veränderungen in der Familie durch technische Maßnahmen zum leichten

Umbau der Wohnungen (Nutzungsvariabilität) zu berücksichtigen.

Viele der angebotenen und zum Teil auch realisierten Wettbewerbsobjekte waren

nach der SAR-(Stichting Architecten Research)Planungsmethode konzipiert wor-

den, deren Grundlage eine Zonierung bestimmter Raumnutzungen innerhalb des

Grundrisses, aber vor allem eine Trennung der Tragstruktur und des Ausbau-

systems ist.

Die Flexibilität der einzelnen Wohnungenund die vorzusehende langfristige

variable Nutzung des gesamten Gebäudes- im Hinblick auf einen sich evtl.

später ändernden Wohnbedarf - wurden allerdings durch aufwendige Tragwerks-

konstruktionen und teuere Ausbausysteme erreicht, die zum Teil 18 % höhere

Gebäudekosten gegenüber vergleichbaren Wohnbauten erforderten. Diese Mehrko-

sten waren der Hauptgrund, daß keine Nachfolgeprojekte in größerer Zahl ge-

baut wurden.
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Inzwischen hat die Entwicklung der Bewohnerbeteiligung beim Bau von Mehrfami-

lienhäusern eine neue Qualität erhalten. Während bei den vergangenen Objekten

eine vorstrukturierte Wohnungsflexibilität das zu starre Wohnungsangebot er-

weitern sollte, wird der Bewohner bei den in den letzten Jahren realisierten

Objekten in den Planungs- und Herstellungsprozeß seiner Wohnung, des Hauses

und häufig auch des Wohnumfeldes direkt eingebunden. Dabei reicht die Mitwir-

kung des zukünftigen Bewohnersje nach Art und Grad der Beteiligung von der Ge-

staltung seiner Wohnung über die Festlegung der Wohnungsgröße, der Ausstattung

und der Fassadengestaltung bis hin zu der Erarbeitung des gesamten Gebäudekon-

zeptes gemeinsam mit dem Architekten, wobei- insbesondere bei Eigentumswohnun-

gen- Selbsthilfeleistungen in unterschiedlichem Umfang hinzukommen.

Nicht nur aufgrund des veränderten Wohnungsbedarfs beziehen sich diese Objekte

in der Regel auf kleinere Maßnahmen bis zu 30 Wohnungen, sondern weil neben

der Planungsbeteiligung die Bildung einer gut miteinander auskommenden Hausge-

meinschaft gefördert werden soll, die für die Identifikation des Bewohners

mit seiner Wohnsituation von großer Bedeutung ist. Auch für die organisatorische

Bewältigung dieser Aufgabe sind kleine Gruppen erforderlich, so daß Neubaumaß-

nahmen größeren Umfanges entsprechend unterteilt wurden.

Die so ausgeführten Projekte sind mehrheitlich ebenfalls nach der SAR-Planungs-

methode konzipiert worden, wobei ein wirtschaftliches Querwandgefüge mit gerin-

gen Deckenspannweiten und traditionellen Konstruktionen vorherrscht. Das lang-

fristige, flexibele Nutzungskonzept des Gebäudes, das neue Raum- und Wohnungs-

aufteilungen sowie eine veränderte Fassadengestaltung zuläßt, wurde ohne zu-

sätzliche Kosten durch die Anwendung von"Sollbruchstellen"in den einzelnen

Querwänden erreicht.

Die dabei erreichten Gebäudekosten liegen im Bereich des sozialen Wohnungsbau-

es innerhalb des vorgegebenen Kostenlimits und bei Eigentumswohnungen in der

Höhe vergleichbarer Objekte. Die Planungskosten dagegen sind in der Regel

höher als die entsprechenden Prozentsätze der Gebührenordnung. Auch die Vorberei-

tungs- und Planungszeit ist bei der überwiegenden Zahl der Objekte länger als

bei Bauten mit typisierten Wohnungsgrundrissen.
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1.2 Ziel und Grundlagen der Untersuchung

Die in den letzten Jahren in der Bundesrepublik Deutschland, aber auch in den

Nachbarländern unter Mitwirkung des zukünftigen Bewohners entstandenen Mehr-

familienhäuser gingen von sehr unterschiedlichen Ansätzen aus, bedingt durch

die Rahmenbedingungen und das von den Organisatoren angestrebte Ziel. Dement-

sprechend differenziert sind die Ergebnisse. Einig sind sich die Beteiligten

in der Aussage, daß bei allen Objekten eine hohe Bewohnerzufriedenheit und eine

außergewöhnliche Identifikation der Bewohner mit ihrer gesamten Wohnsituation

erreicht wurde. Trotz dieser Qualitäten erforderten diese Bauten,

auch im Rahmen des sozialen Wohnungsbaues, keine höheren Gebäudekosten.

Diese Forschungsarbeit will - durch die Analyse gebauter und noch im Bau be-

findlicher Objekte - untersuchen, wie diese Erfolge erreicht worden sind und

ob sich trotz ihrer Unterschiedlichkeit, insbesondere im Bereich der Planungs-

beteiligung, die das Kernstück der Mitwirkung der Bewohner bei der Erstellung

ihres Mehrfamilienhauses darstellt, bestimmte Vorgehensweisen abzeichnen und

wie sich diese übersichtlich darstellen lassen.

Des weiteren soll überprüft werden, wie sich die Einbeziehung des zukünftigen

Bewohners bei der Planung und Ausstattung auf die Wirtschaftlichkeit des Ge-

bäudes bzw. seiner Wohnung auswirkt und inwieweit Selbsthilfeleistungen geeig-

net sind, für den Einzelnen eine finanzielle Entlastung herbeizuführen.

Die Ergebnisse der analysierten Objekte sollen als praktische Arbeitshilfe

bei der Vorbereitung und Durchführung weiterer Projekte dienen. Vor allem

sollen sie die Entscheidung zur Durchführung solcher Bauvorhaben erleichtern

und eine Hilfe bei der Festlegung des Umfanges und der Art der Planungsbetei-

ligung, bezogen auf das spezifische Vorhaben, bieten.

Als Ergänzung der Ergebnisse und zur Vertiefung der Problematik sind die Un-

terlagen der untersuchten Objekte aufgearbeitet und in der Anlage zusammenge-

stellt worden. Dabei handelt es sich um folgende Wohnbauten:

Bundesrepublik Deutschland

Berlin, Admiralstraße 16, "Das Wohnregal"

Castrop-Rauxel-Ickern, Kernbrink, "Mieter planen ihre Wohnung"

Dietzenbach, Am Steinberg 82 - 84, "Geschoßbau mit Selbsthilfe"

Hannover-Davenstedt, Droehnenstraße 54, "Haus im Haus"
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Karlsruhe, Haid-und -Neu- Straße, "Rintheimer Feld"

Köln, "Stollwerck"

Speyer, Obere Langgasse 18, "Experimenteller Wohnungsbau im Storchengarten"

Niederlande

Papendrecht, "Molenvliet"

Utrecht, "Lunetten"

Rotterdam, "Keijenburg"

Österreich

Hollabrunn, "Wohnen morgen"

Wien, Feßtgasse 12 - 14, "Kommunaler Wohnungsbau"

Wien, Wiener Gasse Nr. 6 und Jeneweingasse Nr. 32, "Wohnen mit Kindern"
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2. ALLGEMEINE VORAUSSETZUNGEN DER BEWOHNERBETEILIGUNG

2.1 Ausgangssituation 

Die Initiative zur Einbeziehung der zukünftigen Bewohner beim Bau von Mehrfamili-

enhäusern kommt in der Bundesrepublik Deutschland in der Regel nicht von ihnen

selbst, sondern vor allem von engagierten Architekten und vereinzelt auch von

Unternehmen der Wohnungswirtschaft bzw. von einzelnen Kommunen (Bauherrengemein-

schaften, die sich ohne die Hilfe von Außenstehenden gegründet haben und sich an-

schließend einen Architekten und einen Baubet re ue r suchen , bes t ätigen die Regel,).

Als Begründung dafür wird von den Organisatoren solcher Projekte in der Bun-

desrepublik Deutschland immer wieder angeführt, daß es für interessierte

Bewohner sehr schwierig sei, Gleichgesinnte für eine entsprechende Initiative

zu finden und sich anschließend zu organisieren. Hinzu kommt, bedingt durch

unsere vorgeprägten Wohnungsmuster, ein unscharfes Bild der eigenen Wohnbe-

dürfnisse und -vorstellungen. Daß aber dennoch ein großer Bedarf an Mitgestal-

tung des "Lebensraumes Wohnung" besteht, zeigen die zahlreichen Beispiele der

Planungsbeteiligung in ganz Europa, vor allem in den Niederlanden und in

Österreich. Sicher würden sich auch bei uns noch mehr Bewohner für dieses

Thema interessieren, wenn sie in verständlicher Weise über die Mögl ichkeiten

der Mitwirkung und über dem komplexen Bereich des "Wohnens" im allgemeinen

besser informiert würden, wie dies in den Niederlanden und in Österreich in

der Öffentlichkeit, aber auch in Schulen und Ausbildungsstätten geschieht.

Die interessierten Bewerber sollten über Projektvorschläge angesprochen und

über die Möglichkeit der Mitwirkung beim Bau ihrer Wohnungen informiert wer-

den (siehe Abschnitt 2.2). Dabei richtet sich der Grad und die Art der Bewoh-

nerbeteiligung nach den Vorstellungen, Zielen und Möglichkeiten der Organisa-

toren. Für die Durchführung und Organisation ist es von großer Bedeutung, ob

die zukünftigen Bewohner im wesentlichen nur die Wohnungsaufteilung oder auch

die Wohnungsgröße bzw. auch die Fassadengestaltung oder sogar die Baustoffe und

die Tragstruktur des Gebäudes mitbestimmen können.

Aber nicht nur von den Organisatoren, sondern auch von den zukünftigen Bewoh-

nern hängt es ab, wie intensiv sich ihre Mitwirkung gestaltet. Mit der Ausdeh-

nung des Mitbestimmungsprozesses wächst auch der Aufwand für die Mitar-

beit und die übernommene Verantwortung.

Da nach Beobachtungen in der Praxis nicht alle Bewerber im gleichen Maße an
der Mitwirkung interessiert sind, sollte die Einbeziehung der zukünftigen Bewoh-

ner beim Bau von Mehrfamilienhäusern entsprechend differenziert gesehen werden.,
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2.2 Interessentensuche und Gruppenbildung 

Die Voraussetzung für eine erfolgreiche Interessentensuche ist die gleichzei-

tige Vorstellung eines konkreten, aber nicht endgültig ausformulierten Projek-

tes.

Obwohl die Idee zur Durchführung solcher Projekte in den überwiegenden Fällen

von Architekten kommt, dürfen diese nach der Berufsordnung nicht für ihre

eigenen Entwürfe in der Öffentlichkeit werben. Daher wird diese Tätigkeit von

Unternehmen der Wohnungswirtschaft, von privaten Baubetreuern, von Kommunen

oder anderen öffentlichen oder privaten Institutionen übernommen, wobei der

Architekt die fachliche Beratung bei Gruppen- oder Einzelgesprächen mit den

Bewerbern im Auftrag übernehmen kann.

Da diese Form des mitbestimmten Wohnungsbaues bei Wohnungssuchenden oder Bau-

willigen so gut wie nicht bekannt ist, muß bei der Interessentensuche gleich-

zeitig eine umfassende Information über das Verfahren und deren Vorteile be-

trieben werden.

Während bei Eigentumsmaßnahmen über die Tages- und Fachpresse sowie über

Prospektmaterial Interessenten angesprochen werden, wird bei Projekten des

sozialen Wohnungsbaues auf die Listen der Wohnungssuchenden bei Wohnungsämtern

zurückgegriffen. Handelt es sich bei den Organisatoren um Unternehmen der Woh-

nungswirtschaft, können diese auch die Mieter ihres Wohnungsbestandes durch

ein Rundschreiben auf das geplante Projekt aufmerksam machen.

Auch Veranstaltungen im Einzugsbereich des geplanten Projektes, bei dem das

Vorhaben sowie die Möglichkeiten der Mitwirkung der zukünftigen Bewohner

erläutert werden, eignen sich für die Interessentensuche. Dabei sollten Aus-

sagen über . die voraussichtliche Vorbereitungs- und Planungszeit sowie über die

Kosten gemacht werden.

Handelt es sich um eine Bauherrengemeinschaft, die - in bezug auf die Kapazi-

tät ihres Projektes oder wegen Rücktritten -noch gleichgesinnte Familien für

einen baldigen Baubeginn benötigt, sollte die Suche immer von der Gruppe selbst

vorgenommen werden, auch wenn ein Organisator mit der Durchführung des Pro-

jektes beauftragt wurde, um sicherzustellen, daß die Hinzukommenden sich in

die Bauherrengemeinschaft einfügen.

Je intensiver und umfassender die Einbeziehung der Bewohner bei dem Entste-

hungsprozeß des Hauses ist, um so kleiner sollte die Gruppe der Beteiligten
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sein. Bei der Planungsbeteiligung, bei der die zukünftigen Bewohner bereits

die Tragstruktur des Gebäudes mit dem Architekten gemeinsam erarbeiten können,

also eine intensive Mitwirkung gegeben ist, sollte die Gruppe nicht mehr als

20 Familien umfassen. Bei größeren Projekten wäre eine Untergliederung in meh-

rere Abschnitte unter Einschaltung verschiedener Architekten eine, dem Betei-

ligungsgrad angemessene Lösung.

Bei Projekten des Mietwohnungsbaues hingegen, bei denen die Tragstruktur des

Gebäudes, das Ausbausystem und die Fassadengestaltung weitgehend vorstruktu-

riert sind und wo die zukünftigen Mieter keine längeren Wartezeiten bis zum

Einzug wünschen, sind Bewohnergruppen auch von mehr als 20 Familien, wie

insbesondere die niederländischen Beispiele zeigen, keine Seltenheit.

Aber auch bei Eigentumswohnungen, die von einem Bauträger errichtet und ver-

kauft werden und bei denen sich die Planungsbeteiligung im wesentlichen auf

die Wohnungsaufteilung, die Raumnutzung und die Ausstattung erstreckt, sind

Gruppengrößen von ebenfalls mehr als 20 Familien aufgrund der weitgehenden

Planfestlegungen in der Praxis anzutreffen.

Abschließend kann festgestellt werden, daß für den Erfolg einer intensiven

Mitwirkung der zukünftigen Bewohner kleine Gruppen eine notwendige Vorausset-

zung sind, und daß generell eine überschaubare Anzahl von Familien auch bei

weniger intensiver Einbeziehung der Bewohner in den Entstehungsprozeß des

Hauses eine organisatorische Entlastung in jeder Realisierungsphase bedeutet.

Darüber hinaus wirken sich kleinere Gruppen bis zu 20 Familien für die Entwick-

lung einer Hausgemeinschaft und für die Identifikation der Bewohner - nicht

nur mit ihrer Wohnun g , sondern auch mit ihrem Haus und ihrem Wohnumfeld - po-

sitiv aus.

2.3 Organisationsform und Betreuung 

Umfang und Intensität der Mitwirkung der zukünftigen Bewohner sowie Ziel der

Organisatoren bestimmen weitgehend die Form der Organisation und der Betreu-

ung. Darüber hinaus hängt es davon ab, ob es sich um Eigentumsmaßnahmen oder

um den Bau von Mietwohnungen handelt.
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Bei Eigentumswohnungen, die von einem Bauträger errichtet und anschließend

verkauft werden, sind die Rechte, Pflichten und Möglichkeiten der Mitwirkung

der Bewohner bei der Errichtung des Gebäudes im Kaufvertrag genau definiert

und festgelegt. Die sich so zusammenfindenden Bewohner des zukünftigen Hauses

bilden anschließend aus verwaltungstechnischen Gründen eine Eigentümergemein-

schaft, bei der alle rechtlichen Fragen des Einzel- und Miteigentums geklärt

sind. Bei dieser Organisationsform müssen nicht alle zukünftigen Bewohner

vor Baubeginn bekannt sein, da der Bauträger auch auf eigene Rechnung Wohnun-

gen fertigstellen und anschließend vermieten oder verkaufen kann.

Anders ist es bei Eigentumsmaßnahmen ohne Bauträger. Hier übernimmt jeder zu-

künftige Bewohner die Bauherrenrolle selbst.

Zugunsten einer geregelten Abwicklung empfiehlt sich die Gründung einer Bau-

herrengemeinschaft oder eines Vereines in der Form einer Gesellschaft des

bürgerlichen Rechtes. Die Gründungsaktivitäten und die formale Abwicklung

können von den zukünftigen Bewohnern selbst oder von einem privaten Baube-

treuer, der vielleicht auch mit der Interessentensuche befaßt war, vorgenom-

men werden. Oft übernehmen diese Bauherrengemeinschaften die Verwaltung ihrer

Wohnanlage selbst. Bei dieser Organisationsform müssen alle Bewohner vor Bau-

beginn bekannt und ihre Finanzierung gesichert sein. Die Einschaltung eines

Baubetreuers hat sich bei diesen Modellen in der Praxis als nützlich erwiesen.

Diese Tätigkeit können aber auch Mitglieder der Bauherrengemeinschaft über-

nehmen.

Am Beispiel des Berliner Objektes "Das Wohnregal" wird deutlich, daß eine

weitgehende Mitwirkung der zukünftigen Bewohner auch in der Organisationsform

einer Genossenschaft realisiert werden kann. Diese "Selbstbaugenossenschaft

Berlin eG" versteht sich als "Dach" für bewohnerorientierte Projekte - insbe-

sondere im sozialen Wohnungsbau. Sie ist - im Bereich des Neubaues - seit mehr

als 38 Jahren die erste genossenschaftliche Neugründung in Berlin. Bei den

Mitgliedern handelt es sich nicht nur um Genossen, die die zu erbauenden Woh-

nungen selbst bewohnen wollen, sondern auch um solche, die ohne ein kurzfri-

stiges Wohninteresse sich an der Genossenschaft mit ihrem Wissen und ihrem An-

teil beteiligen wollen.

Bewohner, die im Rahmen des sozialen Mietwohnungsbaues bei der Errichtung ihrer

Wohnung mitwirken können, schließen sich in der Regel nicht zu einem Verein mit

rechtlichen Vertragsgrundlagen, wie beispielsweise einem Verein, nach dem bür-

gerlichen Recht zusammen.
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Hier werden die notwendigen Schritte, wie von realisierten Projekten bekannt, von

gemeinnützigen Wohnungsunternehmen ggf. mit der Unterstützung kommunaler Lan-

desbehörden sowie in Verbindung mit dem Architekten vorgenommen. Der Umfang

der Planungsbeteiligung bei solchen Projekten erstreckt sich im wesentlichen

auf die Wohnungsgröße, die Wohnungaufteilung und die Ausstattung der Wohnun-

gen. In Einzelfällen kann auch auf die Fassadengestaltung in der Form der

Fensteraufteilung Einfluß genommen werden.

Die untersuchten Objekte in der Bundesrepublik Deutschland haben aber auch

gezeigt, daß Mieter für eine intensive Planungsbeteiligung schwerer zu gewin-

nen sind als Eigentümer, da sie in der Regel nicht bereit sind, längere Pla-

nungs- und Vorbereitungszeiten in Kauf zu nehmen und ein anderes Verhältnis zu

ihrer Wohnung haben.

Unabhängig von der Organisationsform und der Betreuung sowie dem Grad der Mit-

wirkung der zukünftigen Bewohner ist es wichtig, bei allen Beteiligungsmodel-

len nicht nur auf die Rechte, sondern auch auf die Pflichten des Einzelnen und

auf die Schwierigkeiten einer Gemeinschaftsbildung und die zum Teil lange Dauer

eines solchen Planungs- und Bauprozesses hinzuweisen. Nur wenn hier Offenheit

bei allen Beteiligten, Interessenten und Planern herrscht, kann das Verfahren

zu einem positiven Ende gebracht werden. Es muß auch gelingen, neben den Rech-

ten des Einzelnen auch die Pflichten für die Gemeinschaft deutlich zu machen.

Nur durch das Einfügen des einzelnen in den notwendigen gemeinsamen Rahmen

kann eine Hausgemeinschaft wirklich auch über die Zeit des Planungs- und Bau-

prozesses hinaus funktionieren.

Bei Projekten mit einer intensiven Mitwirkung der Bewohner bei der Erstellung

des Hauses sollte auch an eine interdisziplinäre Zusammenarbeit zwischen Bewoh-

ner, Architekt, Soziologe, Psychologe und anderen fachübergreifenden Diszipli-

nen gedacht werden, da der Architekt allein oftmals von seiner Ausbildung, aber

auch von seinem Arbeits- und Zeitaufwand her überfordert ist.



2.4 Grundstücksbeschaffung 

Die Grundstücksbeschaffung ist eng mit der Organisationsform der Mitbestim-

mungsmodelle verbunden. Dabei sind an die Beschaffenheit des Grundstückes

im Hinblick auf die Einbeziehung der Bewohner beim Bau ihres Hauses keine be-

sonderen Anforderungen gestellt.

Bauherrengemeinschaften mit einer ganz bestimmten Anzahl bauwilliger Familien,

die sich mit dem Ziel zusammengeschlossen haben, ein ihren Vorstellungen ent-

sprechendes Wohnkonzept zu realisieren, haben es im allgemeinen schwerer, ein ge-

eignetes Grundstück zu finden. Lage,Ausnutzungsmöglichkeit und Grundstückspreis

müssen zusammenpassen. Bei der Suche nach einem geeigneten Grundstück sollten

sie daher immer einen Architekten als Fachmann für die Beurteilung, vor allem

der baulichen Ausnutzung, hinzuziehen. Dieser Architekt müßte in großen Zügen

bereits die Wohnwünsche der zukünftigen Bauherren kennen, um eine entsprechen-

de Prüfung des Grundstückes im Hinblick auf die Umsetzung des Raumprogram-

mes vornehmen zu können.

Die Konsultation kommunaler Behörden zwecks Hinweise auf verwertbare Baulük-

ken oder bebaubare Restgrundstücke kann bei dieser Suche nützlich sein. Die

Bereitstellung kommunalen Baulandes zu günstigen Grundstückspreisen oder im

Erbbaurecht würde gerade jungen Familien mit Kindern helfen, im Rahmen eines

Mitbestimmungsmodells - evtl. unter Einbeziehung von Selbsthilfe - Wohnungs-

eigentum zu bilden.

Spätestens beim Erwerb des Grundstückes muß sich eine Bauherrengemeinschaft

bilden, die als Erwerber des Grundstückes auftreten kann, und die auch ihren

Mitgliedern einen Rücktritt - nur unter Bereitstellung eines Nachrückers -

erlaubt, damit das gesamte Projekt nicht gefährdet wird.

Bei anderen Organisationsformen der Mitwirkung von Bewohnern beim Bau von

Mehrfamilienhäusern, wo der zukünftige Bewohner nicht selbst Initiator und

Bauherr ist, sondern Architekten, Unternehmen der Wohnungswirtschaft oder

private Baubetreuungsunternehmen, wird in der Regel das Grundstück bereits

zusammen mit einer Rahmenplanung als konkrete Vorgabe angeboten. Hier haben

die Organisatoren die Suche und die Auswahl eines geeigneten Grundstückes,

verbunden mit einem Verwertungsvorschlag, übernommen.
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3. DURCHFÜHRUNG DER PLANUNGSBETEILIGUNG

3.1 Planerische und konstruktive Voraussetzungen 

Die Einbeziehung der Bewohner in den Planungsprozeß wird in der Praxis unter-

schiedlich gehandhabt. Die Erklärung dafür liegt in der Grundeinstellung der

Organisatoren - d. h. Wohnungsunternehmen, Architekten, Bauherrengemeinschaften

usw. - zu diesem Problem und an den verschiedenartigen Randbedingungen der

einzelnen Objekte. Das wird auch an den ausgewählten Beispielen aus der Bun-

desrepuublik Deutschland, osterreich und den Niederlanden deutlich, die dieser

Untersuchung zugrunde liegen. Dabei ist es jedoch unwesentlich, ob es sich um

Eigentumsmaßnahmen oder um Mietwohnungen handelt. Grundvoraussetzungen für

die Intensität und den Umfang der Planungsbeteiligung ist zunächst

- der Wille und die Zielvorstellung der Organisatoren (Bauherrengruppen,

Architekten, Unternehmen der Wohnungswirtschaft, Bauträger, Baubetreuer,

Kommunen usw.) und

- das Vorhandensein aller zukünftigen Bewohner vor Baubeginn.

Nach diesen beiden Kriterien richten sich auch die planerischen und konstruk-

tiven Vorgaben des Architekten und die Organisationsform für die Einbeziehung

der Bewohner in den Planungsprozeß.

s Will z. B. ein Unternehmen der Wohnungswirtschaft ein Verkaufsangebot von

Eigentumswohnungen durch die Möglichkeit einer Planungsbeteiligung verbes-

sern, wird in der Regel die Gebäudekonzeption einschließlich des Tragwerk-

systems festgelegt. Der zukünftige Bewohner kann dann die Unterteilung der

ihm angebotenen Wohnfläche vornehmen und die Raumnutzung sowie die Ausstat-

tung bestimmen. In wenigen Fä ll en kann nachbestimmten Vorgaben die Art der

Fenster gewählt und über die Gemeinschaftsanlagen mit entschieden werden.

Aus verkaufstechnischen Gründen kann in der Regel bei diesen Projekten mit

dem Baubeginn nicht so lange gewartet werden, bis alle Interessenten vorhan-

den sind, sondern nur so lange, bis die Finanzierung eines Projektes als ge-

sichert gilt. Nicht verkaufte Wohnungen werden vom Bauträger fertiggestellt

und vermietet oder zu einem späteren Zeitpunkt verkauft.

s Anders ist es, wenn die Einbeziehung der Bewohner in den gesamten Entste-

hungsprozeß des Gebäudes als Teil einer sozialen Aufgabe des Wohnungsbaues

und als Teil einer fortschreitenden Demokratisierung verstanden wird, bei der

dem zukünftigen Bewohner das Recht auf weitgehende Selbstbestimmung - bei

gleichzeitiger Obernahme von Verantwortung - eingeräumt werden soll. Dazu ist

es notwendig, daß alle zukünftigen Bewohner bei Planungsbeginn bekannt sein

müssen. Hier muß der Architekt mit einer offenen Planungsmethode arbeiten, um

die Bewohner bereits bei der Grundkonzeption des Hauses mit einbeziehen zu

können. Das Planungssystem muß die individuellen Bedürfnisse und Wohnvorstel-
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lungen der einzelnen Familien berücksichtigen und auch spätere Nutzungsände-
rungen zulassen. Mit dem gemeinsamen Erleben des Entstehungsprozesses ihrer
Wohnung und ihres Hauses soll eine Hausgemeinschaft wachsen, die die Anonymi-
tät des mehrgeschossigen Wohnungsbaues - bei gleichzeitiger Sicherung der
Privatsphäre - vermeidet und bei den Bewohnern das Verantwortungsgefühl für
ihre Wohnung, für ihr Haus und ihr Wohnumfeld stärkt.

An diesen beiden voneinander sehr abweichenden Beispielen wird die minimale

und maximale Planungsbeteiligung deutlich. Zwischen diesen beiden Graden der

Bewohnermitwirkung gibt es allerdings eine ganze Reihe von Projekten mit einem un-

terschiedlichen Beteiligungsgrad, der sich auch in den planerischen und kon-

struktiven Voraussetzungen widerspiegelt. Um die, der Untersuchung zugrunde

liegenden Objekte auf den Umfang und die Intensität der Planungsbeteiligung hin

untersuchen zu können, wurden als Ausgangsbasis 19 bedeutende Planungskriterien

für ein Gebäude zusammengestellt. Es sind

- die Lage des Grundstücks,

- die Gebäudeform,

- der konstruktive Rahmen,

- die Baustoffe des Gebäudes,

- die Größe und Lage des Treppenhauses,

- die Wohnungszugänge,

- die Installationspunkte,

- die Fassadengestaltung,

- die Wohnungsgrößen,

- die Lage der Wohnungen im Gebäude,

- die Verteilung der Wohnfläche auf 1 oder 2 Geschoßebenen,

- die Raumaufteilung der Wohnungen,

- die Raumnutzungen,
- die Lage und Größe von Loggien, Balkonen und Freisitzen,

- die vorbestimmten Erweiterungen im Dachgeschoß oder als Anbau im Erd- oder

Untergeschoß,

- die Ausbauzonen im Bereich der Fassaden,

- die Ausstattung,

- die Gemeinschaftseinrichtungen,

- die Außenanlagen.
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Unter Zugrundlegung dieser 19 Planungskriterien ergibt sich - nach einer Ana-

lyse der für diese Arbeit ausgewählten Objekte - eine Gliederung für die Pla-

nungsbeteiligung in 4 Realisierungsgruppen. Diese sind in der Abb. 1 dargestellt

und in den nachfolgenden Abschnitten im einzelnen erläutert. Neben der Gruppen-

einteilung wird in der Abb. 1 deutlich, welche Entscheidungen in den verschie-

denen Gruppen der Einzelne treffen kann, welche von der Gemeinschaft zu beein-

flussen sind bzw. bestimmt werden und welche Festlegungen der Architekt bzw.

der Bauträger trifft.

Sicher sind noch weitere Kombinationen für die Planungsbeteiligung auch in Verbin-

dung mit der Erweiterung der genannten Kriterien denkbar. Mit der etwas verein-

fachten Darstellung der Planungsbeteiligung in vier Gruppen sollen keine Modelle

skizziert, sondern eine größere Transparenz des gesamten Themas erreicht und

gleichzeitig eine Hilfestellung bei der gedanklichen und organisatorischen Vor-

bereitung entsprechender Projekte gegeben werden.Durch die Möglichkeit der

schrittweisen Annäherung an diesen Problemkreis soll Bewohnern, Planern und

Organisatoren, die sich mit dem Gedanken tragen, solche Projekte durchzuführen,

die Entscheidung zur Realisierung erleichtert werden.
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Gliederung der Planungsbeteiligung in vier Realisierungsgruppen

REALISIERUNGSGRUPPEN
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Abb. 1:

Die Gliederung der Planungsbeteiligun g in vier Realisierungsgruppen erfolgte nach
Umfang unl Intensität der Mitwirkung der zukünftigen Bewohner während des Planungs-
prozesses, gemessen an 19 bedeutenden Planungskriterien eines Wohngebäudes.

E = von dem Einzelnen zu bestimmende Kriterien
G = von der Gemeinschaft zu bestimmende Kriterien
A = von dem Architekten bzw. Bauträger festzulegende Kriterien
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3.1.1 Realisierungsgrueee-I

Die einfachste Form der Planungsbeteiligung erstreckt sich auf nur vier Pla-

nungskriterien (Abb. 2). Das sind

- die Raumaufteilung der Wohnung,

- die Art der Raumnutzung,

- die Ausstattung der Wohnung und

- vorbestimmte Erweiterungen der Wohnung (Dachgeschoßausbau, Anbau im Erdge-

schoß, Wintergärten u. ä.).

Neben der individuellen Einrichtung der Wohnung beim Erstbezug soll diese auch

Veränderungen zu einem späteren Zeitpunkt zulassen, wenn sich die Wohnbedürf-

nisse der Familie ändern oder wenn ein neuer Mieter oder Eigentümer die Woh-

nung bezieht. Zahlreiche Beispiele aus der Vergangenheit - insbesondere bei

Eigentumswohnungen - zeigen, daß von dieser eingeplanten Veränderungsmöglich-

keit des Grundrisses häufig Gebrauch gemacht wird (Abb. 19). Für den Eigentümer

oder Vermieter bedeuten solche Veränderungsmöglichkeiten eine Erhöhung des Ge-

brauchswertes der Wohnung. Aber auch das Angebot einer vorbestimmten Erweite-

rung in Form eines Dachgeschoßausbaues, eines Anbaues im Erdgeschoßbereich

oder die Schaffung eines Wintergartens wird bei sich ändernden Familienstruk-

turen gern genutzt (Abb. 3).

Diese Art von Planungsbeteiligung ist allerdings nicht neu. Schon Mies van

der Rohe hat bereits 1927 in der Weißenhof-Siedlung in Stuttgart einen Zwei-

spänner mit diesen Wohnqualitäten gebaut, wobei das Treppenhaus, die Installa-

tionspunkte und die Fensterpfeiler für die Anschlüsse der Zwischenwände fest-

gelegt waren (Abb. 4). Die Tragkonstruktion bestand aus einem Stahlskelett-

system, wobei die Fassaden in Fensterbändern aufgelöst waren.

Ähnliche Entwurfskonzepte, bei denen nur die Sanitärräume in ihrer Lage und

in ihren Abmessungen fixiert waren, wurden auch im Rahmen der Wettbewerbe

"Flexible Wohnungsgrundrisse" und "ELEMENTA" Anfang der 70er Jahre in verschie-

denen Großstädten der Bundesrepublik Deutschland realisiert. Diese Entwürfe

erforderten, bedingt durch die großen Spannweiten der Decken und durch die

Stützensysteme sowie die Verteilung der Heizkör per und die stark unterglieder-

ten Fensterflächen Mehraufwendungen von 5 - 10 % der Gebäudekosten (Abb. 5).

Die Unterteilung der angebotenen Wohnflächen erfolgte in einigen Objekten durch

vorgefertigte, umsetzbare Innenwandelemente, die kombinierbar waren und von

denen für spätere Grundrißänderungen eine bestimmte Anzahl vorgehalten werden
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mußte. Diese Art von Innenwandkonstruktion war sehr teuer und erforderte zu-

sätzliche Gebäudekosten von 10 - 15 %, zuzüglich Kosten für Vorratselemente in

Höhe von 1,2 %. Die vorgefertigten und umsetzbaren Innenwandelemente erforder-

ten auch die Aufteilung der Wohnfläche nach einem Planungsraster, das seiner-

seits bestimmte Grundrißlösungen implizierte.

Aus diesen Erfahrungen und in Verbindung mit der Weiterentwicklung leichter

Innenwandkonstruktionen sind in den letzten Jahren Projekte mit Planungsbe-

teiligung gebaut worden, die nicht teurer waren als vergleichbare Bauten

ohne Bewohnermitwirkung.

Als Beispiele können die Objekte Hannover, Dröhnenstraße, und Köln, Stollwerck-

Gelände, genannt werden, die beide in der Ausschreibung "Preiswerte Eigentums-

wohnungen" des Bundesministers für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau ausge-

zeichnet wurden (Abb. 6). Es sind Gebäude mit Maisonette-Wohnungen und Wohnun-

gen auf einer Geschoßebene, bei denen kein Planungsraster zugrunde gelegt wurde.

Ihre Wohnflächen lassen vielfältige Grundrißaufteilungen zu. Es sind Eigentums-

wohnungen, die im Rahmen des freifinanzierten und öffentlich geförderten Woh-

nungsbaues mit Selbsthilfe der Bewohner errichtet wurden. Diese Art der Pla-

nungsbeteiligung wurde in den vergangenen Jahren vorwiegend von Unternehmen der

Wohnungswirtschaft als Erweiterung des Angebotes für Eigentumswohnungen verwendet.

Feststellungen und Hinweise für die Planungsbeteiligung im Rahmen der

Realisierungsgruppe I 

• Aus dem planerischen Bereich

- Ein Planungsraster zur Erleichterung der Entwurfsarbeit und als Hilfs-

mittel für die Planungsgespräche mit den zukünftigen Bewohnern über die

Grundrißaufteilung ist nicht zwingend erforderlich, da die Planung durch

die Festlegung der Eingangssituation, der Installationsbereiche, der Fas-

sadengestaltung sowie der Loggien und Balkone weitgehend vorstrukturiert

ist und sich die Planungsbeteiligung nur auf die Anordnung nichttragen-

der Zwischenwände beschränkt.

- Die Wohnung wird mit fest umrissenen Wohnflächen - auf einer oder zwei

Geschoßebenen - angeboten. Eine Mischung verschiedener Wohnungen (z. B.

nach Größe, Wohnform) erleichtert den Bewerbern die Auswahl nach ihren

spezifischen Bedürfnissen.
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- Zur Erleichterung der Planungsentscheidungen werden den zukünftigen Bewoh-

nern mehrere GrundriBvarianten als Beispiele vorgegeben.

- Bei vorbestimmten Erweiterungen erstreckt sich die Planungsbeteiligung im

allgemeinen auf die Wahl der nach Größe und Umfang fest umrissenen An- und

Ausbauten.

- Wohnflächen, für die sich kein Interessent während der Bauzeit gefunden

hat, können problemlos fertiggestellt und anschließend verkauft oder ver-

mietet werden.

- Da der konstruktive und gestalterische Rahmen des Gebäudes sowie die ein-

zelnen Wohnungen in ihrer Größe in der Regel vom Bauträger festgelegt sind,

ist es nicht zwingend erforderlich, daß alle zukünftigen Bewohner vor Baube-

ginn bekannt sein müssen.

• Aus dem konstruktiven Bereich

- Besondere konstruktive Merkmale sind bei diesem Grad von Planungsbeteili-

gung in der Regel nicht erforderlich.

- Die Tragkonstruktion wird aus wirtschaftlichen Gründen in traditionellem

Mauerwerksbau unter Verwendung vorgefertigter Bauteile und -elemente aus-

geführt.

- Konstruktive Wandscheiben zur Sicherung wirtschaftlicher Deckenspannwei-

ten dürfen eine vielseitige Raumaufteilung nach individuellen Wünschen der

Bewohner nicht einschränken.

- Nichttragende Innenwände sollten als Leichtwände (z. B. Holzständerwerk

mit Schalldämmung und beidseitiger Verkleidung) unter Berücksichtigung

der Probleme des Schallschutzes auf den Fertigfußböden aufgesetzt werden.

- Da Fensteröffnungen festgelegt sind, lassen sich die Heizkörper trotz unter-

schiedlicher Raumaufteilung in der Regel wirkungsgerecht und ohne Mehrkosten

anordnen. Auch eine Fußbodenheizung mit mehreren, den Unterteilungsmöglichkei-

ten entsprechenden Heizkosten kann zweckmäßig sein.
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Realisierungsgruppe I

A	 Von den Bewohnern beeinflußbare
Planungskriterien

B	 Von dem Architekten bzw. Bauträger
festgelegte Planungskriterien
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Abb. 2:

In der Realisierungsgruppe I, die in der Bundesrepublik Deutschland häufig prak-
tiziert wird, können die zukünftigen Bewohner bei 4 der 19 aufgeführten Planungs-
kriterien mitbestimmen. Es sind die Raumaufteilung der Wohnung, die Raumnutzung,
die Ausstattung und die vorbestimmten Erweiterungen der Wohnung.
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Abb. 3: Vorgegebene Wohnungserweiterungen.
Erdgeschossiger Anbau für die untere Maisonette-
Wohnung. Dachausbau für d i e obe r e Maisonette-Wohnung

Objekt: Hannover-Davenstedt
Architekt: Gemeinnützige Baugesellschaft,

Hannover

Abb. 4 : Ein frühes Beispiel der
Planungsbeteiligung in der
NeißenhOf-Siedlung Stuttgart
1927 von Mies van der Rohe.
Der Stahlskelettbau läDt
beliebige GrundrißaUfteilun-

gen zu.
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Realisierungsgruppe I
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Realisierungsgruppe I

1. ObergeschOD GartengeSchOß Erdgeschoß

	„;---^_
_
' 	

m BE

15u

nn/AUSmm	 xyELABE

VORS CHI AG

Objekt: Hamburg
	

Objekt: Ulm
Arch itekten : Garten u n d Ka h l,
	 Archi tek te n : Dilger und Weidn e r,

Architekten BDA, Hamburg
	

Fre i e Arc hite k ten, Ulm

Abb. 5: D i e Mehrkosten für zu große Deckenspannweiten s teh e n oft nic h t im Verhält-
nis zu der damit möglich en individuellen Aufte ilung d e r GrundriDf]üche.
Di e Deckenspannweiten k önn e n durc h Stützen v ermind e rt we rden, di e d ie
GrundrißfleXibilitüt nur unwesentlich einschränken.

Objekt: Köln, Stollwerck-Gelände
	

Objekt: Hannover-Davenstedt
Architekt: dt8 PlanungSgruppe, Köln
	

Architekt: GemeinnütZige Baugesellschaft,
Hannover

Abb. 6: Die Verteilung der Wohnfläche auf 2 Ebenen (Maisonette-Wohnungen) erlaubt
wirtschaftliche Deckenspannweiten trotz individueller GrundriDaufteilung.
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3.1.2 Realisierungsgruppe II

Im Gegensatz zur Gruppe I erweitert sich hier die Planungsbeteiligung der Be-

wohner um "5 wesentliche Bereiche (Abb. 7). Es sind

- die Wahl der Wohnungsgröße,

- die Lage der Wohnung innerhalb des Gebäudes,

- die Verteilung der Wohnfläche auf eine oder zwei Geschoßebenen,

- die Gemeinschaftseinrichtungen und

- die Außenanlagen.

Hierzu kommen die bereits in der Gruppe I von den Bewohnern zu bestimmenden

Kriterien, wie

- die Raumaufteilung der Wohnung,

- die Raumnutzung,

- die Ausstattung der Wohnung und

- die vorbestimmten Erweiterungen (Dachgeschoßausbau, Anbau im Erdgeschoß,

Wintergärten u. ä.).

Die Ausdehnung der Planungsbeteiligung um die drei o. g. Bereiche setzt voraus,

daß alle zukünftigen Bewohner bei Baubeginn bekannt sein müssen. Gemeinsam

zwischen Architekt und allen Interessenten müssen der Flächenbedarf der einzel-

nen Familien sowie die gewünschte Lage der Wohnung und die Verteilung der

Wohnflächen auf eine oder zwei Geschoßebenen besprochen und festgelegt werden.

Diese Abstimmung ist nicht immer einfach und erfordert von allen Beteiligten

großes Verhandlungsgeschick.

Die Anwendung eines nuerw n.inn"F7	 ^^-Anwendung	 Quer wandgefügesuye5 Ami L e lIII GLIICII I1 QgwerKJC I lell l,etl, UdS

auch eine beliebige Anordnung von Maisonette-Wohnungen zuläßt, erleichtert

die Aufteilung des Gebäudes in einzelne Wohnungen nach den verschiedenen

Wünschen der Bewohner (Beispiele Speyer, Dietzenbach und Karlsruhe).

Handelt es sich um Eigentumswohnungen, werden die in Planungsgesprächen fest-

gelegten Wohnungsgrößen und deren Lage im Gebäude im Grundbuch fest verankert

und sind somit für spätere Zeiten nicht mehr ohne weiteres veränderbar. Bei-

spiele hierfür sind die Objekte Dietzenbach und Karlsruhe (Abb. 8 und 9).

Anders ist es bei den 20 Mietwohnungen in Speyer, die im Rahmen des sozialen

Wohnungsbaues errichtet werden. Diesem Gebäude liegt ein flexibles Nutzungs-

konzept zugrunde. Ohne Eingriffe in das bauliche Grundgefüge vornehmen zu müs-

sen, kann hier neben der individuellen Wohnungsgesrtaltung auch auf einen sich

ändernden Wohnungsbedarf durch Vergrößerung oder Verkleinerung der Wohnungen,
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aber auch durch bestimmte Kombinationen verschiedener Wohnungen oder Raumteile

reagiert werden. Da es sich um Mietwohnungen handelt, können vom Vermieter die-

se Veränderungen gesteuert werden.

Die Nutzungsflexibilität des Grundrisses wurde durch sogenannte Schaltraumzo-

nen zwischen zwei Wohnungen erreicht, die ganz oder zur Hälfte einer Wohnung

zugeschlagen werden können und sich über die gesamte Haustiefe erstrecken.

Um diese Kombination später ohne Stemmarbeiten durchführen zu können, wurden

bereits beim Bau sogenannte"Sollbruchstellen"für Türöffnungen eingebaut. Die

in einem festgelegten Bereich vorgesehenen Sanitärräume werden von den even-

tuellen Vergrößerungen oder Verkleinerungen nicht betroffen und können dem

sich ändernden Bedarf entsprechend erweitert oder verkleindert werden (Abb.

10 und 11).

Der Schaltraum in Verlängerung des Treppenhauses kann bei entsprechender Größe

entweder als nicht selbständig zu nutzende Wohnfläche einer der beiden angren-

zenden Wohnungen zugeschlagen oder als kleines Einzimmerappartement mit der

Kombinationsmöglichkeit der angrenzenden Wohnungen ausgebildet werden (Abb. 12).

Die Erweiterung des Einzimmerappartements zu einer Zweizimmerwohnung durch

Hinzunahme eines Raumteiles der angrenzenden Wohnung wäre eine weitere Varian-

te dieser Schaltraumzone.

Für diesen Grad der Planungsbeteiligung, der mit der Wahl der Wohnungsgröße

und der Lage der Wohnung innerhalb des Gebäudes beginnt, wird in der Regel aus

Kostengründen statt eines offenen Tragsystems eine Konstruktion aus tragenden

Wandscheiben und Stützen gewählt. Da die Fassaden mit ihren Fensteröffnungen

feststehen, können auch die Außenwände als Deckenauflager genutzt werden. Bis

auf die Stahlbetonstützen, die zur freien Wohnungsaufteilung erforderlich sind,

können alle tragenden Wandscheiben in traditionellem Mauerwerksbau ausgeführt

werden. Durch den Wechsel von tragenden Wandscheiben und Stützen ergeben sich

trotz der großen Flexibilität des Gebäudes wirtschaftliche Deckenspannweiten.

Die klaren Grundrißkonzepte mit nur einem oder zwei Breitenmaßen und den sich

wiederholenden Konstruktionsdetails begünstigen den Fertigungsprozeß und den

Einsatz kleiner und größerer Fertigteile. Auch die Anordnung von Schaltraum-

zonen, die ein langfristiges, flexibles Nutzungskonzept des Gebäudes sichern,

beeinträchtigen nicht die Wirtschaftlichkeit dieser einfachen Konstruktion.

Die Innenwände werden, wie auch in der Gruppe I der Planungsbeteiligung, als

Leichtwände auf den Fußboden aufgesetzt. Die Sanitärräume können bei festge-

legten Anschlußstellen verschiedene Größen erhalten und sind in ihren Abmes-
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sungen auch später noch veränderbar. Da die Fassaden mit ihren Fensteröffnun-

gen im wesentlichen festgelegt sind, können die Heizkörper im Brüstungsbereich

auch unter Berücksichtigung einer späteren Wohnungsänderung problemlos angeord-

net werden. Lediglich bei den Raumteilen der Schaltraumzonen muß auf die Mög-

lichkeit eines wechselseitigen Anschlusses der Heizkörper geachtet werden.

Je nach Aufgabenstellung und Randbedingungen sind aber auch andere planerische

und konstruktive Lösungen bei diesem Grad der Planungsbeteiligung denkbar.

Feststellungen und Hinweise der Planungsbeteiligung im Rahmen der 

Realisierungsgruppe II 

• Aus dem planerischen Bereich 

- Zur Erleichterung der Planungsbeteiligung wird die zur Verfügung stehende

Grundrißfläche des Gebäudes meist durch ein Querwandgefüge vorstrukturiert.

Die Wandabstände müssen das Einfügen gut nutzbarer Räume zulassen. Dabei

ist auch die Kombination verschiedener Breiten denkbar.

- Durch sogenannte Schaltraumzonen ist ohne konstruktiven Mehraufwand ein

langfristiges, flexibles Nutzungskonzept in einem bestimmten Umfang zu

erreichen.

- Die Anordnung der Schaltraumzonen kann zwischen zwei Wohnungen über die

gesamte Haustiefe, aber auch in Verlängerung des Treppenhauses erfolgen.

- Für spätere Nutzungsänderungen sollten innerhalb der Schaltraumzonen"Soll-

bruchstellen"angelegt werden, um bei Wohnungsvergrößerungen oder Verklei-

nerungen keine Stemmarbeiten durchführen zu müssen.

- Ein langfristiges, flexibles Nutzungskonzept des Gebäudes erscheint nur

bei Mietwohnungen sinnvoll zu sein, da bei Eigentumsmaßnahmen die indivi-

duellen Wohnungsgrößen sowie die Lage der Wohnung nicht mehr verändert

werden können, außer durch Zukauf der Nachbarwohnung.

- Die durch Installations-Anschlußstellen festgelegten Sanitärräume sollten

in ihren Abmessungen veränderbar bleiben, um sich wandelnden Wohnbedürf-

nissen anpassen zu können.

- Bei Wohnungen, die sich auf zwei Geschoßebenen verteilen, sollte zugunsten

einer Nutzungserweiterung auch ein neutraler Zugang für beide Wohnungstei-

le eingeplant werden.
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• Aus dem konstruktiven Bereich 

- Eine dem Entwurfssystem folgende Konzeption . , bestehend aus tragenden Wand-

scheiben, freistehenden Stützen und belasteten Außenwänden, erlaubt auf

wirtschaftliche Weise die individuelle Aufteilung der gesamten Grundriß-

fläche des Gebäudes.

- Wirtschaftliche und sich wiederholende Deckenspannweiten und immer wieder-

kehrende Konstruktionsdetails begünstigen den Produktionsablauf und erlau-

ben den Einsatz kleiner und großer Fertigteile.

- Die Trennung von Rohbau und Ausbau erleichtert den Prozeß der Planungsbe-

teiligung und bietet gleichzeitig die Voraussetzung für eine wirtschaft-

liche Erstellung des Gebäudes.

- Baustoffe und Konstruktion des tragenden Gefüges können - nach statischen

Berechnungen - je nach Wirtschaftlichkeit ausgewählt werden.

- Die Begrenzungswände der Schaltraumzonen sollten immer als Wohnungstrenn-

wände ausgebildet werden.

- Die nichttragenden, veränderbaren Innenwände sollten als Leichtwände

(z. B. Holzständerwerk mit Schalldämmung und beidseitiger Verkleidung)

unter Berücksichtigung des Schallschutzes auf den Fertigfußboden aufgesetzt

werden.

- Da die Fensteraufteilung festgelegt ist, lassen sich die Heizkörper - auch

im Hinblick auf sich verändernde Raumaufteilungen - wirkungsgerecht und

ohne Mehrkosten montieren. Auch eine Fußbodenheizung mit mehreren, den

Unterteilungsmöglichkeiten entsprechenden Heizkreisen ist möglich.

- Bei Schaltraumzonen sollte auf die Möglichkeit eines wechselseitigen An-

schlusses der Heizkörper geachtet werden.
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Realisierungsgruppe II

A	 Von den Bewohnern beeinflußbare
Planungskriterien

B	 Von dem Architekten bzw.	 Bauträger
festgelegte	 Planungskriterien

er Lage des Grundstücks /
IFT Gebäudeform /̂i%i.^6
Pr

3 .	 Konstruktiver Rahmen
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Baustoffe      ^ ^^î.%^^y%^/////%i.%^/.
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10.	 Lage der Wohnung	 im Gebäude
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2 Geschoßebenen
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/̂ ^i1 12.	 Raumaufteilung
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13.	 Raumnutzung

14. Loggien, Balkone und Fre isitze/

5, Vorbestimmte Erweiterungen
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16. Ausbauzonen in	 Bereich der Fassade
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,
1117.i 	Ausstattung
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Arr Air 	 'j 18. Gemeinschaftseinrichtungen
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,r,;%^	1 19 . Au ße n a n 1 a g e n

Abb. 8:

In der Realisierungsgruppe II können die zukünftigen Bewohner bereits 8 der 19
aufgeführten Planungskriterien mitbestimmen, wobei die entscheidende Erweiterung
gegenüber der Gruppe I in der Mitbestimmung der Wohnungsgröße liegt.
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Realisieruncsgruppe II

Grundrißausschnitt: Oberaeschoß; Eigentumswohnungen

Objekt: Dietzenbach
Architekten: Brackrock - Gitter - Hamacher, Darmstadt

Grundriß: Erdgeschoß; Eigentumswohnungen

Objekt: Karlsruhe, Rintheimer Feld
Architekten: Gruppe 4+, Karlsruhe

Abb. 8 und 9: Bei Eigentumswohnungen werden nach dem Prozeß der Planungsbeteili-
gung die Lage und die Größe der einzelnen Wohnungen als Sondereigen-
tum festgelegt. Eine spätere Veränderung der Wohnungsstruktur des
Gebäudes ist somit praktisch nicht möglich. Zusätzliche konstrukti-
ve Maßnahmen für ein langfristiges flexibles Nutzungskonzept des
Gebäudes wären verfehlte Investitionen.



Objekt: Speyer, Obere Langgasse
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Realisierungsgruppe II

Aufteilung der Mietwohnungen nach dem Planungsprozeß

Schaltraumzone	
no
	 Schaltraumzone

Grundstruktur als Rahmen für die Planungsbeteiligung mit den markierten Schaltraumzonen

Abb. 10 und 11: Durch die Schaltraumzonen mit ihren als"Sollbruchstellen"angelegten
Öffnungen ist jederzeit eine Veränderung der Wohnungsstruktur des Ge-
bäudes mö g lich. Der Vermieter kann bei einem sich ändernden Wohnbe-
darf die Entstehung anderer Wohnkonstruktionen steuern.

Abb. 12: Anordnung einer zusätzlichen Schaltraumzone in Verlängerung des Treppenhauses
als selbständig zu nutzende Einzimmerwohnung oder als Vergrößerung der an-
schließenden Wohnung;
Mietwohnungen für Familien mit mehreren Kindern;
Planungsbeteiligung durch Bewohnervertreter und Gruppensitzungen;

Objekt: Offenburg-Stegermatt
Architekt: Baltin und Voegele, Karlsruhe

Gruppe 4+, Karlsruhe
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3.1.3 Realisierungsgruppe III

Bei dem Grad der Planungsbeteiligung im Rahmen dieser Gruppe werden nur noch

vier der wichtigsten Planungskriterien eines Gebäudes (Abb. 13) von dem Archi-

tekten allein bestimmt. Es sind

- der konstruktive Rahmen,

- die Grundbaustoffe des Gebäudes,

- die Treppenhäuser und

- die Installationspunkte.

Als Erweiterung der Realisierungsgruppe II haben hier die Bewohner Einflußmög-

lichkeiten auf

- die Fassadengestaltung,

- die Ausbauzonen im Bereich der Fassaden und

- die Wohnungszugänge.

Ein weiteres entscheidendes Kriterium bei Projekten dieser Gruppe ist die An-

wendung eines offenen Entwurfssystems, bei dem die konsequente Trennung der

Tragkonstruktion (Rohbau) und des Einbaupaketes (Ausbau) vorgenommen wird, um

damit eine uneingeschränkte Nutzungsflexibilität des Gebäudes zu erreichen (Abb. 14).

Projekte dieser Art sind bereits im Rahmen des "ELEMENTA"-Bauwett-

bewerbes (Hannover, Architekt: Prof. Seitz, Hamburg; Nürnberg, Architekt:

G. Eckert und 0. Pressel und Mitarbeiter, München; siehe Abb. 15 und 16), in

den Niederlanden, aber auch in anderen europäischen und vereinzelt auch in

überseeischen Ländern gebaut worden. Als realisierte Beispiele dieser Gruppe,

die auch für die Auswertung dieser Arbeit herangezogen worden sind, können

folgende Objekte genannt werden:

Niederlanden: - Papendrecht, "Molenvliet"

- Utrecht, "Lunetten"

- Rotterdam, "Keijenburg"

Österreich:	 - Hollabrunn, "Wohnen morgen"

- Wien, Feßtgasse 12 - 14, "Kommunaler Wohnungsbau"

Bundesrepublik
Deutschland:	 - Berlin, Admiralstraße 16, "Das Wohnregal"
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Dabei ist bemerkenswert, daß alle Objekte im Rahmen des sozialen bzw. öffent-

lich geförderten Wohnungsbaues errichtet wurden. Private Wohnungsunternehmen

oder Bauträger von Eigentumsmaßnahmen scheinen Projekte mit diesem Grad der

Planungsbeteiligung aus organisatorischen Gründen nicht zu realisieren, ob-

wohl sie sich auch für diesen Bereich eignen.

Für diese sehr weitgehende Planungsbeteiligung der Bewohner ist eine zeitli-

che Gliederung des Bauprozesses einerseits und eine Gliederung des Gebäudes

in Bauteile andererseits erforderlich. Um dies zu erreichen, wird bei solchen

Projekten in der Regel die schon 1964 von niederländischen Architekten entwik-

kelte SAR-(Stichting Architecten Research)Planungsmethode angewendet, die

durch zahlreiche Erfahrungen der vergangenen 20 Jahre, auch mit Projekten

außerhalb der Niederlande,weiter entwickelt wurde. Eines der letzten Wohnbau-

projekte, das in den Niederlanden mit Hilfe dieser Planungsmethode als Pilot-

projekt zur Anwendung der Modul-Ordnung gebaut wurde, ist Keijenburg in Rot-

terdam, bei dem auch zum ersten Mal die Bewohnerbeteiligung unter Zuhilfenahme

eines Mikro-Computers realisiert wurde. Das wesentliche der SAR-Planungsmethode

ist die konsequente Trennung von Tragsysteme (Rohbau) und Einbaupaket (Ausbau).

Dabei handelt es sich nicht um ein neues Bausystem, sondern um ein Koordina-

tionssystem, das im Prinzip jede Technik und die Anwendung verschiedener Mate-

rialien zuläßt. Ausgangspunkt dieser Überlegungen war nicht das Bestreben,

eine technische Verbesserung industrieller Fertigungsverfahren zu erreichen

- obwohl damit zugleich die Voraussetzung für rationelle Fertigung geschaffen

wird (Vielfalt in der Serie!) -, sondern die Aufgabe, Mitbestimmung der zukünf-

tigen Bewohner bei der Planung und beim Bau ihrer Wohnungen zu ermöglichen.

Der Rohhau wird als ein unverändert i ches Trag- und Konstruktionssystem - teil-
weise mit Versorgungsfunktionen und zum Teil auch schon mit benutzbaren Berei-

chen, z. B. Treppenhäuser- also ein in sich vollkommenes Bauwerk ohne fertige

Wohnungen angesehen, das der einzelne Bewohner nicht beeinflussen kann. Dabei

kann der Rohbau in traditioneller Technik gebaut, mit Großflächen- oder Tunne-

schalungen betoniert, aber auch aus industriell vorgefertigten Einzelteilen

zusammengesetzt werden.

Mit dem Ausbaupaket oder Ausbausystem, das ebenfalls von seiner Ausführung

und der Wahl des Materials sehr unterschiedlich sein kann, bestimmt der zu-

künftige Bewohner seinen Grundriß. Darüber hinaus kann er in Verbindung mit

der Raumaufteilung auch die Lage der Wohnungstür und die Fassadengestaltung

nach seinen Wünschen und Vorstellungen beeinflussen. So kann eine vielfältige

Mischung verschiedenartiger Wohnungen mit einer individuellen Ausprägung ent-



- 31 -

stehen, mit der sich die Bewohner identifizieren können (Abb. 17). Die Er-

schließung der Wohnungen kann im Erdgeschoß-Bereich direkt vom Wohnweg oder

von der Straße erfolgen, während sie in den Obergeschossen über offene und

geschlossene Außengänge oder über verschiedenartig gestaltete Treppenhäuser

möglich ist.

Oft werden im Erdgeschoß Wohnungen für Behinderte oder ältere Menschen vor-

gesehen. Auch Gemeinschaftseinrichtungen werden durch den möglichen Freiraum-

bezug bevorzugt im Erdgeschoß angeordnet.

Wie die Planungsbeteiligung von den Bewohnern angenommen wird und wie viel-

fältig das Ergebnis sein kann, zeigt u. a. das niederländische Objekt Keijen-

burg in Rotterdam, bei dem von 152 Wohnungen nur zwei die gleichen Grundriß-

aufteilungen aufweisen.

Die Befürchtung vieler Bauträger, bei einem baldigen Auszug eines Mieters

dessen Wohnung wegen der individuellen Grundrißaufteilung nicht ohne erhebli-

che Umbaumaßnahmen wieder vermieten zu können, hat sich bisher in der Praxis

als nicht so bedeutend herausgestellt. In der Regel werden die individuellen

Wohnungsgrundrisse nicht so extrem zugeschnitten, daß ein nachfolgender Mie-

ter nicht darin wohnen könnte. Zum anderen waren bisher die vom Nachmieter

geäußerten Umbauwünsche nicht so groß, daß sie bei den wenigen Fällen vom

Vermieter nicht finanziert werden konnten.

Bei dem niederländischen Objekt Keijenburg wurde die Primärstruktur (Rohbau)

auf eine Lebensdauer von 50 Jahren ausgelegt, während man mit einer Erneue-

rung der Sekundärstruktur (Ausbau) bereits nach 15 bis 20 Jahren rechnet.

Während die Primärstruktur durch eine vorgezogene Baugenehmigung freigegeben

wird, werden die Grundrisse der Wohnungen erst nach Beendigung der Planungsbe-

teiligung gesondert eingereicht. Durch die Möglichkeit der freien Grundrißauf-

teilung können auch Auflagen und Bestimmungen der Wohnungsbauförderung bezüglich

Anzahl, Abmessungen und Art der Räume u. a. jederzeit berücksichtigt werden.

Aus den niederländischen Beispielen Papendrecht und Lunetten wird deutlich,

daß die SAR-Planungsmethode nicht nur für freistehende oder eingebaute Ein-

zelprojekte mit einem relativ einfachen rechtwinkligen Grundriß angewendet

werden kann, sondern auch für differenzierte Baustrukturen mit Raumbildungen,

Höhenstaffelungen und unterschiedlichen Dachausführungen im städtischen Ver-

bund einsetzbar ist (Abb. 18). Das fördert auch im verstärkten Maße, nach dem

Rückgang der Wohnungsbauprojekte auf der "grünen Wiese", den Einsatz der
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SAR-Planungsmethode im Bereich der Stadterneuerung bei kleineren Neubaumaßnah-

men, die als Ersatzwohnungsbau oder als Ergänzungsmaßnahme notwendig sind.

Bei dem österreichischen Objekt Hollabrunn "Wohnen morgen", das ebenfalls nach

der SAR-Planungsmethode gebaut wurde, ist die Primärstruktur sehr programmatisch

herausgearbeitet worden und dominiert im Gegensatz zu den niederländischen Ob-

jekten im äußeren Erscheinungsbild. Das aus Stützen, Trägern und Decken beste-

hende Traggerüst läßt eine weitgehende Gestaltung der Fassade durch den Bewoh-

ner in einem geordneten Rahmen zu. Nicht nur die individuelle Aufteilung der

Fensteröffnungen prägt die Fassade, sondern vor allem die zwischen der sicht-

baren Primärstruktur terrassenartig eingeordneten Vor- und Anbauten zur Woh-

nungsvergrößerung beleben das äußere Erscheinungsbild (Abb. 20).

Das Objekt Wien, Feßtgasse, hat dagegen durch die zwangsläufigen Bindungen

einer Baulücke nicht diese ausgeprägten Ausformungsmöglichkeiten der Fassaden.

Hier beschränkt sich die individuelle Gestaltung durch den Bewohner auf die An-

ordnung oder auf den Verzicht der Loggien, die wechselseitig auf der Gartensei-

te oder der Straßenseite des Gebäudes angeordnet werden können und auf die Wahl

verschieden großer Fenster bzw. Fenstertüren und deren Lage in der Fassade. Auch

die Größen der einzelnen Wohnungstypen konnten, bedingt durch die Richtlinien der

Gemeinde Wien, nur durch den "Spielraum Loggia" beeinflußt werden.

Eine weitere Variante der Planungsbeteiligung in bezug auf die Grundrißauftei-

lung wurde im "Wohnregal" in Berlin in der Admiralstraße praktiziert. Hier wurde

den Bewohnern eine über zwei Geschosse reichende Raumhülle mit einer Gesamthöhe

von 5,60 m angeboten. Dieses aus Betonfertigteilen hergestellte und wie ein

Regalfach wirkende Raumelement konnten die Bewohner mit einem Holzbausystem

nach ihren Wohnvorstellungen und Wünschen ausfüllen (Abb. 22). Beide Wohnungs-

teile dieser Maisonette-Wohnungen haben einen Anschluß an das Treppenhaus und

sind somit als selbständige Raumteile zu nutzen. Dieser zweite Eingang war

gleichzeitig eine Forderung der Feuerwehr als Fluchtweg für die sich im oberen

Teil der in Holz ausgebauten Maisonette-Wohnungen aufhaltenden Personen. Auch

auf die umfangreichen Selbsthilfeleistungen hat sich die Holzkonstruktion gün-

stig ausgewirkt.

Eine weitere Besonderheit dieses Objektes ist ein, auch auf andere Projekte

übertragbares Rankgerüst für Kletterpflanzen als Beitrag zur Stadtökologie.

Dieses Rankgerüst liegt vor der eigentlichen Fassade - in Verbindung
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mit den Loggienbrüstungen - und beeinträchtigt nicht die individuelle Gestal-

tung sowie eine nachträgliche Veränderung der Fassade. In Verbindung mit Ge-

meinschaftsräumen ist auf dem Dach des Hauses eine benutzbare Grünfläche

vorgesehen (Abb. 23 und 24).

Feststellungen und Hinweise der Planungsbeteiligung im Rahmen der 

Realisierungsgruppe III 

• Aus dem planerischen Bereich 

- Bei der Mehrzahl der in dieser Gruppe realisierten Objekte wurde nach

der SAR-(Stichting Architecten Research)Planungsmethode vorgegangen,

mit der bereits eine über 20jährige Erfahrung vorliegt. Das Wesentliche

dieser Planungsmethode ist

die Einführung eines Koordinationssystems zur Erleichterung der Kommu-

nikation aller Beteiligten, die Anwendung eines Entwurfsrasters in

Ergänzung der Aufteilung der Grundfläche in bestimmte Zonen mit unter-

schiedlichen Nutzungsbereichen zur Sicherung einer maximalen Flexibili-

tät

die konsequente Trennung der Primärstruktur (Rohbau)von der Sekundär-

struktur (Ausbau),

die Verwendung verschiedener Techniken und Materialien für Roh- und

Ausbau,

die Festlegung der Gebäudeerschließung,

die Festlegung der Installationsbereiche.

(Ausführliche Erläuterungen der SAR-Planungsmethode siehe Abb. 15.)

- Die konsequente Trennung von Tragsystem und Einbausystem erleichtert

nicht nur den Prozeß der Planungsbeteiligung, sondern bietet gleichzei-

tig die Voraussetzung für ein langfristiges, flexibeles Nutzungskonzept

des Gebäudes, bei dem jederzeit eine Veränderung der Grundrißaufteilung

vorgenommen werden kann,ohne die Tragstruktur verändern zu müssen.

• Aus dem konstruktiven Bereich 

- Durch die Trennung des Tragsystems und des Ausbausystems ist die Anwen-

dung konventioneller Baumethoden und Fertigungsverfahren genauso möglich,

wie der Einsatz industriell vorgefertigter Bauteile und -systeme.
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- Dem Entwurfskonzept entsprechend sollte ein wirtschaftliches Konstruktions-

system gewählt werden, wie beispielsweise ein tragendes Querwandgefüge mit

Sollbruchstellen zur Einbeziehung von Schaltraumzonen fürspätere Anderungen

der Wohnungsgrößen.

- Die nichttragenden, veränderbaren Zwischenwände werden in der Regel als

Leichtwände - unter Berücksichtigung des Schallschutzes - auf den Fertig-

fußboden aufgesetzt.

- Im Hinblick auf die Nutzungsflexibilität der Grundrisse empfiehlt sich eine

Fußbodenheizung mit mehreren, den vermutlichen Nutzungsänderungsmöglichkei-

ten entsprechenden Heizkreisen.
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Realisierungsgruppe III

A	 Von den Bewohnern beeinflußbare
Planungskriterien

B	 Von dem Architekten bzw.	 Bauträger
festgelegte Planungskriterien

1.
Pr 

Lage des Grundstücks	 ^^/
Pr Gebäudeform	 ^^A064: r Ad
r. Konstruktiver Rahmen
Pr

Baustoffe ^^̂
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5. Treppenhaus
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9.	 Wohnungsgröße
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11.	
2 GeschoßebenenWohnfläche auf 1 	 oder

12.	 Raumaufteilung

13.	 Raumnutzung
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14.	 Loggien,	 Balkone und Freisitze

j	 ^15 .	 /	 /^ Vorbestimmte Erweiterungen
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'DG-Ausbau DG-Ausbau	 Anbau	 im EG u.	 ä.

6%%//  	 0 16.	 Ausbauzonen im Bereich der Fassaden

Mr̂ 	 ^^ ^^^^^^^^//lA. 17. Ausstattung

^^/%i.^i.^%î.^̂/ji.^%^i 	 09
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18.	 Gemeinschaftseinrichtungen

19.	 Außenanlagen

Abb. 14:

In der Realisierungsgruppe III werden vom Architekten bzw. Bauträger nur noch
die Lage des Grundstückes, die Gebäudeform, der konstruktive Rahmen, die Bau-
stoffe, die Größe und Lage des Treppenhauses und die Installationsbereiche vor-
gegeben. Alle übrigen Planungskriterien werden unter Einbeziehung der Bewohner
festgelegt.



der Aufenthalts -
räume,einschlief3lich
Erschließung

1
Reservefläche für
Aufenthalts und
Nebenräume

ZONE

MARGE i

- 36 -

Erläuterung der SAR -(Stichting Architecten Research)Planunasmethode

Am 23.09.1964 wurde in den Niederlanden von neun Architektenbüros und dem Bund Nie-
derländischer Architekten die SAR (Stichting Architecten Research = Stiftung Archi-
tektenforschung) gegründet. Die Stiftung setzte sich zum Ziel, zu untersuchen, wie
im Rahmen des Wohnungsbaues eine möglichst breite Anwendung industrieller Ferti-
gungsverfahren erzielbar ist, und wie dennoch auf die individuellen Anforderungen
der Wohnungsnutzer eingegangen werden kann.
Dabei geht es nicht darum, ein neues und übertechnisiertes Bausystem zu erfinden,
denn deren gibt es schon genug, sondern ein Koordinationssystem, das im Prinzip je-
de Technik und jede Materialanwendung zuläßt.
Weiterhin soll unter Rücksichtnahme auf ökonomische Faktoren eine optimale Flexibi-
lität und Variabilität der Wohnungen und damit die Einflußnahme der Nutzer auf ihre
unmittelbare Wohnumwelt durch partizipatorische Planung ermöglicht werden.

ZONE	 der Nebenräume

Reservefläche für
MARGE	 Aufenthalts und

Nebenraume

ZONE  	 der Aufenthalts-
räume,einschiießlich
privater Freiräume

Prinzip der SAR-Planungsmethode

Die Einteilung in verschiedene Nutzungsbereiche erleichtert die Plazierung der Trag-
struktur, z. B. können in den Zonen die unveränderbaren konstruktiven Teile stehen,
während die Margen frei von konstruktiven Teilen sind.
Die Zonierung der SAR-Methode als Entwurfshilfe zeigt jedoch einen Weg, einerseits
die konstruktiven Teile eines Wohngebäudes auf ein noch wirtschaftlich vertretbares
Minimum zu reduzieren, und andererseits ein Maximum an Veränderbarkeit innerhalb der
entstehenden Wohnungen und Wohngebäude zu sichern.
Die Zonierung stellt also eine Ordnungsgrundlage dar, nach der die konstruktiven
Bauelemente vom Wirtschaftlichen her gesehen so groß wie notwendig, von der Woh-
nungsnutzung und Flexibilität her gesehen so klein wie möglich bemessen werden.

Aufteilung eines Gebäudes in Zonen und Margen; Objekt Wien, Feßtgasse

Abb.,14: Erläuterung der SAR-Planungsmethode

-Zone

aö -Marge

a-Zone

as-Marge

a -Zone

aä -Marge

ä -Zone
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Realisierungsgruppe III

1

Die Primärstruktur erlaubt
freie und veränderbare
Grundribaufteilung, die
sich auch in der Fassaden-
gestaltung ausdrückt.

Abb. 15:ELEMENTA-Bauten in
Nürnberg, 1973/74

Architekt:G. Eckert und
0. Pressel,
München, und
Mitarbeiter

J

•

l	 t

Typ 5515	 101	 501	 3015	 201
w+;3nf I a  he 100 76 r, '	13 22 m 1	 95 74 m ?	 77.13 m 1	56.37 m'

Abb. 16: Grundriß von ELEMENTA-Bauten in Hannover, 1973
Er bietet Planungsflexiblität durch eine Vielzahl unterschiedlicher Wohnungen. Konstruktive
Flexibilität durch versetzbare Zwischenwände, Nutzungsflexibilität über die Wohnungen und
Häuser hinweg.

Architekt: Prof. Seitz, Hamburg, und Mitarbeiter

401
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Realisierun g sgruppe III

^	 A.

^

'^"^^
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.`^ ^+^//	
^	 ~^^~^	 . _^^ ' 	 ^ 
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- 	 ,^^ . 
	 -

Abb. 17: Individuelle GrundriBaufteilung bei unterschiedlich
großen Wohnungen

Abb. 18: Anwendung der SAR- ( Stichting Architecten Research)
Planungsmethode be einer Hausgruppe im Stüdtebau-
lichen Zusammenhang unter 82rÜckSichtigung vorhan-
dener Bausubstanz im Ortskern Von Lunetten.

Objekt: Lunetten bei Utrecht
Architekten: Werkgroep KOKON Architekten bv, Rotterdam

F. van de Seyp und F. van der Werf
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Realisierungsgruppe III
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So sah die Wohnung beim Einzug aus. Die
Familie wollte keinen abgesonderten Wohn-
raum, daher wurde Kabinett 1 zum zentra-
len Bereich.

Grundriß nach dem ersten Umbau: Das El-
ternzimmer wurde zugunsten des Wohnraumes
verkleinert. Kabinett 1 wurde zum offenen
Eßbereich.
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Grundriß nach dem zweiten Umbau: Das El- 	 So soll die Wohnung umgebaut werden, wenn
ternzimmer wurde für Martin und Andrea 	 die Kinder aus dem Haus sind. Dann wollen
unterteilt, das Bad wurde vergrößert, die die Hinterberger einen repräsentativen
Eltern übersiedelten.	 Wohnbereich.

Abb. 19: Flexibele Grundrißkonzepte erlauben nicht nur eine individuelle Raumauftei-
lung, sondern können auch problemlos nach den sich jeweils ändernden Wohn-
bedürfnissen der Familie umgebaut werden, wie dieses Beispiel beweist.

Objekt: Hollabrunn, "Wohnen morgen"
Architekt: Prof. Jos Weber und Prof. Ottokar Uhl
Mitarbeit:. Franz Kuzmich, Ludwig Weinold

Rudolf Dirisamer (soziologische Untersuchungen)
Ede Dulosy (Heizung und-Lüftung)
Rudolf Gschnitzer (Kunst- und Tageslicht)
Erich Panzhauser (Bauphysik)
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Realisierungsgruppe III

Abb. 20: Die unterschiedliche Anordnung der Fenster und die zwischen der Tragstruk-
tur liegenden terrassenartigen Vorbauten spiegeln die Planungsbeteiligung
der Bewohner auch bei der Fassadengestaltung wider.

Objekt: Hollabrunn,	 "Wohnen morgen"
Architekt: Prof. Jos Weber und Prof. Ottokar Uhl

Straßenseite	 Gartenseite

Abb. 21: Die Einbeziehung der Bewohner bei der Fassadengestaltung bezog sich hier auf
die Anordnung der Loggien entweder auf der Straßen- und Gartenseite des Ge-
bäudes und auf die Wahl der Fenstergröße und Unterteilung. Zugunsten einer
größeren Wohnfläche konnte auch auf eine Loggia verzichtet werden.

Objekt: Wien, Feßtgasse
Architekt: Prof. Ottokar Uhl
Mitarbeiter: Franz Kuzmich, Ludwig Weinold
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Realisierungsgruppe III
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Abb. 22 : Die 2geschossige Raumhülle wurde von den
Bewohnern in Holzbauweise nach ihren eige-

nen Plänen in Selbsthilfe ausgebaut.

E. rr i—_--
Abb.	 24: Individuelle Gestaltung der StraBenfassade

mit davor liegendendem Rankgerüst.

Objekt: Berlin, Admiralstrabe, "Das Wohnregal" -
Architekten: K. Nylund, Ch. Puttfarken und P. Stürzebecher
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Abb. 25 : Die Festlegungen des Grundrisses beziehen
sich nur auf die Lage des Treppenhauses und
der Installationsschächte.
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3.1.4 Realisierungsgrueee_IV

Die Planungsbeteiligung der Bewohner beim Bau von Mehrfamilienhäusern umfaßt

in dieser Gruppe alle wichtigen Planungskriterien eines Gebäudes (Abb. 26).

Hier gibt es keine Entscheidung, die der Architekt alleine fällt.

Eine Voraussetzung zur Erreichung des positiven Ergebnisses ist, daß

die Bewohner vor Planungsbeginn bekannt sein müssen. Bei Rücktritt eines

Bewerbers sollte umgehend ein "Nachrücker" gefunden werden, damit dieser, so-

weit wie möglich, an den Planungs- und Organisationsentscheidungen beteiligt

werden kann. Jede Wohnung, die ohne die Mitwirkung des betreffenden Bewerbers

gebaut wird, verwässert das angestrebte Ziel.

Diese umfassende Art der Planungsbeteiligung, mit der die Bewohner auch über

das Tragsystem, die Baustoffe des Gebäudes, die Lage des Treppenhauses und die

Installationsbereiche entscheiden können, wird selten praktiziert. Sie schei-

tert im allgemeinen daran, daß Architekten und Bauträgern den organisatori-

schen Aufwand, der noch dazu kaum kalkulierbar ist, sowie die intensiven Aus-

einandersetzungen mit den zukünftigen Bewohnern scheuen. Darüber hinaus be-

steht die Schwierigkeit, alle Bewohner eines größeren Bauvorhabens vor Pla-

nungsbeginn zu benennen und diese über die zwangsläufig längere Planungsphase

in der Gruppe zu halten.

Bei dem Objekt in Wien "Wohnen mit Kindern" ist diese umfangreiche Mitwirkung

der Bewohner mit Erfolg praktiziert worden. Hier hatten sich die Interessen-

ten (16 Familien) zu dem Verein "Wohnen mit Kindern" zusammengeschlossen,

der auch als Bauherr auftrat. Das Ziel dieser Familien war es, innerhalb einer

Großstadt maximale Wohn- und Wohnumfeldbedingungen für das Heranwachsen ihrer

Kinder zu schaffen.

Die Idee und die ersten Aktivitäten dieser umfangreichen Planungsbeteiligung

gingen hier von den zukünftigen Bewohnern aus, wobei der Erfolg der Umsetzung

entscheidend vom Architekten abhing. Im Gegensatz zu den anderen, der Untersu-

chung zugrunde liegenden Objekte haben sich hier die Bewohner ihren Architek-

ten selbst gesucht. Die Wahl fiel auf Prof. 0. Uhl und seine Mitarbeiter,

die bereits langjährige Erfahrungen auf dem Gebiet der Planungsbeteiligung

hatten.

Nach Beschaffung eines Grundstücks wurde gemeinsam die Tragstruktur für beide

Häuser nach der SAR-Planungsmethode entwickelt. Die Bewohner durften auch

die Raumhöhen zwischen 2,50 m und 3,40 m wählen (Abb. 27 und 28).
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Auch über die Lage der Treppenhäuser und die Installationsbereiche wurde ge-

meinsam entschieden.

Durch die Anordnung von mindestens zwei, häufig drei Anschlußstellen für

Wasser und Abwasser je Wohnung ergab sich auch für Sanitärräume und Küchen

ein großer Entscheidungsspielraum. So entstanden 16 völlig verschieden und

sehr individuell gestaltete Wohnungen mit unterschiedlichen Größen. Darunter

eine Split-level-Wohnungen, fünf Maisonette-Wohnungen und zehn Wohnungen auf

einer Geschoßebene.

Da es sich um eine kinderfreundliche Planung handelt, sind die Kinderzimmer

zum Teil sehr groß bemessen. Die Raumbeziehungen zeichnen sich durch offene

Lösungen aus, die einen Sichtkontakt zwischen Mutter und Kind begünstigen

(Abb. 29 bis 32).

Die Tragstruktur ist als Querwandgefüge konzipiert und baut auf einem Maß-

raster von 0,30 m und lichten Deckenspannweiten von 2,70 m, 5,40 m und 6,00 m

auf. Die tragenden Wandscheiben aus Ziegelmauerwerk erhielten raumverbindende

Durchbrüche nach individuellen Wünschen, soweit es aus statischen Gründen mög-

lich war.

Da es sich hier um Eigentumsmaßnahmen handelt, war der Ausbau der Wohnungen

von der Art der Materialwahl und der Qualität sehr unterschiedlich. Aber

auch bei der Wahl der Fenster wurden die unterschiedlichsten Auffassungen

deutlich. SO kamen bei den 140 Fensteröffnungen des Hauses 90 verschiedene

Fenster zum Einbau. Es wurden Holz-, Kunststoff- und Aluminium-Fenster mit

Isolierglasausführung, aber auch in Verbundkonstruktion und teilweise mit

DreiTachvergiasung ausgeführt.

Die Ausbauzone auf der Gartenseite, deren Spielraum in der Tiefe 3,60 m be-

trägt, wurde von den Bewohnern in vielfältiger Weise genutzt. Die den indi-

viduellen Wohnungsaufteilungen folgenden Vor- und Rücksprünge sowie die ver-

schiedenen Formen der Loggien und Balkone schaffen eine plastische und sehr

lebendig wirkende Fassade (Abb. 33 und 34).

Die voneinander abweichenden Vorstellungen und Ideen der Bewohner bezüglich

der Fassadengestaltung ordneten sich auf dem einheitlichen Maßraster von

0,30 m. Dadurch ergeben sich für die Fenster und die in der Ausbauzone der

Gartenfassade angeordneten Vorbauten Breiten von 0,60 m, 0,90 m, 1,20 m,

1,50 m usw. Bevorzugte Höhen waren 1,20 m und 1,50 m und für Balkontüren
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2,10 und 2,40 m. Durch Addition, Subtraktion bzw. Teilung (0,15 m, 0,075 m usw.)

waren unbegrenzte Kombinationen möglich.

In den Bereichen, wo später Nutzungsänderungen zu erwarten sind, wie bei den

Gemeinschaftsräumen im Erdgeschoß, wurde die Fassade so gestaltet, daß man

sie leicht verändern kann.

Durch die Einbeziehung der Bewohner bei der Gestaltung der Fassaden wurden

Probleme, die sich sonst nur dem Architekten stellen, z. B. die Verant-

wortung gegenüber der Öffentlichkeit oder die Rechtfertigung von Mehrkosten

für die Gestaltung, auch Probleme der Bewohner. Es darf aber nicht daraus ge-

schlossen werden, daß dadurch eine Entlastung des Architekten bezüglich sei-

ner Arbeit und seiner Verantwortung verbunden ist, genau das Gegen-

teil ist der Fall. In bezug auf seinen Arbeitsaufwand und seinen gestalte-

rischen Fähigkeiten werden hier besonderen Anforderungen an ihn gestellt.

In der Bundesrepublik Deutschland wurde 1984 von der Treuhandstelle für Berg-

mannswohnstätten GmbH in Essen ein Modellvorhaben mit der Bezeichnung "Mieter

planen ihre Wohnung" begonnen, bei dem eine ebenso umfangreiche Planungsbe-

teiligung durchgeführt werden sollte wie bei dem Objekt "Wohnen mit Kindern"

in Wien. Im Gegensatz zu diesem Objekt ging hier die Idee von dem Wohnungs-

unternehmen aus, das sich auch die 12 zukünftigen Bewohner des Projektes

suchte. Ein weiterer Unterschied zu dem Wiener Objekt bestand auch darin,

daß es sich hier um Mieter handelte und nicht um Eigentümer.

Nachdem sechs der insgesamt zwölf Mieter bekannt waren, wurde mit den Pla-

nungsgesprächen begonnen. In gemeinsamen Zusammenkünften wurden den Bewohnern

die Möglichkeiten der Planungsbeteiligung und die Probleme des Wohnens im

allgemeinen erläutert.

Eine vom Bauträger ausgearbeitete Check-Liste mit 50 Fragen über Wohnalterna-

tiven half den Bewohnern, über eigene Wohnvorstellungen und -bedürfnisse

nachzudenken und so das Planungsgespräch in Gang zu bringen.

Für die Planungsgespräche wurden die Mieter in drei Gruppen zusammengefaßt,

und zwar

- ältere Ehepaare ohne Kinder,

- Ehepaare mit Kindern und

- jüngere Ehepaare mit Kleinkindern und ohne Kinder.
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Das Ergebnis ist ein Grundriß mit z. T. sehr individuellen, aber in ihrer Raum-

nutzung im wesentlichen festgelegten Wohnungen (Abb. 35 und 36).

Das Gebäude wurde im Mauerwerksbau mit wirtschaftlichen Deckenspannweiten und

einfachen Detailkonstruktionen errichtet.

Ein langfristig angelegtes flexibles Nutzungskonzept des Gebäudes, das Vergrö-

ßerungen oder Verkleinerungen der Wohnungen und die Veränderungen der Sanitär-

räume zuläßt, war nicht vorgesehen.

Bei der Fassadengestaltung unterstützte der Architekt die Bewohner mit einem

Formenkatalog und mit ausführlichen Erläuterungen über Gestaltungselemente,

wie Fenster, Treppenaufgänge, Balkone und Loggien usw., und deren Anordnung

inrmrhal b der Fassaden.

Die so entstandene Erscheinungsform des Hauses spiegelt die individuelle Grund-

rißgestaltung wider und gibt dem Gebäude einen unverwechselbaren Charakter

(Abb. 37 und 38).

Nach Aussagen des Bauträg ers wurden nach Abschluß des Planungsprozesses fol-

gende Tendenzen erkennbar:

- Insbesondere die jüngeren Mieter legten sehr viel Wert auf das äußere Er-

scheinungsbild des Gebäudes (Vielfalt, Unverwechselbarkeit, anheimelnd,

fröhlich).

- Altere Mieter legten überwiegend Wert auf das, was hinter der Wohnungstür

passiert (Raumzuordnung, Stellflächen für vorhandene Möbel, die gemütliche

Eßecke in Verbindung mit der Küche, zusätzlicher Raum bzw. zusätzliche Kam-

mer als Ausweichschlafzimmer bei Krankheit, Besuch oder auch als Arbeits-

raum).

- Der Wunsch nach dem "eigenen", direkt von außen zugänglichen Wohnungseingang

war bei allen zukünftigen Mietern festzustellen.

- In der Mitte geteilte Fenster - ohne feststehenden Mittelpfosten -, die

wieder "wie früher" geöffnet werden können, ohne den Raum vorher ausräumen

zu müssen, wurden gewünscht, z. B. für Küche und Kinderzimmer.
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Feststellungen und Hinweise der Planungsbeteiligung im Rahmen der

Realisierungsgruppe IV 

• Aus dem planerischen Bereich 

- Zur Erleichterung der Planungsbeteiligung und im Hinblick auf ein lang-

fristiges, flexibles Nutzungskonzept des Gebäudes empfiehlt sich auch

in dieser Gruppe die Anwendung der SAR-(Stichting Architecten Research)

Planungsmethode, deren wesentliche Punkte nachfolgend zusammengestellt

sind:

die Einführung eines Koordinationssystems zur Erleichterung der Kommu-

nikation aller Beteiligten, die Anwendung eines Entwurfsrasters in

Ergänzung der Aufteilung der Grundfläche in bestimmte Zonen mit unter-

schiedlichen Nutzungsbereichen zur Sicherung einer maximalen Flexibili-

tät,

die Trennung der Primär-Struktur (Rohbau) von der Sekundär-Struktur

(Ausbau),

die Anwendung eines Entwurfsrasters,

die Verwendung verschiedener Techniken und Materialien für Roh- und

Ausbau,

die Festlegung der Gebäudeerschließung,

die Festlegung der Installationsbereiche.

(Ausführliche Erläuterungen der SAR-Planungsmethode siehe Abb. 15.)

- Die konsequente Trennung von Tragsystem und Einbausystem erleichtert

nicht nur den Prozeß der Planungsbeteiligung, sondern bietet gleichzei-

tig die Voraussetzung für ein langfristiges, flexibles Nutzungskonzept

des Gebäudes,beidem jederzeit eine Veränderung der Grundrißaufteilung

vorgenommen werden kann, ohne die Tragstruktur verändern zu müssen.

• Aus dem konstruktiven Bereich 

- Durch die Trennung des Tragsystems und des Ausbausystems ist die Anwen-

dung konventioneller Baumethoden und Ferti g ungsverfahren genauso möglich,

wie der Einsatz industriell vorgefertigter Bauteile und -systeme.

- Dem Entwurfskonzept entsprechend sollte ein wirtschaftliches Konstruktions-

system gewählt werden, wie beispielsweise ein tragendes Querwandgefüge mit

Sollbruchstellen zur Einbeziehung von Schaltraumzonen für spätere Anderungen

der Wohnungsgrößen.
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- Die nichttragenden, veränderbaren Zwischenwände werden in der Regel als

Leichtwände - unter Berücksichtigung des Schallschutzes - auf den Fertig-

fußboden aufgesetzt.

- Im Hinblick auf die Nutzungsflexibilität der Grundrisse empfiehlt sich

eine Fußbodenheizung mit mehreren, den vermutlichen Nutzungsänderungsmög-

lichkeiten entsprechenden Heizkreisen.
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Realisierungsgruppe IV

A	 Von den Bewohnern beeinflußbare
Planungskriterien

B	 Von dem Architekten bzw. 	 Bauträger
festgelegte Planungskriterien

V 1.	 Lage des Grundstücks
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2. Gebäudeform
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7.	 Installationsbereiche

B.	 Fassadengestaltung

9. Wohnungsgröße

10.	 Lage der Wohnung	 im Gebäude

11 .
	

Ve
 Geschoßebenen

Wohnfläche auf 1	 oder

1111r ^ 	$̂i^ //!//̂
12.	 Raumaufteilung
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13 .	 Raumnutzung
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 17. Ausstattung
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Abb. 26:

In der Realisierungsgruppe IV werden die Bewohner bei der Entscheidung über alle
19 aufgeführten Planungskriterien beteiligt.
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Realisierungs g ruppe IV

Abb. 27: Schema der gartenseitigen Ansicht des Hauses in der Wiener Gasse. Die unter-
schiedlichen Raumhöhen, die Deckensprünge und das "übereinander Greifen"
der einzelnen Wohnungen werden hier deutlich.

Abb. 28: Primärstruktur des Objektes. Nach längeren Diskussionen entschied man sich
für tragende Querwände mit Achsabständen von 5,70 m bzw. 3,00 m.

Objekt: Wien, Wiener Gasse, "Wohnen mit Kindern"
Architekt: Prof. Ottokar Uhl
Mitarbeiter: Franz Kuzmich, Erich Müller, Martin Wurnig
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Realisierunns g ruppe 1V

Abb. 29: 4-Personen-Wohnung mit zusätz-
lichem Raum im darunterliegen-
den Geschoß, der auch als selb-
ständige Einzimmer-Wohnung ge-
nutzt werden kann.

L	

Abb. 30: 6-Personen-Wohnun g auf einer
Geschoßebene

Die individuell zugeschnittenen Wohnun-
gen zeigen offene Raumbeziehungen zwi-
schen Küche, Eßplatz, Wohnzimmer und
Loggia, um den Sicht- und Rufkontakt zwi-
schen Mutter und Kleinkind zu ermöglichen.
Die Raumaufteilungen sind jederzeit ver-
änderbar.
Objekt: Wien, "Wohnen mit Kindern"

Architekt: Prof. Ottokar Uhl
Mitarbeiter: Franz Kuzmich, Erich

Müller, Martin Wurnig

Abb. 33 und 34: Die Bilder zeigen die sich aus den individuellen Wohnungszuschnitten
ergebenden Vor- und Rücksprünge sowie die verschiedenen Fensterfor-
mate auf der Gartenseite des Hauses an der Wiener Gasse.



^ 1 
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1. Obergeschoß

Eingangsseite

Gartenseite
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Realisierungsgruppe IV

Abb. 35 und 36:

Während des Planungsprozesses
wurde immer wieder der Wunsch
nach einem direkten Zugang der
Wohnung von außen geäußert. So
haben 6 der 12 Wohnungen eine
eigene Haustür.

Abb. 37 und 38:

Die Erscheinungsform des Gebäu-
des spiegelt die individuelle
Grundrißgestaltung, aber auch
die Hilfestellung des Architek-
ten bei der gemeinsamen Gestal-
tung der Fassaden wider.

Objekt: Castrop-Rauxel-Ickern,
Kernbrink
"Mieter planen ihre
Wohnung"

Architekt und Bauherr:
Treuhandstelle für Berg-
mannswohnstätten GmbH,
Essen
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3.2 Organisation und Durchführung 

Der Umfang und die Intensität der Planungsbeteiligung sowie die Gruppengröße

der Interessenten bestimmen weitgehend die Art der Organisation und

Durchführung dieser Projekte. Analog zu den vier Realisierungsgruppen, die

sich im Bereich der planerischen und konstruktiven Voraussetzungen durch die

Analyse gebauter Objekte ergeben haben, lassen sich auch die Organisation und

Durchführung entsprechend differenzieren.

Der unterschiedliche Charakter dieser vier Realisierungsgruppen wird vor allem

geprägt durch Bewerber

- die in unterschiedlicher Weise gestalterischen Einfluß auf ihren Wohnbereich

nehmen wollen, der sich von der Grundrißaufteilung über die Bestimmung der

Wohnungsgröße, die Fassadengestaltung bis hin zur Einflußnahme auf das ge-

samte Gebäude und dessen Wohnumfeld erstreckt.

- mit einer unterschiedlichen Bereitschaft zur Mitarbeit während der Planungs-

beteiligung.

- die eine Mietwohnung suchen oder ihre derzeitige Wohnsituation verbessern

wollen.

- die Eigentum nach ihren Wohnvorstellungen bilden und durch Selbsthilfe die

Kosten verringern wollen.

- die sich zu einer Bauherrengemeinschaft zusammengeschlossen und konkrete

Wohnvorstellungen haben und von sich aus einen Architekten oder Organisator

suchen.

- die keine längeren Vorbereitungs- und Planungszeiten in Kauf nehmen und

nicht über maximal zwei Jahre auf ihre Wohnung warten wollen.

- die nicht mehr anonym, sondern in einer Bauherrengemeinschaft leben wollen,

in der man sich kennt und sich gegenseitig hilft.

- die den Wunsch haben, mit den Veränderungen der Familie auch die Wohnung

entsprechend umbauen zu können.

- die in der Mitgestaltung ihres Wohn- und Lebensbereiches ein Stück Selbst-

verwirklichung des Menschen und damit eine Erweiterung ihres persönlichen

Freiraumes sehen.
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Diese sehr unterschiedlichen Vorstellungen und Motive der an einer Planungs-

beteiligung interessierten zukünftigen Bewohner erfordern insbesondere bei der

Organisation und Durchführung ein differenziertes Vorgehen und bestätigen die

Unterteilung des gesamten Bereiches in vier Gruppen.

Trotz der Gliederung der Planungsbeteiligung in diese vier Gruppen können

keine festen Regeln für die Organisation und Durchführung gegeben werden, son-

dern nur Hinweise und Empfehlungen. Jedes Projekt wird durch die speziellen

Wünsche und Vorstellungen der Bewerber, aber vor allem durch die unterschied-

lichen Charaktere und Persönlichkeiten aller am Projekt Beteiligten und durch

das sich entwickelnde Verhältnis zwischen zukünftigen Bewohnern und Architekt

geprägt. Mitbestimmung der Bewohner beim Bau von Mehrfamilienhäusern ist ein

lebendiger Gruppenprozeß, der sich oft über einige Jahre erstreckt und der von

den Architekten bzw. Organisatoren Verständnis, Ausdauer, Toleranz, ein großes

Fachwissen und vor allem Fähigkeit zum Kompromiß verlangt.

3.2.1 Realisierungssruppe_I

Der geringste organisatorische Aufwand und die problemloseste Durchführung der

Planungsbeteiligung ist bei Projekten gegeben, bei denen den Bewohnern typi-

sierte Wohnungshüllen angeboten werden, in denen sie die Raumaufteilung, die

Raumnutzung und die Ausstattung sowie vorgeplante Erweiterungen der Wohnungen

bestimmen können.

Obwohl sich diese Form der Planungsbeteiligung auch für den sozialen Wohnungs-

bau eignet, wird sie in der Bundesrepublik Deutschland vorwiegend für Eigen-

tumsmaßnahmen, bei denen auch Selbsthilfe möglich ist, verwendet. Der Grund

dafür liegt in dem überschaubaren organisatorischen und planerischen Aufwand

und in der Möglichkeit, nicht vor Planungsbeginn verkaufte Wohnungen problem-

los fertigstellen zu können. Diese können dann vermietet oder auch später ver-

kauft werden.

Die zukünftigen Bewohner solcher Maßnahmen werden in der Regel von dem Woh-

nungsunternehmen oder einer anderen Organisation gesucht. Sobald im Hinblick

auf die Finanzierung eine ausreichend große Anzahl von Bewerbern vorhanden ist,

wird mit dem Bau des Gebäudes begonnen.

In vielen Fällen kommt die Idee dieser Art von Planungsbeteiligung aus dem Be-

streben der Wohnungsunternehmen, ihr Verkaufsangebot zu erweitern.
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Der Organisation und Durchführung dieser Form der Planungsbeteiligung sollen

die nachfolgend auf geführten Planungsschritte und Hinweise dienen.

- Erarbeitung eines Entwurfes mit verschieden großen Wohnungen, deren innere

Aufteilung weitgehend von dem zukünftigen Bewohner nach individuellen Vor-

stellungen und Wünschen vorgenommen werden kann.

- Da sich die Planungsbeteiligung auf die innere Aufteilung einer abgeschlos-

senen Wohnung bezieht, ist das Vorhandensein aller zukünftigen Bewohner vor

Baubeginn nicht zwingend notwendig.

- Die Aufklärung der zukünftigen Bewohner über Art und Umfang der Planungsbe-

teiligung erfolgt in der Regel in schriftlicher Form und nicht durch Gruppen-

sitzungen.

- Durch die Vorlage konkreter Grundrißlösungen wird die Entscheidung der Be-

wohner über ihre Grundrißaufteilung erleichtert und vorbestimmt, so daß nicht

mehr als zwei Einzelgespräche notwendig sind.

- Für die Ausstattung werden den Bewerbern in der Regel unterschiedliche Aus-

führungsstandards zur Auswahl angeboten.

- Insbesondere bei Eigentumswohnungen werden Selbsthilfeleistungen angeboten,

deren Spanne vom fertigen Rohbau bis zu den Finish-Arbeiten reicht.

- Bei Eigentumswohnungen sollte vertraglich geregelt werden, daß Rücktritt-

willige für einen Nachrücker sorgen bzw. für die im Planungsstadium ent-

standenen Kosten aufkommen müssen.

- Wohnungen, die auch während der Bauzeit keinen konkreten Bewerber gefunden

haben, können vom Bauträger fertiggestellt und später verkauft oder vermie-

tet werden. Beim Ausbau sollte auf die Möglichkeit einer schnellen und un-

komplizierten Änderung der Raumaufteilung im Hinblick auf einen späteren

Interessenten geachtet werden.

- Vorgeplante Wohnungserweiterungen, wie Dachgeschoßausbauten oder Anbauten

jeglicher Art, müssen bauordnungs- und privatrechtlich abgesichert sein.

Bei Eigentumswohnungen empfiehlt sich eine Eintragung in das Grundbuch.

- Die Gruppengröße für den Grad dieser Planungsbeteiligung wird mit ca. 30

Familien angegeben, obwohl von der Organisation und Durchführung her auch

größere Bauaufgaben denkbar sind.
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- Der Planungsaufwand für die weitgehend vorstrukturierten Wohnungen liegt

nicht wesentlich höher als für den Wohnungsbau mit typischen Wohnungen und ist

deshalb in der Regel im Rahmen der Gebührenordnung abzudecken. Bei frei finan-

zierten Eigentumswohnungen können im Gegensatz zu dem öffentlich geförderten

Wohnungsbau, bei dem die Honorarsätze festgelegt sind, dem tatsächlichen Auf-

wand entsprechende Honorare vereinbart werden.

- Bei einer straffen Vorbereitung und zügigen organisatorischen Abwicklung ist

kein Mehraufwand an Planungszeit gegenüber vergleichbaren Bauten des allge-

meinen Wohnungsbaues erforderlich.

- Um einen frühzeitigen Baubeginn zu sichern, empfiehlt es sich, die Baugeneh-

migungsplanung mit fiktiven Grundrißaufteilungen einzureichen und erst nach

Abschluß des Planungsprozesses die konkreten Wohnungsaufteilungspläne im Rah-

men eines Nachtrages genehmigen zu lassen.

- Um die vorgegebenen Kosten bei Projekten des sozialen Wohnungsbaues trotz der

Planungsbeteiligung einhalten zu können, empfiehlt sich die Einschaltung

eines Büros für Kostenplanung und Steuerung, soweit der Architekt diese Auf-

gabe nicht selbst übernehmen will. Ein solches Büro übernimmt in enger Zu-

sammenarbeit mit dem Architekten die Kostenschätzung, die Kostenberechnung,

den Kostenanschlag, die ständige Kostenkontrolle während der Planungsphase

und der Ausführung sowie die Kostenfeststellung, d. h. die Kostenabrechnung

nach Abschluß der Bauarbeiten.

- Bei Eigentumswohnungen sollte auf der Grundlage eines Kostenanschlages für

das gesamte Gebäude (genaue Ausschreibungsergebnisse) ein Kaufpreis pro

Wohnung gebildet werden, der als Ausgangspunkt für unterschiedliche Grund-

rißlösungen und Ausstattungen sowie für eventuelle Selbsthilfearbeiten gilt.

- Bei der Anlage von Gemeinschaftsräumen und der Gestaltung des unmittelbaren

Wohnumfeldes sollten die Bewerber in den Entscheidungsprozeß einbezogen wer-

den.
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3.2.2 Realisierungsgruppe II

Als Erweiterung der Realisierungsgruppe I können hier die Bewohner neben der

Grundrißaufteilung, der Raumnutzung, der Ausstattung und der vorgegebenen Woh-

nungserweiterungen auch ihre Wohnungsgröße bestimmen. Nach diesem Grad der Pla-

nungsbeteiligung wurden in der Bundesrepublik Deutschland einige Projekte ge-

baut. Es sind Mietwohnungen, die im Rahmen des sozialen Wohnungsbaus errich-

tet wurden, aber vor allem frei finanzierte Eigentumswohnungen.

Der Organisation und Durchführung solcher Projekte sollen die nachfolgend auf-

geführten Planungsschritte und Hinweise dienen.

- Erarbeitung eines flexiblen Entwurfskonzeptes, das die Kombination unter-

schiedlich großer Wohnungen nach einem konkreten Bedarf zuläßt. Dies kann

z. B. durch Schaltraumzonen zwischen den Wohnungen oder in Verlängerung des

Treppenhauses sowie durch ein nutzungsneutrales Konstruktionsgefüge, z. B.

aus Stützen, Balken und Decken, geschehen.

- Um die sich ergebenden unterschiedlichen Wohnungsgrößen innerhalb der zur

Verfügung stehenden Grundfläche sinnvoll zu kombinieren, ist das Bekannt-

sein aller zukünftigen Bewohner mit ihren individuellen Wohnbedürfnissen

wünschenswert.

- Ein langfristiges, über die Grenzen der Wohnung hinausgehendes, flexibles

Nutzungskonzept eines Gebäudes, das auf veränderte Wohnbedürfnisse reagie-

ren kann, sollte nur im Mietwohnungsbau angewendet werden, da die Größen

von Eigentumswohnungen im Grundbuch festgelegt werden und somit ohne weite-

rPC nicht mehr vPrändPrhar cinri_

- Bis zu fünf Gruppengespräche vor Baubeginn über Art und Umfang der Planungs-

beteiligung und über Probleme des Wohnens im allgemeinen haben sich als er-

forderlich erwiesen.

- Je nach Planungsverlauf sind bis zu fünf Einzelgespräche von ca. einstündi-

ger Dauer mit den Familien erforderlich.

- Mit weiteren Gruppen- und Einzelzusammenkünften während der Bauzeit muß je

nach anfallenden Problemen und Entscheidungen gerechnet werden, wobei eine

genaue Anzahl nicht angegeben werden kann.
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- Als Entscheidungshilfe können neben den Gesprächen über Wohnbedürfnisse

und Funktionen auch beispielhafte Grundrißaufteilungen und -nutzungen

als Anregungen herangezogen werden.

- Von den Bewohnern selbst gebaute Modelle ihrer Wohnung erleichtern den

Entscheidungsprozeß und vermeiden Fehlentscheidungen.

- Bei Rücktritten im fortgeschrittenen Planungsstadium können die Nachrücker

in der Regel nur noch die innere Aufteilung der Wohnung, aber nicht mehr

ihre Größe bestimmen.

- Bei Eigentumswohnungen sollte vertraglich geregelt werden, daß Rücktritt-

willige für einen Nachrücker selbst sorgen müssen bzw. im Planungsstadium

für die entstandenen Kosten aufkommen.

- Je nach Größe, Umfang und Organisation des Vorhabens wird die übliche Pla-

nungszeit von einem Jahr oft überschritten.

- Parallel zur Planungsbeteiligung sollte die Tragstruktur mit den fest-

stehenden Punkten, wie Treppenhaus, Installationsbereiche, Fassaden

usw., zur Genehmigung eingereicht werden, um bei Abschluß des Planungspro-

zesses mit dem Bau beginnen zu können. Die Pläne mit den Einzelaufteilungen

der Wohnungen können dann als Ergänzungsantrag anschließend geprüft und

genehmigt werden.

- Bei Projekten des sozialen oder öffentlich geförderten Wohnungsbaues sollten

die entsprechenden Dienststellen in bezug auf den, bei diesen Bauten vorge-

gebenen Wohnungsschlüssel, die Wohnungsgrößen und die Wohnfläche je Person

einen anyenie55enen Spielraum einräumen, um dadurch die Planungsbeteiligung

nicht unnötig zu erschweren.

- Der Aufwand für die Planungsbeteiligung liegt für den Architekten in der

Regel höher als für Wohnbauten mit typisierten Wohnungen. Handelt es sich um

Eigentumswohnungen, kann durch Sondervereinbarungen ein Ausgleich geschaf-

fen werden. Bei Wohnbauten des sozialen Wohnungsbaues ist die Honorarzone

nach der Gebührenordnung festgelegt. Hier sollte in Zukunft eine Lösung

gefunden werden, die dem Aufwand des Architekten entspricht.
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- Um die vorgebenen Kosten bei Projekten des sozialen Wohnungsbaues trotz

der Planungsbeteiligung einhalten zu können, empfiehlt sich die Einschal-

tung eines Büros für Kostenplanung und -steuerung, soweit der Architekt

diese Aufgabe nicht selbst übernehmen will. Ein solches Büro kann in enger

Zusammenarbeit mit dem Architekten die Kostenschätzung, die Kostenberech-

nung, den Kostenanschlag, die ständige Kostenkontrolle während der Planungs-

phase und der Ausführung sowie die Kostenfeststellung, d. h. die Kostenab-

rechnung, nach Beendigung der Bauarbeiten übernehmen.

- Bei Eigentumswohnungen sollte auf der Grundlage eines Kostenanschlages

für das gesamte Gebäude (Ausschreibungsergebnisse) ein Kaufpreis

je Wohnung gebildet werden, der als Ausgangspunkt für unterschiedliche

Grundrißlösungen und Ausstattungen sowie für eventuelle Selbsthilfearbei-

ten gilt.

- Bei Bauherrengemeinschaften, die ohne ein Wohnungsunternehmen, und zwar nur

mit einem privaten Baubetreuer ihre Eigentumswohnungen realisieren wollen,

müssen vor Baubeginn aus finanztechnischen Gründen alle Einzelbauherren be-

kannt und deren Finanzierung gesichert sein. Da die Schwierigkeiten in bezug

auf eine gesicherte Finanzieruna mit der Gruppengröße zunimmt, sollten Bauher-

rengemeinschaften nicht mehr als 10 bis 15 Familien umfassen.

- Für größere Eigentumsprojekte erscheint die Einschaltung eines Wohnungsunter-

nehmens zweckmäßig, da dieses noch nicht verkaufte Wohnungen finanzieren und

somit einen zeitlich angemessenen Baubeginn herbeiführen kann.

- Unangemessen lange Vorbereitungs- und Planungszeiten bringen die Gefahr der

ständigen Rücktritte und Nachrücker mit sich, die erhebliche Mehrarbeit er-

fordern und die Bildung einer Gemeinschaft erschweren können.
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3.2.3 Realisierun g sgruppe III

Bei diesem Grad der Planungsbeteiligung werden nur noch der konstruktive

Rahmen, die Baustoffe des Gebäudes, die Treppenhäuser und die Instal-

lationsbereiche dem Architekten zur alleinigen Entscheidung überlassen.

Alle anderen wichtigen Planungskriterien des Gebäudes werden unter Beteili-

gung der zukünftigen Bewohner entschieden.

Im Gegensatz zur Realisierungsgruppe II können hier die Bewohner die Fas-

sadengestaltung, die möglichen Ausbauzonen innerhalb der Fassade und die Woh-

nungszugänge in gewissem Maße mitbestimmen.

Wohnbauten mit dieser weitgehenden Planungsbeteiligung sind in größerer Zahl

in den Niederlanden, aber auch in Österreich realisiert worden. Es waren

überwiegend Projekte des sozialen Wohnungsbaues, da bei Eigentumswohnungen

immer wieder die Schwierigkeit der Finanzierung nicht verkaufter Wohnungen

vor Baubeginn besteht. In Berlin ist ein kleines Objekt mit der Bezeichnung

"Das Wohnregal" in der Admiralstraße als Baulückenschließung von der "Selbst-

baugenossenschaft Berlin eG" realisiert worden.

Der Organisation und Durchführung dieser Form der Planungsbeteiligung sollen

die nachfolgend aufgeführten Planungsschritte und Hinweise dienen:

- Erarbeitung eines offenen Grundrißsystems mit nicht tragenden Außenwänden,

um so eine von den Bewohnern zu beeinflussende Fassadengestaltung zu erleich-

tern, sowie die Trennung der Primär- und Sekundär-Struktur (Roh- und Ausbau),

um eine individuelle Wohnungs- und Raumaufteilung (z. B. nach der SAR-

Planungsmethode) zu begünstigen.

- Die Trennung der Primär- und Sekundär-Struktur ermöglicht eine problemlose

Anpassung der einzelnen Wohnungen an veränderte Wohnbedürfnisse der Familien,

aber auch an einen sich später ändernden allgemeinen Wohnbedarf, der eine

Neuaufteilung der Wohnungsgrößen mit sich bringt, ohne in die Tragstruktur

eingreifen zu müssen. Ein solches langfristiges Nutzungskonzept des gesam-

ten Gebäudes ist allerdings nur im Mietwohnungsbau sinnvoll, da bei Eigen-

tumsmaßnahmen der einzelne Bewohner Veränderungen nur in seiner Wohnung

(Sondereigentum ) selbständig vornehmen kann, Veränderungen in der Fassade

jedoch der Zustimmung aller Eigentümer bedürfen, die in der Regel nur schwer

zu erreichen ist.
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- Vor Planungsbeginn sollten nach Möglichkeit alle zukünftigen Bewohner be-

kannt sein, um eine maximale Abstimmung der Wohnbedürfnisse zu erreichen.

Bei Eigentumsmaßnahmen ohne Bauträger müssen aus finanztechnischen Gründen

alle Bewohner vorhanden sein.

- Die Informationen der zukünftigen Bewohner über die Art und den Umfang der

Planungsbeteiligung und die damit verbundenen Probleme , sollten in Grup-

pensitzungen erfolgen. Die Anzahl und Dauer dieser Zusammenkünfte hängt

von den Organisatoren ab, wie intensiv sie die Mitbestimmung durchführen

wollen. Bei den niederländischen Objekten des sozialen Mietwohnungsbaus

liegt die Anzahl unter fünf Zusammenkünften, während sie bei den österrei-

chischen und bei dem Berliner Objekt weit darüber liegt.

- Für den Entscheidungsprozeß der zukünftigen Bewohner über Art und Auftei-

lung ihrer Wohnung sind beispielhafte Wohnungsgrundrisse in Verbindung mit

intensiven Planungsgesprächen als Anhaltspunkte hilfreich.

- Modelle der einzelnen Wohnungen erleichtern den zukünftigen Bewohnern das

räumliche Begreifen und vermeiden damit Fehlentscheidungen. Die Anferti-

gung der Modelle durch die einzelnen Familien verstärkt deren Identifika-

tion mit ihrer zukünftigen Wohnung.

- Mit weiteren Gruppen- und Einzelzusammenkünften während der Bauzeit muß

je nach anfallenden Problemen, insbesondere wenn Selbsthilfeleistungen

zugelassen sind, gerechnet werden.

- Auch bei den Einzelberatungen der Familien hängt es vom Architekten ab,

die Planungsbeteiligung
        _ J 1'1

	 durchführen
    

wie intensiv er die 	 und Betreuung 	 will.

Der Streubereich des Aufwandes hierfür liegt bei den ausgewerteten Objek-

ten zwischen vier und zehn Stunden je Familie.

- Die Vorbereitungs- und Planungszeit sollte so kurz wie möglich gehalten

werden, da sonst das Problem der Rücktritte und das Suchen nach geeigne-

ten Nachrückern im verstärkten Maße auftritt und den Baubeginn entspre-

chend verzögern kann. Die Vorbereitungs- und Planungszeit sollte nach

Möglichkeit 2 Jahre nicht überschreiten.

- Bei Eigentumswohnungen sollte vertraglich geregelt werden, daß Rücktritts-

willige für einen Nachrücker selbst sorgen bzw. im Planungsstadium für die

entstandenen Kosten aufkommen müssen.
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- Eine Elementierung der Fassade erleichtert den zukünftigen Bewohnern die

Mitwirkung bei der Gestaltung und kann darüber hinaus die Kosten günstig

beeinflussen. Auch eine spätere Nutzungsänderung innerhalb der Wohnungen

oder des Gebäudes und eine damit verbundene Veränderung der Fassadengestal-

tung wird durch die Elementierung erleichtert.

- Bei Projekten des sozialen oder öffentlich geförderten Wohnungsbaues sollten

die entsprechenden Dienststellen in bezug auf den vorgebenen Wohnungsschlüs-

sel, die Wohnungsgrößen und die Wohnfläche je Person einen angemessenen

Spielraum einräumen, um dadurch die Planungsbeteiligung nicht unnötig zu

erschweren.

- Der Aufwand des Architekten für die Planungsbeteiligung liegt bei diesen

Projekten wesentlich höher als für Wohnbauten mit typisierten Wohnungen. Han-

delt es sich um Eigentumswohnungen, kann durch Sondervereinbarungen ein Aus-

gleich geschaffen werden. Bei Wohnbauten des sozialen Wohnungsbaues ist die

Honorarzone nach der Gebührenordnung festgelegt. Hier sollte in Zukunft eine

Lösung gefunden werden, die dem echten Aufwand des Architekten entspricht.

- Um die vorgegebenen Kosten bei Projekten des sozialen Wohnungsbaues trotz

der Planungsbeteiligung einhalten zu können, empfiehlt sich die Einschal-

tung eines Büros für Kostenplanung und -steuerung, soweit der Architekt

diese Aufgabe nicht selbst übernehmen will. Ein solches Büro kann in enger

Zusammenarbeit mit dem Architekten die Kostenschätzung, die Kostenberech-

nung, den Kostenanschlag, die ständige Kostenkontrolle während der Planungs-

phase und der Ausführung sowie die Kostenfeststellung, d. h. die Kostenab-

rechnung, nach Beendigung der Bauarbeiten übernehmen.

- Bei Eigentumswohnungen sollte auf der Grundlage eines Kostenanschlages

für das gesamte Gebäude (Ausschreibungsergebnisse) ein Kaufpreis

je Wohnung gebildet werden, der als Ausgangspunkt für unterschiedliche

Grundrißlösungen und Ausstattungen sowie für eventuelle Selbsthilfearbei-

ten gilt.

- Bei diesem Grad der Planungsbeteiligung ist ein sinnvoller Einsatz der

Computertechnik möglich, wie das niederländische Beispiel Keijenburg beweist,

bei dem eine wesentliche Entlastung beim Zeichnen der Wohnungsvarianten,

bei der Festlegung der Ausstattung, bei der Kostenermittlung und bei der

individuellen Mietberechnung zu verzeichnen war.
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3.2.4 Realisierungsgruppe IV

Bei dieser Gruppe kann von einer umfassenden Einbeziehung der Bewohner in den

Entstehungsprozeß eines Gebäudes gesprochen werden. Hier werden alle Fragen

und Probleme gemeinsam zwischen Architekt und den zukünftigen Bewohnern ent-

schieden. Das bedeutet aber nicht, daß der Architekt seine fachliche Kompetenz

und die damit verbundene Verantwortung mit den zukünftigen Bewohnern teilen

kann, um sich dadurch entlasten zu können. Ein Mitbestimmungsprozeß dieser Art

stellt an den Architekten besonders hohe Anforderungen und verlangt einen ver-

stärkten Arbeitseinsatz, der sich über mehrere Jahre erstrecken kann.

Der Erfolg solcher Projekte hängt neben der Bereitschaft der zukünftigen Be-

wohner zur Mitarbeit vor allem von dem Einsatz und dem inneren Engagement des

Architekten ab. Architekten, die solche Projekte durchführen wollen, sollten

sich über die spezielle Aufgabenstellung und die damit verbundenen Anforderun-

gen im klaren sein.

Im Gegensatz zu dem verdichteten Flachbau, wo dieser Grad von Mitbestimmung

der zukünftigen Bewohner in den letzten Jahren bei einer ganzen Reihe von

Objekten zu verzeichnen ist, gibt es im Bereich des mehrgeschossigen Woh-

nungsbaues nur einige Versuchsobjekte, z. B. "Wohnen mit Kindern" in

Wien und "Mieter planen ihre Wohnung" in Castrop-Rauxel-Ickern. Da diese

Projekte, wie schon angedeutet, nicht nur an den Architekten besondere Anfor-

derungen stellen, sondern auch an die zukünftigen Bewohner, muß damit gerech-

net werden, daß sich dieser Grad der Planungsbeteiligung immer nur auf Einzel-

maßnahmen beziehen wird.

Als Unterstützung bei der Durchführung solcher Projekte sollen die nachfolgend

dargestellten Planungsschritte und Hinweise dienen:

- Untersuchung des ausgewählten Grundstückes, ob sich die Anzahl, Größe und

Art der Wohnungen der zukünftigen Bewohner, soweit es sich um geschlossene

Bauherrengemeinschaften handelt, realisieren lassen.

- Bei der gemeinsamen Erarbeitung der Tragstruktur empfiehlt sich insbesondere

bei größeren Projekten die Anwendung eines offenen Entwurfssystems unter Zu-

grundelegung eines Rastermaßes, um die verschiedenen Wohnungsgrößen und Arten

einfacher miteinander kombinieren zu können (z. B. SAR-Planungsmethode).

- Bei Mietwohnungen sollte die Tragstruktur ein langfristig flexibles Nutzungs-

konzept ermöglichen.
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- Anwendung eines Rastermaßes für die Fassaden (Vor- und Rücksprünge, Fenster,

Türen usw.) um eine geordnete und harmonische Vielfalt zu sichern.

- Eine Ausbauzone - zumindest auf der Gartenseite des Gebäudes - unterstützt

die individuelle Ausformung der einzelnen Wohnungen in Verbindung mit dem

Wunsch nach geschützten Freisitzen.

- Die Anzahl der Gruppensitzungen vor und während des Planungsprozesses wer-

den weitgehend von dem Wissensstand und der Mitarbeit der zukünftigen Be-

wohner, aber auch von der Art und dem Umfang des Projektes bestimmt.

- Einzelgespräche über Größe, Art und Ausstattung der Wohnung können sich

bis in die Bauausführung hinein erstrecken.

- Gemeinschaftsflächen bzw. -räume sollten in ihrer Nutzung nicht endgültig

festgelegt werden, damit die Bewohner später, nach dem sich ergebenden Be-

darf,diese entsprechend einrichten bzw. gestalten können.

- Die Ermittlung der Kosten, die Kostenüberwachung, die häufigen Grundrißän-

derungen auch noch während der Bauzeit sowie die Abrechnung der einzelnen

Wohnungen können für den Architekten einen bis an die Grenzen seiner Kapazität

führenden Arbeitsaufwand bedeuten. Hier sollte an die Einschaltung eines Büros

für Kostenplanung und -überwachung in enger Zusammenarbeit mit dem Architek-

ten gedacht werden, aber besser noch an den Einsatz einer EDV-Anlage, die

den Architekten entlastet. Ein Programm mit diesem Ziel, bei dem der zukünf-

tige Bewohner selbst am Bildschirm seine Wohnung entwerfen kann, wird zur

Zeit von Prof. Ottokar Uhl, für den 2. Bauabschnitt des Projektes Holla-

hrunn "Wohnen morgen" vorbereitet

- Die angemessene Honorierung der von den Architekten zu erbringenden Mehrlei-

stungen für Planung und Betreuung sowie Bauleitung und Abrechnung stellen

ein großes Problem dar. Mit dem Einsatz der Computer-Technik läßt sich

sicher in Zukunft dieser Aufwand verringern aber nicht völlig ausgleichen.

Während bei Eigentumswohnungen eine Lösung durch Sondervereinbarungen, wie

Vergütung zusätzlicher Stunden u. ä. möglich ist, müßte bei Projekten des

sozialen bzw. öffentlich geförderten Wohnungsbaues, bei denen das Architek-

ten-Honorar nach einer bestimmten Gruppe der Gebührenordnung festgelegt

ist, an Lösungen gearbeitet werden, die eine der Sache angemessene, gerech-

tere Honorierung erlauben.



-64-

3.3 Ausstattungsstandard der Wohnungen 

Bei Objekten des sozialen Wohnungsbaues, bei denen die zukünftigen Bewohner

den Bau ihrer Wohnungen mitbestimmen können, ist aufgrund der Förderungsricht-

linien und der verhältnismäßig engen Kostengrenze die Ausstattung weitgehend

festgelegt. Nur wenn die Bewohner bestimmte Arbeiten in Selbsthilfe ausführen

können, ist in Einzelfällen eine Anhebung des Ausstattungsstandards auf eigene

Rechnung möglich.

Anders ist es bei Eigentumswohnungen, bei denen in der Regel Selbsthilfelei-

stungen zugelassen werden. Hier wird aufgrund der unterschiedlichen finanziel-

len Möglichkeiten der einzelnen Bewohner auch eine vom Design und vom Wert her

differenziertere und über dem allgemeinen Niveau liegende Ausstattung reali-

siert.

Bei Gesprächen mit den Bewohnern und bei den Besichtigungen der Wohnungen

wurde immer wieder festgestellt, daß für die Bewohner der Wohnwert nicht so

sehr von der Art und dem Grad der Ausstattung bestimmt wurde, sondern vielmehr

von der Möglichkeit, die Grundrißaufteilung, die Wohnungsgröße, die Fassaden

oder die Gestaltung des gesamten Hauses beeinflussen und dadurch ihre persön-

lichen Wohnbedürfnisse und Wohnvorstellungen verwirklichen zu können. Die Ein-

beziehung der Bewohner beim Bau von Mehrfamilienhäusern fördert nicht den

Wunsch nach einer aufwendigen und damit kostenintensiven Ausstattung. Sie wird

vielmehr bei der Beurteilung des Wohnwertes in einem ihrer Bedeutung entspre-

chenden Verhältnis zu anderen Kriterien, wie Wohnungsgröße, Raumzuschnitt usw.,

gesehen.

Die Aufklärung der zukünftigen Bewohner bei den Gruppen- und Einzelgesprächen

mit dem Architekten über wirtschaftliches Bauen mit hoher Qualität und über

Einsparungen an der richtigen Stelle ohne Verlust der Wohnqualität und mit der

Möglichkeit der Nachrüstung, schafft bei den Bewohnern ein Kostenbewußtsein,

das sich positiv auf die Wahl eines angemessenen Ausstattungsstandards auswirkt.
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4. EDV-GESTUTZTE PLANUNGSBETEILIGUNG

Bei der Planungsbeteiligung nach den Realisierungsgruppen III + IV, bei denen

die Bewohner eine umfassende Mitsprache bei der Gestaltung ihrer Wohnungen und

ihres Hauses haben, ergibt sich, bedingt durch die individuellen Entscheidungen

und Wünsche der Bewohner eine solche Fülle von Daten und Informationen, daß die-

se ohne entsprechende Hilfsmittel von den Architekten kaum noch bewältigt wer-

den können. Zum anderen werden durch die zahlreichen Gruppen- und Einzelge-

spräche sowie Beratungen zu Einzelbereichen des Bauens die Grenzen menschli-

cher Kommunikation von allen Beteiligten erreicht. Auch hier wäre eine Ent-

lastung durch entsprechende Hilfsmittel notwendig.

Wie sich diese Probleme im einzelnen darstellen, faßte Prof. Ottokar Uhl aus

den Erfahrungen seines Objektes "Wohnen mit Kindern", das nach einem be-

sonders "gerechten" Kostenschlüssel abgerechnet werden mußte und bei dem

außer der individuellen Planungsberatung der einzelnen Familien über 100

Gruppensitzungen stattfanden, wie folgt zusammen:

1) Es war im Rahmen der normalen Architektenleistung nicht möglich, die Woh-

nungskostenermittlung ständig auf dem aktuellen Stand zu halten, da sich

mit jeder einzelnen Position der eingehenden Rechnungen die Kostenrelatio-

nen änderten.

2) Die Gefahr von Rechenfehlern nahm durch das "manuelle" Rechnen mit stei-

gender Anzahl aufzuteilender Rechnungspositionen zu.

3) Die Genauigkeit der prognostizierten einzelnen Wohnungskosten war zwar

sehr hoch - in absoluten Zahlen sind aber 1 % Ungenauigkeit pro Wohnung

doch etwa 15.000,-- öS (= 2.000,-- DM).

4) Unmöglich war es schließlich, die einzelnen Rechnungspositionen vor deren

Aufteilung jeweils um die mit den Firmen vereinbarten Nachlässe und Skonti

zu korrigieren.

5) Die zahllosen Planänderungen erforderten einen sehr hohen Arbeitsaufwand.

Trotzdem war es schwer möglich, den jeweils gültigen Plan auf der Baustel-

le verfügbar zu halten.

6) Die Bauablaufsteuerung wird mit zunehmender Individualisierung und Selbst-

hilfe immer komplizierter. Der Mikro-Computer könnte hierfür die Rolle

einer zentralen Datensammlung übernehmen."

Diese Schwierigkeiten führten zu Überlegungen, wie auch Mikro-Computer, die

bereits in Architekturbüros zu einfachen Arbeitsvorgängen eingesetzt werden,

zur Vereinfachung der Planungsbeteiligung herangezogen werden können.
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Die weiteren Ausführungen und Gedanken beziehen sich ausschließlich auf die

Erfahrungen und Ergebnisse der beiden Objekte Keijenburg in Rotterdam und

Hollabrunn bei Wien.

Da bei der Planungsbeteiligung mehrere Faktoren zur gleichen Zeit von Be-

deutung sind, muß ein Programm entwickelt werden, das diesen Anforderungen ent-

spricht. Das Zeichenprogramm, mit dem die Grundrisse einschließlich der Ausstat-

tung entworfen werden können, muß mit entsprechenden Kostenangaben versehen wer-

den, um gleichzeitig mit dem Entwurf auch die Kosten der einzelnen Wohnungen

und damit des gesamten Hauses zu bekommen.

Neben der Einsparung komplizierter Abrechnungen wäre so eineständige Kosten-

kontrolle möglich. Diese ist vor allem bei Projekten des sozialen oder öffent-

lich geförderten Wohnungsbaus notwendig, bei denen ein nicht zu überschreiten-

des Kostenlimit vorgegeben wird. Bei Mietwohnungen könnte aufgrund der Kosten-

angaben je nach Ausstattung auch die Miete berechnet und ausgedruckt werden.

Darüber hinaus wären Angaben über bauphysikalische Eigenschaften von Baustof-

fen und zeichnerischen Darstellungen der Wohnungsgrundrisse in der Form von

Schaubildern zum besseren Verständnis der Bewohner möglich.

Die so ausgedruckten Informationen könnten von den Bewohnern mit nach Hause

genommen werden, um im familiären Kreis ihre Entscheidung noch einmal zu über-

prüfen und zu korrigieren.

Die durch den Computer mögliche gleichzeitige Verarbeitung eines ganzen Bündels

von wichtigen Informationen versetzt den Bewohner in die Lage, sofort Entschei-

dun g en auf g esicherter Grundla g e zu treffen. Die damit g ewonnene Zeit, die der

Architekt sonst für eine ganze Reihe von Nebenarbeiten aufwenden mußte, könnte

er nun für noch intensivere Einzel- und Gruppengespräche mit den Bewohnern ver-

wenden.

Der Einsatz der EDV-Technik in dieser Weise führt nicht zu einer, wie viele

Skeptiker prophezeiten, Monotonie des Bauens, sondern zu einem größeren, durch

eine ständige Kostenkontrolle abgesicherten kreativen Spielraum,zur Entfaltung

der Phantasie und zu einer gestalterischen Vielfalt. Die computergestützte

Planungsbeteiligung erweitert durch die detaillierten und schneller verfügbaren

Informationen die Entscheidungsbasis. Ihr Ergebnis ist ein Qualitätszuwachs und

nicht, wie allgemein befürchtet wird, nur ein Mengenzuwachs.
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Bei dem niederländischen Objekt Keijenburg bei Rotterdam mit 152 Wohnungen

wurde zur Erleichterung der Planungsbeteiligung zum ersten Mal der Einsatz

eines Mikro-Computers mit einer internen Speicherkapazität von 64 K

ausprobiert. Die Architektengruppe KOKON (F. van de Seyp und F. van der Werf),

die unter Einbeziehung des Bauunternehmers das Projekt bearbeitete, beauftrag-

te die SAR (Stichting Architecten Research), ein Programm für die Bewohnermit-

wirkung zu entwickeln. Rohbausystem und Ausbausystem sind projektgebunden vor-

her festgelegt. Das Ergebnis war ein Programm, bei dem ein mit Kosten versehe-

ner Katalog der Bauelemente des Gebäudes mit dem Zeichenprogramm des Rechners

gekoppelt wurde und das eine Planungsbeteiligung in drei Stufen vorsah.

1. Stufe 

Während der Entwicklung des EDV-Programms äußerten die zukünftigen Bewoh-

ner auf der Basis zugesandter Informationen, z. B. Zeichnung des Roh-

baues, mögliche Nutzungen sowie erläuternde Bemerkungen, ihre Ideen und Vor-

stellungen.

2. Stufe 

Die Ideen der Bewohner über die Aufteilung ihrer Wohnung wurden gemeinsam mit

dem Architekten zu einem konkreten Grundriß entwickelt und vom Mikro-Computer

weiter verarbeitet, so daß als Ergebnis die Zeichnung mit der Kostenberechnung

und der Mietschätzung vorlag.

3. Stufe 

Der erarbeitete Grundriß wurde als Modell in natürlicher Größe mit flexiblen

Wandelementen aufgebaut, um den zukünftigen Bewohnern ihre getroffenen Ent-

scheidungen deutlich zu machen. Die sich daraus ergebenden Grundrißänderungen

wurden von dem Mikro-Computer korrigiert und anschließend die endgültige

Zeichnung einschließlich der Kostenberechnung und der Mietschätzung erstellt.

Das Ergebnis dieser Planungsbeteiligung waren 150 verschiedene Grundrisse bei

insgesamt 152 Wohnungen, obwohl die Bewohner als Information einige beispiel-

hafte Aufteilungspläne als Vorlage bekommen hatten. Dieses Ergebnis zeigt

deutlich, daß nach einer Grundinformation jeder "normale" Mieter in der Lage

ist, seine Wohnvorstellungen deutlich zu machen und daß vor allem sehr unter-

schiedliche und individuelle Wohnbedürfnisse bestehen, die sich bei nicht

veränderbaren, fest vorgegebenen Wohnungen oftmals in einer übertriebenen

Möblierung und Ausstattung der Wohnung bzw. der einzelnen Zimmer äußert.

Sicher ist, daß das Verhältnis der Bewohner zu den Problemen der Planungsbe-

teiligung in den Niederlanden aufgrund der bereits jahrelangen Praxis und der

Diskussion in der Öffentlichkeit bereits sehr weit entwickelt ist.
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Weiterhin hat sich bei dem Objekt Keijenburgherausgestellt, daß für diesen

Umfang der Planungsbeteiligung eine sehr kurze Vorbereitungszeit für die Pro-

grammentwicklung (1 Monat) und eine relativ billige Ausrüstung (ca. 17.000,--

Gulden einschl. Software) ausreicht. Nach Äußerungen der Architektengruppe

KOKON wäre allerding s der schnelle und unkomplizierte Einsatz des Mikro-

Computers nicht möglich gewesen, wenn nicht bereits entsprechende Hilfen bzw.

Voraussetzungen vorhanden gewesen wären, wie die Planung des Grundkonzeptes

nach der SAR-Planungsmethode in Verbindung mit der Modulordnung, mit der die ver-

schiedenen Baukomponenten nach Lage und Abmessungen festgelegt waren, sowie ge-

naue, vom Unternehmer garantierte Preise.

Ein weiteres Projekt, bei dem die Planungsbeteiligung unter Zuhilfenahme der

EDV-Technik (CAD-System, computerunterstütztes Planen oder Entwerfen)

durchgeführt werden soll, wird zur Zeit von Prof. Ottokar Uhl,

vorbereitet. Dieses Projekt, mit der Bezeichnung "Wohnen morgen, Teil 2",

umfaßt 40 Wohnungen in 2 Häusern und liegt in Hollabrunn, einer Kleinstadt

nordöstlich von Wien.

Im Gegensatz zu dem niederländischen Objekt Keijenburg, bei dem der Architekt die

EDV- Anlage bediente und somit eine Art Mittlerfunktion zwischen den Bewoh-

nerwünschen und der Verarbeitung derselben durch den Computer hatte, soll bei

dem Projekt "Wohnen morgen" durch die Entwicklung eines Spezialsystems der

Bewohner selbst das Gerät bedienen und seine Wünsche und Vorstellungen direkt

auf dem Bildschirm umsetzen können. Mißverständnisse bei dem Obermittlungs-

prozeß sind damit ausgeschlossen.

Narh Prnf . (1 Uhl hnctnhon wesentliche Vorteile riiocor unmittelbaren Ro+.,;l S_.....v.• ..	 • .	 •	 v..•	 a^....^..^... ..^....^...... .^....^.	 .v. ..^...^. ..a.a^.aa^. 	^..IR.YY^.. 3 LLI l^ll	 VCI.G 11 1

gung der zukünftigen Bewohner am Bildschirm in folgenden Punkten:

- Die Kommunikation zwischen Bewohner und Architekt wird von unnötigen De-

tails befreit und kann sich somit auf das Wesentliche konzentrieren.

- Die Kommunikation bekommt durch die sofort zur Verfügung stehenden Zeich-

nungen einschließlich der entsprechenden Informationen, wie Kosten und

technische Angaben, eine neue Dimension, die wiederum den Entscheidungs-

prozeß unterstützt und beschleunigt.

- Die Motivation und Identifikation der Bewohner wird durch die Möglichkeit,

ihre Wohnung direkt zu planen, erhöht.
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Eine der wichtigsten Voraussetzungen für die Durchführung einer Planungsbe-

teiligung mit diesen Qualitäten ist die Entwicklung einer so einfachen Benut-

zerschnittstelle des Systems, daß alle Bewohner aller Schichten ohne spezielle

Vorkenntnisse nach einer kurzen Einweisungszeit von ca. 1 Stunde das Gerät

bedienen können. Da nicht immer davon ausgegangen werden kann, daß die Bewoh-

ner zu der EDV-Anlage kommen können, sollten die Systeme transportabel und

robust gestaltet werden.

ähnlich wie bei dem Objekt Keijenburg wird auch hier ein mit Kosten versehe-

ner Bauteilkatalog erarbeitet, um mit jedem Planungsschritt die Gebäudekosten,

für den unmittelbaren Entscheidungsprozeß, aber auch als Kostenkontrolle ver-

fügbar zu haben.

Der Unterschied zu dem niederländischen Vorgehen besteht darin, daß der Bau-

teilkatalog nicht projektgebunden ist und damit ein breites Auswahlspektrum

bietet. Es sind also vor Planungsbeginn noch keinerlei Daten und Angaben be-

kannt.

Während der Vorbereitungszeit des Projektes und auch während des Planungspro-

zesses, der sich bekanntlich über einen längeren Zeitraum erstrecken kann, wer-

den die eingegebenen Preise aktualisiert, um die Kosten möglichst genau schät-

zen zu können.

Darüber hinaus soll bei dem Projekt Hollabrunn im Rahmen eines Forschungs-

auftrages untersucht werden, wie eine sinnvolle Selbsthilfe der Bewohner beim

Ausbau ihrer Wohnung in Verbindung mit dem EDV-Programm durchgeführt werden

kann. Die EDV-Anlage wird deshalb gleichzeitig dazu genutzt, die möglichen

Selbsthilfearbeiten sachlich und wertmäßig festzulegen.

Wie sich die Abwicklung des Projektes darstellen könnte, hat der Verfasser

in verkürzter Form in anschaulichen Skizzen in der Abb. 42 dargestellt.

Diese beiden Beispiele aus den Niederlanden und aus Osterreich beweisen, daß

eine sinnvolle Einbeziehung der EDV-Technik im Rahmen der Planungsbeteiligung

der Bewohner nicht zu einer Monotonie, sondern zu einer gestalterischen Viel-

falt in Verbindung mit einer größeren Individualisierung und damit zu mehr

persönlicher Freiheit des einzelnen im Bereich des Wohnens führen kann.

"Bauten mit diesen Wohnqualitäten müssen keine Mehrkosten erfordern, können

sogar preiswerter werden als vergleichbare Bauten", sagten die Verfasser des

niederländischen Beispieles.
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Prof. 0. Uhl faßt auf dem Hintergrund seiner Erfahrun g en den Einsatz von

Mikro-Computern bei der Planungsbeteiligung,in einer Reihe von Perspektiven,

getrennt für die Bewohner und für den Architekten wie folgt zusammen:

"Für die Bewohner:

- Hilfe zur schnelleren Entscheidungsfindung auf höherem Qualitätsniveau.

- Genauere Übersicht über die zu erwartenden finanziellen Folgen (Geste-

hungs-, Erhaltungs-, Folgekosten).

- In jeder Planungs-, Ausführungs- und Verwaltungsphase werden Veränderun-

gen angeregt und "spielend" möglich.

- Zukünftig werden Entscheidungen zugleich auf ihre bautechnische Richtig-

keit überprüft werden, was die Selbsthilfem p glichkeiten verbessern wird.

- Der Bewohner wird zukünftig den Mikro-Computer selbst bedienen, was er

als Kind gelernt hat. Dadurch entstehen weniger Mißverständnisse.

Die Beratung durch den Architekten kann sich auf das Wesentliche beschrän-

ken und die Einordnung in das jeweilige Gesamtprojekt verfolgen.

Für den Architekten:

- Hilfe zur Zusammenfassung aller Daten, Vorschriften, Wünsche, Kosten,

bauphysikalischer Eigenschaften an einer Stelle.

- Mehr Bewohnervertrauen durch größere Genauigkeit der Voraussagen und je-

derzeitige überprüfbarkeit.

- Schnellere Umsetzung von Veränderungen an Bauplänen in unterschiedlichen

Ebenen zur Verbesserung der Kommunikation zwischen Büro, Baustelle und

Verwaltung.

- Steuerung des Bauzeitplans, vereinfacht auch bei maximaler Individualisie-

rung möglich.

- Durch Übernahme eines Teils der Routinearbeit im baukonstruktiven Bereich

bei gewisser Komplexität der Entscheidungen (z. B. daß beim Austausch des

Türanschlages zugleich der Lichtschalter versetzt und das Maß der Leitung

neu bestimmt wird) kann zukünftig eine Entlastung zu Gunsten des kreati-

ven Arbeitens eintreten (in gestalterischen, wie auch in sozialen und

anderen Bereichen).

- Die Notwendigkeit billig zu bauen (z. B. im Rahmen bestehender Wohnbau-

förderung) veranlaßt viele Planer, nur einfachste, gewohnte Lösungen an-

zubieten. Die Monotonie heutigen Wohnbaus ist auch sichtbarer Ausdruck

dieser Haltung. Neue Lösungen erfordern allerdings eine genaue Obersicht

über mögliche Kostenverlagerungen (z. B. Kostenminimierung der Primär-

Bau-Struktur zu Gunsten des Ausbaus). Insofern kann der Einsatz des
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Mikro-Computers ihn zu einem Werkzeug zur Verhinderung der Monotonie

machen. Damit kommen die Fragestellungen nach einer koordinierten, ge-

regelten, aber eben nicht reglementierten, sondern am Handeln der Men-

schen orientierten Ästhetik verstärkt in den Blick."

Um dieses Ziel erreichen zu können, ist es unumgänglich, daß Architekten mehr

als bisher sich dieser neuen Technologie bedienen und ihre Erfahrungen

zur Weiterentwicklung und Verfeinerung der Programme nutzen. Auch ein inter-

nationaler Erfahrungsaustausch wäre erforderlich, um Parallelentwicklungen

zu vermeiden und neue Erkenntnisse für den zukünftigen Bewohner direkt nutz-

bar zu machen.
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Planungsbeteiligung mit Hilfe einer EDV-Anlage

Abb. 39 bis 41:

Die drei ersten Schritte der Pla-
nungsbeteiligung mit Hilfe des CAD-
Systems (computerunterstÜtztes Planen
und Entwerfen) be dem in Vorberei-
tung befindlichen Hollabrunn II. Der
Bewohner soll selbst am Dildschirm
seinen Grundriß bestimmen.

-^	 -

Festlegung der Primörstruktur in Abstimmung
mit den zukünftigen Bewohnern nach der SAR-

Planungsmethode.

De r Bewohner bestimmt a m Bildschirm d ie

L a g e , Größe und Ra umaufteilung seiner Woh-

nung selbst.

Fe stlegung d e r Wohnungsausstattung durch

den Bewohner.

Objekt: Hollabrunn II,
"Wohnen morgen"

Architekt: Prof. Ottokar Uhl
Mitarbeiter: Franz Kuzmich,

Paul Tavolato



- 73 -

Planungsbeteiligung mit Hilfe einer EDV-Anlage

1. Der Bauträger stellt eine mini-	 4. Der Ausbau schreitet voran.
mierte Primöntruktur mit allen Ver- 	 Der Architekt gibt Hilfestellung
und Entsorgungsleitungen het. Die 	 bei tec hn ischen Problemen und
Finanzierung erfolgt ausschließlich

	
beoufsichtigt die von den Be-

durch das öffentliche Wohnbouför-	 nutzem selbst erbrochten Lei-
derungsdorlehen.	 stungen.

2. Die Wohnungswerber entscheiden 	 5. Die restlichen Wohnung en
sich im Bouwerk RUr eine bestimmte 	 werden vom Bauträger vergeben,
Wohnfläche (ein "Geschoßgrund-	 ein Teil der Wohnungen ist be-
stUck") und planen gemeinsam mit 	 reih fertig und bewo hn t.
dem Architekten ihre Wohnung (ihr
"Eigenheim".

3. Der Ausbau noch individuellen	 6. Die Primarstruktur ist ousge-
Wünschen beginnt - zum Teil durch

	
fullt - olle Wollungen sind

die Boufirma, zum Teil durch die	 "fertig". Jede Wohnung kann
Bewohner selbst, je noch Wunsch.	 ouch später innerhalb der kon-
Die Finanzierung erfolgt durch 	 struktiven Gegebenheiten ver-
Eigenmittel und Hypothekordar- 	 ändert werden - Portizipotion
lehen.	 ohs Prozeßl

Abb. 42: Mögliche Vorgehensweise bei dem Projekt Hollabrunn II, bei dem unter
Einsatz einer EDV-Anlage Planungsbeteiligung und Selbsthilfe prakti-
ziert werden sollen.

Objekt: Hollabrunn II, "Wohnen morgen"
Architekt: Prof. Ottokar Uhl
Mitarbeiter: Franz Kuzmich, Paul Tavolato
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5. GEMEINSCHAFTSEINRICHTUNGEN

Der Umfang und das Angebot von Gemeinschaftseinrichtungen hängt von dem Grad

der Planungsbeteiligung, von finanziellen Mitteln, von der Einstellung der

Organisatoren zu diesem Thema, aber auch davon ab, ob die Bewohner sich nach

Fertigstellung ihrer Wohnanlage selbst verwalten bzw. auf die Verwaltung Ein-

fluß nehmen und für die Unterhaltung selbst oder teilweise sorgen wollen.

Bei Eigentumswohnungen, die von Bauträgern errichtet werden, erstrecken sich

die Gemeinschaftseinrichtungen in der Regel auf Maßnahmen im Bereich der Außen-

anlagen, wie z. B. Kinderspielplätze, Sitzgruppen, Müllsammelanlagen usw.

Gemeinschaftsräume innerhalb des Hauses werden aus Kostengründen nur in Aus-

nahmefällen angeboten. Anders ist es bei Objekten des öffentlich geförderten

Wohnungsbaues, bei denen ein Mindestmaß an Einrichtungen innerhalb des Gebäu-

des, wie Waschküchen, Trockenräume sowie Abstellräume für Fahrräder und Kin-

derwagen vorgesehen werden müssen. Soweit ausreichender Raum und zusätz-

liche Mittel zur Verfügung stehen, werden auch in Einzelfällen weitere Einrich-

tungen, wie z. B. Tischtennis-, Bastel- und Begegnungsräume,eingeplant.

Anders ist es bei Bauherrengruppen, die im Rahmen der Planungsbeteiligung den

gemeinsamen Entschluß fassen, ganz bestimmte Gemeinschaftsräume vorzusehen,

und wo ihr Architekt in der Lage ist, diese Einrichtungen funktionstüchtig

zu organisieren, ohne die veranschlagten Gebäudekosten der gesamten Wohnanlage

dadurch überschreiten zu müssen. Bei dem Objekt "Wohnen mit Kindern" in Wien

wurden z. B. neben einem Kinderspielraum in Verbindung mit dem Treppenhaus

auch ein größerer Allzweckraum im Erdgeschoß mit Gartenbezug, ein Raum zum

Werken und Racteln_ Pine Sauna_ ein Dach g arten sowie ein Raum zur besonderen

Verwendung eingerichtet.

Aktiv genutzte und von den Bewohnern selbst verwaltete Gemeinschaftsräume för-

dern die Bildung einer Hausgemeinschaft und halten sie lebendig. Sie bieten den

Kindern aller Altersstufen einen wertvollen Spiel- und Bewegungsbereich inner-

halb der Gemeinschaft und den Erwachsenen zahlreiche Betätigungen, die sie in

ihrer Wohnung nicht ausüben können und fördern gleichzeitig die nachbarschaft-

liche Kommunikation.

Sinnvoll genutzte Gemeinschaftsräume und Flächen sind wichtige Kriterien für

die Beurteilung des Wohnwertes. Sie schaffen darüber hinaus auf ungezwungene

Weise ein Gemeinschaftsgefühl, das sich auch im täglichen Leben als tragfähi-

ges soziales Netz in diesem Rahmen erweisen kann.
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Für die Planung und Anordnung von Gemeinschaftseinrichtungen sollen die nach-

folgend aufgeführten Hinweise dienen:

- Gemeinschaftsanlagen und -räume, die das Kennenlernen der Bewohner unter-

einander fördern, sind wichtige Kriterien für die Identifikation des Men-

schen mit seiner Wohnung, seinem Haus und seiner Wohnumgebung. Sie för-

dern auch die Mitverantwortung des Einzelnen für seine Wohnsituation und

stellen einen wichtigen Punkt für die Beurteilung des Gesamtwohnwertes

dar.

- Die Bewohner sollten nach Möglichkeit bei der Pflege und Instandhaltung der

Gemeinschaftsanlagen mit einbezogen werden.

- Nutzung und Ausbau der angebotenen Flächen bzw. Räume sollten gemeinsam

mit den Bewohnern festgelegt werden, damit diese Einrichtungen auch maximal

angenommen werden.

- Nach Absprache können auch die Gemeinschaftsflächen und -räume zum Ausbau

und zur selbstbestimmten Nutzung unter Bereitstellung des Materials von

seiten des Bauherren den Bewohnern überlassen werden.

- Gemeinschaftseinrichtungen, die eine intensive und zum Teil aufwendi g e Unter-

haltung erfordern, wie z. B. Schwimmbäder und Saunen, sollten die Ausnahmen

bleiben und nur dann realisiert werden, wenn es sich um Bauherren bzw. Eigen-

tümer handelt, die für Reparatur und Pflege dieser Anlagen selbst aufkommen.

- Die einzelnen Gemeinschaftsräume sollten so verplant werden, daß durch ihre

Kombination eine vielseitige Nutzung möglich wird.

- Für Gemeinschaftsräume innerhalb des Hauses, aber auch für Kinderspielplätze

im Außenbereich sind Toilettenanlagen notwendig. Die Anordnung im Erdgeschoß-

bereich des Treppenhauses erscheint als ein günstiger Standort.

- Kinderspielräume bieten sich im Erdgeschoß des Hauses mit Gartenbezug an.

Aber auch in unmittelbarer Verbindung mit dem Treppenhaus werden diese Flä-

chen oft ausgewiesen. Kinderspielräume erfordern aber auch eine ständige Be-

treuung.

- Für Bastel- und Werkräume werden in der Regel Flächen im Kellergeschoß ver-

wendet. Hier ist für eine ausreichende Belichtung und Belüftung zu sorgen.
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- Bei der Anordnung von Gemeinschaftsräumen innerhalb der Wohngeschosse muß

auf eine ausreichende Schalldämmung zu den sich anschließenden Wohnungen ge-

achtet werden. Besser ist es, Gemeinschaftsräume so anzuordnen, daß die Be-

wohner beim Zugang und Abgang nicht gestört werden können.

- Bei Gebäuden mit mehreren Treppenaufgängen sollten Gemeinschaftsräume in-

nerhalb des Hauses so angeordnet und verteilt werden, daß sie von allen Haus-

bewohnern gleich gut zu erreichen sind und daß sie gewissermaßen als Binde-

glied zwischen den einzelnen Gebäudeteilen wirken. Dies kann beispielsweise

durch die Verbindung der einzelnen Treppenhäuser untereinander im Keller oder

Erdgeschoß geschehen.

- Bautechnisch und baurechtlich sollte die Umnutzung der Gemeinschaftsräume

jederzeit möglich sein, soweit dies von den Bewohnern gewünscht wird.

- Gartenflächen sollten als erlebbares Umfeld für Kinder gestaltet werden, wo-

bei Sitzgruppen für Erwachsene bzw. Flächen für die Hausgemeinschaft nicht

vergessen werden sollten. Wichtig ist auch hierbei die Einbeziehung der Er-

wachsenen und der Kinder bei der Ausgestaltung dieser Flächen.

- Auch an die Schaffung von Dachterrassen könnte in innerstädtischen Wohnge-

bieten gedacht werden, wobei damit nicht zu hohe Investitions- und Unter-

haltungskosten im Verhältnis zum Nutzwert verbunden sein sollten. Dachter-

rassen sollten auf verdichtete innerstädtische Bebauungen, bei denen nur

eine minimale Gartenfläche vorhanden ist, beschränkt bleiben.

- Bei einer ausreichenden Gartengröße kann auch an ein freistehendes kleines

Gemeinschaftshaus gedacht werden, das sich die Bewohner gg f. in Selbsthilfe

bauen können.
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Gemeinschaftseinrichtun g en - Mehrzweckräume

Abb. 43: Kellergeschoßausschnitt

Objekt: Dietzenbach, Am Steinberg 82 - 84
Mehrfamilienhaus mit 13 Eigentumswohnungen und 2 Läden

Architekten: Brackrock - Gitter - Hamacher, Darmstadt

Die von der Bauherrengemeinschaft g ewünschten Gemeinschaftsräume haben die Architek-
ten in den Keller des Gebäudes zwischen die beiden Treppenhäuser gelegt, so daß sie
von allen Bewohnern, ohne das Gebäude verlassen zu müssen, erreicht werden können.
Die Fläche ist durch die Anordnung von Raumteilern vielseitig nutzbar. Um eine wohn-
liche Atmosphäre zu erreichen, wurden den Räumen ein großzügig bemessener Spielhof
vorgelagert, der noch über die Gebäudeflucht hinaus geht. Durch die zweiseitige
Terrassierung mit Bepflanzung wird das Grün in den Hof einbezogen. Eine Freitreppe
verbindet diesen Hof mit dem Garten. Die Glaswand zwischen den Gemeinschaftsräumen
und dem Hof sorgt für eine gute Belichtung. Die überdeckte Fläche des Hofes ermög-
licht auch im Sommer bei Regen den Aufenthalt im Freien. Ober die genaue Nutzung der
einzelnen Raumteile wollen die Bewohner erst nach Einzug entscheiden.

Der Werkraum liegt im Erdgeschoß des Gebäudes mit direkter Belich-
tung und mit Verbindung zum Garten. Die Einrichtung wurde
Bewohnern gemeinsam finanziert.

Objekt: Wien, "Wohnen mit Kindern"
Architekt: Prof. Ottokar Uhl
Mitarbeiter: Franz Kuzmich, Erich Müller, Martin Wurnig

von den



Abb. 47: Rodel- und Spielberg im Garten.
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Gemeinschaftseinrichtunaen - Gartenbereich

Abb. 49: Gartengestaltung des Objektes "Wohnen mit Kindern", bei dem die vorhande-
nen Obstbäume weitgehend in die Planung mit einbezogen wurden.
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Gemeinschaftseinrichtungen - Dachgärten
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Abb. 50: Ausbau einer Dachterrasse am Bei-
spiel des Objektes Wien,Feßtgasse

Architekt: Prof. Ottokar Uhl
Mitarbeiter: Franz Kuzmich,

Ludwig Weinold

Das Dach wird bauseits so ausgeführt, daß
ohne größeren Aufwand ein Dachgarten und
somit eine weitere Erholungsmöglichkeit
für die Bewohner errichtet werden kann.
Der Ausbau, die Gestaltung, Pflege und Ver-
waltung liegen in der völligen Verantwort-
lichkeit der Mieter. Die Kosten dafür sind
von den Mietern zu tragen. Ein Dachgarten
wäre vor allem wegen des (zumindest vor-
läufig noch) kleinen Hofes von großer Be-
deutung.

Abb. 51: Von der Mehrheit der Be-
wohner befürwortete Dach-
gartengestaltung.

Die schriftliche Befragung zeigte
den mehrheitlichen Wunsch nach einer
"repräsentativen" Gestaltung der
Dachfläche mit begrünten Flächen,
Gehwegen, Sitz- und Ruheplätzen,
einem Kinderspielbereich mit Plansch-
becken und einer Sauna.

Abb. 52: Teilansicht der Dachterrasse
mit Pflanzbeet, Grün- und Ter-
rassenflächen
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Abb. 53: Auf der Dachterrasse wachsen
schon kleine Bäume.



Abb. 57: Innenraum des Kinderspiel-
raumes.
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Gemeinschaftseinrichtun g en - Kinderspielräume

Bei dem Objekt "Wohnen mit Kindern" in Wien
wurden aufgrund der Entscheidung der Bau-
herrengemeinschaft großzügig bemessene Kin-
derspielflächen vorgesehen.

-Objekt: Wien, "Wohnen mit Kindern"

Architekt: Prof. Ottokar Uhl
Mitarbeiter: Franz Kuzmich, Erich

Müller, Martin Wurnig

Abb. 54: Eingezogener Eingangsbereich mit
dem dahinter liegenden Kinder-
spielraum.

Abb. 55: Erdgeschoßausschnitt des Bau-
teiles Wiener Gasse mit dem
durchgehenden und unterteil-
baren Kinderspielraum.

Der sich über die gesamte Haustiefe
des Erdgeschosses erstreckende Kinder-
spielraum im Gebäudeteil Wiener Gasse
hat unmittelbare Verbindung zum Garten
und wird aufgrund seiner Größe auch als
Versammlungsraum und zur Ausrichtung
von Festen, Feiern und anderen Aktivi-
täten genutzt.

Abb. 56: Obergeschoß des Gebäudteiles
Jeneweingasse.

Im Gebäudeteil Jeneweingasse liegt im
ersten Obergeschoß in Anbindung an das
Treppenhaus ein Spielzimmer für Klein-
kinder, wo unter Anleitung gebastelt,
gemalt, geturnt und gespielt wird. Der
Erker vergrößert den Raum, sorgt für
eine gute Belichtung und erlaubt den
Blick auf die Straße. Eine Umwandlung
in eine Einzimmerwohnung ist jederzeit
mögl ich.

Abb. 58: Erker mit durchsichtig ver-
glastem Brüstungselement,
das auch Kleinkindern den Blick
auf die Straße ermöglicht.
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6. SELBSTHILFE DER BEWOHNER

Mit der Planungsbeteiligung kann der Bauherr im Planungsprozeß mithelfen, daß

seine persönlichen Wünsche und Bedürfnisse im Rahmen der gegebenen finanziel-

len Möglichkeiten optimal erfüllt werden. Erfahrungen zeigen, daß die ständige

Konfrontation der Wünsche mit den Kosten tatsächlich zu einer Verminderung der

Baukosten führen kann.

Wennaach dann die Mittel nicht ausreichen, um ohne zumutbare persönliche Ein-

schränkungen bauen zu können, dann kann der Bauherr mit seinen eigenen Händen

fehlende Eigenmittel ersetzen.

Manuelle Selbsthilfe ist somit kein direktes Mittel zum preisgünstigen Bauen.

Selbsthilfe verstärkt aber die Individualität des Hauses und die Identifikation

der Bewohner mit ihrem Haus.

Selbsthilfe kann deshalb manchmal - ohne Rücksicht auf die damit möglichen Ein-

sparungen - eine eigenmotivierte Tätigkeit aus Freude an selbstbestimmter Ar-

beit sein.

6.1 Art und Umfang der Selbsthilfe 

Beim Bau von Eigentumswohnungen im Geschoßbau gibt es - wie auch für Eigen-

heime - drei Varianten der Mitarbeit der Bewohner:

a) Totale Selbsthilfe, d. h. beginnend beim Rohbau.

b) Selbsthilfe im Ausbau.

c) Selbsthilfe bei den Finish-Arbeiten, d. h. bei den Bodenbelagsarbeiten,

Malerarbeiten, Wandbekleidungen u. a.

Eine totale Selbsthilfe beim Bau von Mehrfamilienhäusern erscheint zwar mög-

lich, bereitet aber sicherlich größere Schwierigkeit bei der Organisation und

Durchführung.

Diese Art der Selbsthilfe erfordert bestimmte Voraussetzungen:

- Es muß sich um Eigentumswohnungen handeln.

- Die Eigentümergemeinschaft sollte nicht mehr als sechs bis acht Familien

umfassen.
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- Bereits im Planungsstadium muß überlegt werden, wie und in welchem Bereich

die Selbsthilfe eingesetzt wird.

- Totale Selbsthilfe verlangt die Betreuung der Gruppe. Das kann der Architekt

oder ein Betreuungsunternehmen sein. Diese Betreuung bezieht sich auf

die finanzielle Betreuung,

die organisatorische Betreuung,

die handwerkliche Betreuung.

Mit der totalen Selbsthilfe kann man bis zu 40 % der Gebäudekosten des Hauses

selbst erarbeiten. Aber es ist eine harte Arbeit, insbesondere für ungeübte und

handwerklich nicht sehr geschickte Bauherren. In städtischen Gebieten, und hier

liegen die Mehrfamilienhäuser, finden sich kaum Bewerber, die bereit und gesund-

heitlich in der Lage sind, mindestens ein Jahr, meist jedoch noch länger, auf

Freizeit zu verzichten und auch ihren Urlaub für die Selbsthilfe zu nutzen.

Man muß deshalb nach Möglichkeiten suchen, mit denen man auch bei kleinerem,

aber dennoch wirksamem Anteil der Selbsthilfe einen hohen Wert der Selbsthilfe

erreichen kann. Dem kommen die Bestrebungen nach Bewohnermitwirkung sicherlich

entgegen, z. B. mit der Trennung der Primär- und Sekundärstruktur und mit dem Vor-

handensein einer Gemeinschaft von Planenden. Im Rohbau kann man dann alle Vor-

teile der Rationalisierung und Serienfertigung ausnutzen. Im Ausbau kann jeder

Eigentümer in seiner eigenen Wohnung ungestört arbeiten.

Selbsthilfe im Ausbau ähnelt der Selbsthilfe bei den sogenannten Ausbauhäusern

im Eigenheimbau. Den gesamten Rohbau und die Konstruktionen des sonstigen Ge-

meinschaftseigentums übernimmt ein Bauunternehmer. Die Selbsthilfe beginnt

beim Bau nichttragender Innenwände. Gemeinschaftsarbeit, z. B. beim Ausbau

der inneren und äußeren Gemeinschaftsanlagen, ist möglich. Man nutzt so die

unterschiedlichen Fähigkeiten der einzelnen Bauherren besser aus. Die Arbeiten

müssen allerdings in einigen Bereichen, wo Handwerksarbeit und Selbsthilfe

einander berühren oder voneinander abhängig sind, gut koordiniert werden. Hier

ist ein erfahrener Betreuer erforderlich.

übernehmen die Selbsthelfer nur die unabhängigen und den Endzustand herstellen-

den Arbeiten, d. h. das sogenannte Finish, so ist keine Betreuung erforderlich.

Dabei handelt es sich mehr oder weniger um Hobbybeschäftigungen für Selbsthelfer

ohne fachliche Kenntnisse. Der Eigentümer kann seine persönlichen Wünsche bei

diesen Arbeiten ohne Rücksicht auf andere erfüllen. Oft sind seine Arbeiten

dann teurer als Unternehmerarbeit, weil er sich - im Hinblick auf die Einspa-

rungen der Lohnkosten - aufwendigere Baustoffe und Ausstattungsteile leistet.



- 83 -

Wohnungsunternehmen, die ihre Mieter mit Selbsthilfe am Bau beteiligen wollen,

beschränken diese Arbeit in der Regel auf Finish-Arbeiten (Fußböden, Wandbe-

kleidungen, Malerarbeiten, Außenanlagen), die jeder Mieter nach eigenen Wün-

schen und finanziellen Mitteln ausführen kann. Die sich daraus ergebenden

Kosteneinsparungen werden dann auch in Form niedrigerer Miete an die Bewohner

weitergegeben. So können sich sowohl für die Mieter wie für die Hauseigentümer

Vorteile ergeben. Rainer Schumacher schreibt dazu:

Der Eigentümer muß weniger investieren, wenn er den individuellen Ausbau
den Wohnungsbenutzern überläßt.

- Der Vermieter ist unter Umständen konkurrenzfähiger, wenn er variable Woh-
nungen anbieten kann. Vielleicht verschafft ihm bereits das Angebot von
etwas Neuartigem einen Vorsprung auf dem Wohnungsmarkt.

- Der Vermieter verringert die Gefahr, Wohnungen mit einem Ausbaukomfort an-
zubieten, der nicht gefragt ist. Wohnungen mit einem zu hohen Komfort sind
entsprechend teurer und deshalb oft nicht vermietbar.

- Bei der Obergabe des Mietobjektes werden oft Kleinigkeiten vom neuen Mieter
gerügt. Diese Beanstandungen fallen weg, wenn dem Mieter der Endausbau über-
lassen wird oder wenn sich der bisherige Mieter mit seinem Nachfolger direkt
über die Übergabe und Entschädigung der mieterseitigen Investitionen einigen
muß. Zudem hat der Mieter, der sich selber mit dem Ausbau seiner Wohnung
befaßt hat oder eigenes Vermögen in die von einem früheren Mieter übernom-
menen Einbauten investiert hat, ein ganz anderes, persönliches Verhältnis
zur Mietsache und behandelt diese viel sorgfältiger. Das ganze Gebäude un-
terliegt deshalb einem weit geringeren Verschleiß."

In Berlin beim "Wohnregal" ist man noch einen Schritt weiter gegangen und hat

den Mietern - es handelt sich um Mitglieder einer Genossenschaft - auch den

Ausbau in Selbsthilfe überlassen. Für den Ausbau wurden selbsthilfefreundliche

Baustoffe und Konstruktionen gewählt. Den Rohbau haben leistungsfähige Unter-

nehmen, z. T. in industrialisierten Bauverfahren - rationell errichtet. Da die

Selbsthilfe zum Teil in den Rohbau hineingriff (Wände, Treppen, Decken), mußte

in Gruppenselbsthilfe gearbeitet werden. Ein solches Verfahren erfordert, daß

die Zielgruppe der Selbsthelfer schon bei Beginn der Planung klar angesprochen

wird, sonst entsteht das Problem der unzureichenden Nachfrage für Gruppenmaß-

nahmen. Die Bereitschaft zur Selbsthilfe muß - insbesondere in einkommensschwa-

chen Kreisen der Bevölkerung - oft erst geweckt werden. Die öffentliche Hand

(Hinweise auf Förderung), die Stadtverwaltung (Hilfen bei der Grundstücksbe-

schaffung), die Wohnungsunternehmen (Hinweise auf Finanzierung) und die Archi-

tekten (mit Unterlagen über die Planung) können durch gezielte Informationen

dazu beitragen.
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Die Bewerber sind nach der Auswahl durch den Bauträger in ein nach weitgehend

festen Regeln organisiertes Verfahren eingebunden. Der Selbsthelferkreis ist

eingeschränkt auf leistungswillige und zugleich physisch belastungsfähige Per-

sonen, die zugleich - zusammen mit der Familie -eine lang dauernde (1 bis

1 1/2 Jahre) psychische Belastung ertragen müssen, die oft schwerer wiegt als

die körperliche Anstrengung. Die Mitwirkung in der Selbsthilfegruppe erfordert

ein hohes Maß an Unterordnung und Einordnung an ein Organisationsprinzip.

6.2 Organisatorischer Ablauf der Selbsthilfe 

Bewohnermitwirkung bei der Planung ist nicht, gleichbedeutend Bewohnermitwir-

kung beim Bau. Sicherlich sind die Voraussetzungen durch die Vorarbeit des

Architekten und der Gemeinschaft der Bewohner hier günstiger, insbesondere

bei Eigentümergemeinschaften nach § 3 Wohnungseigentumsgesetz. Wenn die Finan-

zierung günstig gesichert ist, werden aber nur wenige bereit sein - sofern sie

überhaupt dazu beruflich in der Lage, körperlich fähig und handwerklich eini-

germaßen geschickt sind -,manuelle Selbsthilfe zu leisten.

Ein typisches Beispiel hierfür ist das Objekt Hollabrunn I in Österreich. Hier

haben nur wenige Eigentümer selbst mitgearbeitet und dann auch nur bei einigen

Restarbeiten, z. B. haben fünf Familien Bodenbeläge verlegt, drei Wand- und

Deckenbekleidungen und sogar für das Tapezieren haben sich nur sieben Familien

gefunden. Die hier untersuchten niederländischen Objekte sind gekennzeichnet

durch industrielle Fertigungsmethoden und große Serien gleicher Elemente und

Arbeiten sowohl im Rohbau wie im Ausbau. Hier waren keine Selbsthilfearbeiten

zugelassen, weil sie nur kostenverteuernd wirken konnten.

Die Selbsthilfearbeiten auf den deutschen Baustellen, soweit sie zum Zeitpunkt

der Berichterstattung fertiggestellt waren, sind im Folgenden dargestellt.

Dietzenbach 

Bei dem Projekt Dietzenbach haben die Eigentümer der Wohnungen jeweils in den

eigenen Wohnungen gearbeitet. Verschiedene Bauherren halfen sich gegenseitig

je nach Fähigkeiten. Folgende Arbeiten wurden hier in Selbsthilfe angeboten:

Rohbau:

Zimmerarbeiten:

Heizung:

nur nichttragende Wände im Bereich von Sondereigentum und

Sondernutzung sowie im'Gemeinschaftsbereich im Keller

Dachdämmung und -verschalung im Sondereigentum der ans

Dach grenzenden Wohnungen

Montage von Leitungen ab Wohnungsverteiler und Heizkörpern
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Sanitäre Installation: sinngemäß wie Heizung

Elektroinstallation:	 Montage von Leitungen und Armaturen

Innenputz:

Malerarbeiten:

Fliesenarbeiten:

Die zu verarbeitenden Baustoffe konnte sich die Bauherren selbst besorgen

oder über am Bau beteiligte Unternehmen beziehen.

Der Architekt hat die Bauherren darauf hingewiesen, daß Selbsthilfe auch zur

Verteuerung der Handwerkerleistungen führen kann. Das gilt vor allem für die

Fachlose "Heizung" und "Sanitäre Installation". Hier mußten preisliche Kompro-

misse zwischen den Bauherren und Unternehmern ausgehandelt und in den Auftrags-

schreiben berücksichtigt werden.

Die Selbsthelfer wurden angeleitet durch den Architekten bzw. Mitarbeiter

des Büros, den Baubetreuer, Fachingenieur oder - falls die jeweiligen hand-

werklichen Detailkenntnisse fehlten - durch besonders verpflichtete oder am

Bau schon tätige Handwerker.

Die Vorleistungen der Selbsthelfer wurden jeweils von den folgenden Handwer-

kern äbgenommen. Teilweise hatten Bauherren auch nur die Endleistungen erbracht,

so daß keine Folgeleistungen erforderlich waren. Probleme mit der Gewährlei-

stung der Selbsthilfearbeiten gab es daher nicht.

innerhalb des Sondereigentums

Hannover 

Die Selbsthilfearbeiten wurden bereits bei der Werbung für den Verkauf der Woh-

nungen erläutert und kostenmäßig angegeben. Nach Vertragsabschluß wurden für

jede Wohnung ein Eigenleistungskatalog ausgearbeitet. Aus organisatorischen und

terminlichen Gründen hat der Bauträger jedoch nur die Ausbauleistungen für die

Selbsthilfe freigegeben.

Um Schwarzarbeit zu vermeiden, wurden die Arbeiten der Selbsthelfer von dem

Wohnungsunternehmen organisiert und fachlich überwacht. Dazu gehörte ein im

Kaufvertrag festgelegter Bauzeitplan, nach dem der Käufer seine Selbsthilfe

leisten mußte.
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D R O E H	 N	 E	 N	 S T	 R. 3 5 - 3 5 G EIGENLEISTUNGEN

Wohnung	 Nr.  1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12 13 14 15 16 17 18 19 20 21 22 23 24 25 26 27 28 29 30 31 32

Mauerarbeiten x x x x x

Fensterbänke x x x x

Fliesenarbeiten x x x x x x x x x x x x x x x

Bodenbeläge x x x x x x x x x x x x x x x x x x x x

Anstrich x x x x x x x x x x x x x x x x x x x

Innentreppe x x

Haustür x

Innentüren x x x x x x x x

Kellerfenster x x x

Küchenblock x x x x x x x x x x x x x x x x x x

Sanitär x x x x x x x

Heizung x x x x x x x x

Elt x x x

Köln 

Der Bauträger hat den Bau bis zur Fertigstellung des Rohbaues als wetterfestes

Gehäuse mit Fassade und allen Bauteilen in gemeinschaftlichem Eigentum übernom-

men. Innenwände, Installationen, Innenputz, Boden- und Wandbeläge, Innentüren, Ma-

ler- undTapezierarbeiten, Bauendreinigung und Außenanlagen werden in organi-

sierter Einzelselbsthilfe durchgeführt. Die Selbsthelfer wurden dabei vom Woh-

nungsunternehmen betreut und in arbeitstechnischer Hinsicht beraten.

Berlin 

Bei dem Objekt "Wohnregal" in Berlin wurde das bauliche Konzept von vornherein

auf Selbsthilfe in Form von Gruppenselbsthilfe abgestellt, denn der Ausbau

einer 2geschossigen Wohnung einschließlich Decken, Wänden und Treppe konnte

von einer Familie nicht bewältigt werden. Der Architekt schreibt dazu:

"Das bauliche Konzept: Innerhalb eines weitmaschigen Gerüstes aus Stahlbeton-
fertigteilen, hier als Regal interpretiert, werden im Selbstbau zweigeschos-
sige Wohnungen erstellt. In den Regalgefachen kann sich der Spielraum unter-
schiedlicher Wohn- und Architekturvorstellungen entfalten. Die Innenauftei-
lung der Maisonette-Geschosse, die Wohnungsplanung und Wohnungsnutzung erar-
beiten die Architekten mit den Bewohnern. Das Material: Holz.

In der ersten Phase werden der Stahlbeton-Rohbau, der Keller, das Dach, der
Treppenraum, der Aufzug und die vertikale Ver- und Entsorgung von Firmen er-
stellt.
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In der zweiten Phase werden in den Rohbau durch Selbstbau zweigeschossige
leichte Konstruktionen in Holzskelettbauweise eingebaut: Haupt- und Neben-
träger, Zwischendecken; Stützen und Wandrippen, Wohnungs- und Raumtrennwän-
de; die horizontale Verteilung der Ver- und Entsorgung, Bäder, Toiletten,
Küchen; die Elemente der Holzfassade. (siehe Abb. 59 und 60)

Selbstbau: Nutzer, Facharbeiter und Architekten führen den Ausbau gemeinsam
durch. Begleitet, organisiert, angeleitet und koordiniert - ein nicht immer
erfüllbarer Anspruch - werden alle Selbstbau-Arbeiten von den auf der Bau-
stelle ständig anwesenden (sich abwechselnden) Architekten und von einzelnen
Fachhandwerkern. Die Nutzer, fachlich nicht qualifiziert doch handwerklich
geschickt, arbeiten nicht wohnungsbezogen, sondern gewerkeabhängig (Arbeits-
einheiten), im gesamten Gebäude."

6.3 Wert der Selbsthilfe 

Selbsthilfe am Bau ist die Arbeitsleistungbei der Errichtung oder dem Ausbau

eines Bauwerkes, die ein künftiger Bewohner als Ersatz von Handwerkerleistungen

zur Einsparung von Lohnkosten erbringt.

Selbsthilfe dient als Ersatz von Eigenmitteln und verringert somit Fremdmittel

und die daraus folgenden Dauerlasten.

Der fachliche Einsatz der Selbsthelfer und damit der einzusparende Betrag gegen-

über den Kosten der Unternehmerarbeit hängt von vielen Faktoren ab. Das können

sein:

- Art der Finanzierung,-d. h. finanzielle Mittel des Bauherren,

- Art der Selbsthilfe (Gruppenselbsthilfe oder Einzelselbsthilfe),

- handwerkliche Vorbildung und handwerkliche Motivation,

- physische und psychische Belastbarkeit,

- familiärer Rückhalt,

- Umfang und Qualität der Betreuung während der Selbsthilfe,

- Voraussetzung von Seiten der Planung im Hinblick auf Grundrißgestaltung und

Materialwahl (selbsthilfefreundliche Baustoffe und Konstruktionen),

- Bauzeitplanung und Bauablauf.

Frühere Untersuchungen des Instituts für Bauforschung haben folgende Kosten-

anteile der Selbsthilfe an den Gebäudekosten für die verschiedenen Arten der

Selbsthilfe ergeben:
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1. Totale Selbsthilfe als Gruppenselbsthilfe oder betreute Einzelselbsthilfe:

30 - 35 %

2. Selbsthilfe im Rohbau-übergreifenden Ausbau als Einzelselbsthilfe oder

Nachbarschaftshilfe:

10 - 20

3. Selbsthilfe bei den Finish-Arbeiten als individuelle Einzelselbsthilfe:

5-7%

Von den hier herangezogen, bereits fertiggestellten deutschen Beispielen mit

Bewohnerbeteiligung ist Selbsthilfe in nennenswertem Umfang nur bei den Eigen-

tumswohnungen in Dietzenbach, Hannover und Köln sowie bei den Mietwohnungen in

Berlin durchgeführt worden. Dabei handelt es sich jeweils um die 2. Gruppe der

Selbsthilfearbeiten, d. h. Selbsthilfe im Ausbau. In Dietzenbach konnte nach

Angabe des Architekten eine Einsparung von rd. 10 % der Gebäudekosten erzielt

werden. Je nach finanzieller Notwendigkeit wurde von der angebotenen Selbst-

hilfe mehr oder weniger Gebrauch gemacht. Im allgemeinen wurden die Möglichkei-

ten zur Selbsthilfe nicht oder zumindest nicht in vollem Umfang zur Einsparung

von Finanzierungsmitteln genutzt.

Der Ausbau in Selbsthilfe in Hannover wurde sehr unterschiedlich gehandhabt.

Einige Bewerber haben den gesamten Ausbau selbst fertiggestellt, während andere

nur Finish-Arbeiten durchführten. Die Höchstgrenze der möglichen Selbsthilfe

konnte je nach Wohnungsgröße bis 22.640,-- DM betragen. Alle Selbsthilfear-

beiten wurden durch exakte Ausschreibungen ermittelt und getrennt nach Lohn

und Material aufgelistet.

* Die Kosten sind der Kosten-
schätzung entnommen, je nach
Einkauf der Materialien
durch den Käufer sind Abwei-
chungen von unterschiedlicher
Größe angegeben. Der Lohnan-
teil entfällt bei Selbsthil-
fe.

Wohnung:	 OW 2	 95,08 m 2	Wohnfläche

Bauleistung DM *
Materialanteil

DM *
Lohnanteil

DM *

Mauerarbeiten 10.800,-- 2.700,-- 8.100,--

Zimmerarbeiten 5.450,-- 2.950,-- 2.500,--

Fensterbänke 460,-- 370,-- 90,--

Fliesenarbeiten 2.300,-- 600,-- 1.700,--

Bodenbelagsarbeiten 2.075,-- 1.775,-- 300,--

Anstricharbeiten 3.850,-- 1.250,-- 2.600,--

Treppenanlagen 4.100,-- 3.500,-- 600,--

Tischlerarbeiten
(Innentüren)

5.150,-- 4.350,-- 800,--

Sanitär 4.400,-- 3.350,-- 1.050,--

Heizung 11.050,-- 7.150,-- 3.900,--

Elt 1.550,-- 550,-- 1.000,--
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Die Kosten des Gebäudes betragen 145.000,-- DM je Wohnung, d. h. der Anteil

der Selbsthilfearbeiten beträgt rd. 15 %.

Wenn man die bisherigen Käufer der Wohnungen analysiert, so ist festzustellen,

daß etwa die Hälfte ohne das günstige Angebot der Selbsthilfe nicht zu einer

eigengenutzten Eigentumswohnung gekommen wäre.

Die Gebäudekosten für die Eigentumswohnungen in Köln liegen bei 1.500,-- DM/m2

Wohnfläche. Der Verkaufspreis für die schlüsselfertige Wohnung liegt bei

2.400,-- DM/m 2 Wohnfläche. Die mögliche Selbsthilfe beläuft sich auf ca.

34.000,-- DM, das sind ca. 20 % der Gebäudekosten. Für die Eigentümer ersetzt

die Selbsthilfeleistung zum größten Teil die sonst notwendigen Eigenkapital-

mittel. In Verbindung mit der öffentlichen Förderung und den gewährten Steuer-

erleichterungen erreichen die Bewohner damit Belastungen, die eher unter den

vergleichbaren Mietkosten im sozialen Wohnungsbau liegen.

Beim Objekt Berlin "Wohnregal" wurde in 12 Monaten insgesamt 14.000 Arbeits-

stunden von den Bewohnern übernommen. Dabei sind jedoch etwa die Hälfte Prak-

tikanten-Stunden. Die endgültige Abrechnung der Selbsthilfe liegt jedoch noch

nicht vor. Man kann aber annehmen, daß sie über das für die Gruppe 2 (Selbst-

hilfe beim Ausbau) angegebene Ausmaß hinausgeht, denn die Selbsthilfe greift

hier über die eigentlichen Ausbauarbeiten hinaus in den Rohbau ein (z. B.

Geschoßdecken und Treppen aus Holz).

Wohnungen mit Finish-Selbsthilfe werden von Architekten und Bauträgern um etwa

5 - 7 % billiger angeboten als schlüsselfertige Häuser. Diese Art der Selbsthilfe

wird deshalb in letzter Zeit auch als ein Mittel zum preisgünstigen Bauen ver-

zeichnet. Bei Eigenheimen und Eigentumswohnungen ist ein gewisser Einsatz von

Selbsthilfe in dieser Form schon die Regel. Im Mietwohnungsbau gibt es neuer-

dings einige Beispiele, da diese Selbsthilfe auch die Mietkosten senken kann.
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Anleitun g zur Selbsthilfe

1. Anbringen der Blechformteile (BMF Typ Normal,
Nägel 4/50, Kannägel)

Nagelung der Blechformteile an Hauptträger: 100 %
Nebenträger an Blechformteile: 50 X

2. Blechformteile BMF Typ 1, Nagelung wie Typ Normal
3. Dübel UPAT-Anker, B18/100 (1=205)
4. Hammerkopfschraube 50/30 M12/150

Beplankungder Zwischendecken mit Spanplatten 19 mm
zwischen den Hauptträgern, in der Wohnungstrennwand

mit 3 cm Fuge

Abb. 59: Wohnungszwischendecken bei dem Objekt Berlin "Wohnregal"

Raumtrennwände unter Betondecken

i. Vereinfacht angefertigt werden die Schwellenhölzer
(Rechteck-Querschnitt 70/40 mm anstelle T-Quer-
schnitt)

2. Wandrippen 70/40 anstelle 65/65

3. Beplankung mit Gipsfaserplatten 10 mm anstelle
12, 5 nm (aus Kostengründen)

Abb. 60: Raumtrennwände bei dem Objekt Berlin "Wohnregal"

Wandhälfte 
Erstellen (Einpassen) der Rahmen, Beplanken waaoerecht
auf der Decke, Aufrichten, Andübeln, Anschrauben,
Därmstreifen allseitig einleoen.
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7. ERFAHRUNGEN UND ERFOLG

7.1 Identifikation der Bewohner 

Je intensiver die Einbeziehung des zukünftigen Bewohners bei der Erstellung

seiner Wohnung, des Hauses sowie des Wohnumfeldes ist, desto stärker identifi-

ziert er sich mit diesem Lebensbereich. Dabei ist eine Ausweitung dieser Hal-

tung auf das gesamte Wohnquartier, verbunden mit persönlichen Aktivitäten auch

innerhalb der Gemeinde keine Seltenheit. Eine positive Wechselwirkung zwischen

der individuell gestalteten und abgesicherten Privatsphäre des Einzelnen und

den Gemeinschaftsbereichen und -aktivitäten innerhalb des Hauses auf der ande-

ren Seite können als Erklärung eines solchen Engagements herangezogen werden.

Auch bei einer verhältnismäßig geringen Planungsbeteiligung, bei der die Bewoh-

ner nur einen vorgegebenen Entscheidungsfreiraum, wie z. B. die Wohnungsauf-

teilung, ausfüllen können, ist eine hohe Wohnzufriedenheit und ein gewisser

Stolz, seinen eigenen Wohnbereich mitgestaltet zu haben, zu verzeichnen.

Durch diesen demokratischen Mitbeteiligungs- und Entscheidungsprozeß bei der

Herstellung und Gestaltungseines unmittelbaren Lebensbereiches wird nicht nur

das Selbstbewußtsein des Einzelnen gestärkt, sondern auch das Verantwortungs-

gefühl für die Gemeinschaft im allgemeinen, aber insbesondere für die Haus-

gemeinschaft geweckt.

Die Bewohner von Eigentumswohnungen fühlen sich durch die Mitwirkung während

des Herstellungsprozesses ihrer Wohnung, ihres Hauses und ihres Wohnumfeldes

so mit diesem verbunden und haben sich dabei so viel Wissen um das Bauen und

Wohnen an g eei g net, daß sie häufi g auch die Hausverwaltun g selbst übernehmen_

Dieses "sich verantwortlich fühlen" ist nicht nur bei Eigentumswohnungen,

sondern auch bei Objekten des sozialen Mietwohnungsbaues zu beobachten. Es haben

sich sogar Bewohner bereit erklärt, freiwillig die Pflege und Betreuung be-

stimmter Bereiche innerhalb und außerhalb des Hauses zu übernehmen.

Für eine maximale und über den Planungs- und Bauprozeß des Hauses hinausgehen-

de Identifikation des Bewohners mit seinem Wohnbereich ist es wichtig, daß die

Gruppen nicht wesentlich mehr als 20 Familien umfassen, und daß bereits bei

der Vorbereitungs- und Planungszeit auf die Bildung einer, miteinander gut

auskommenden Hausgemeinschaft hingewirkt wird. Die Größe der Planungsgemein-

schaft sollte für den Einzelnen überschaubar bleiben. Bei zu kleinen Gruppen

besteht allerdings leicht die Gefahr einer sogenannten "Sozialkontrolle", wel-

che die persönliche Bewegungsfreiheit und den privaten Lebensbereich beein-

trächtigen kann.
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Bei Eigentümergemeinschaften mit rechtlichem Zusammenschluß (in der Form einer

Gesellschaft des bürgerlichen Rechts oder als Verein) besteht durch die ge-

meinsame Übernahme von gewissen Pflichten und Verpflichtungen in der Regel

eine engere Verbindung als beispielsweise bei Eigentümergemeinschaften, deren

Wohnungen von einem Bauträger errichtet werden und die sich daher mehr als

Einzelbauherren fühlen und sich in den meisten Fällen nur aus verwaltungstechni-

schen Gründenzusammenschließen.

Der gemeinsame Planungsprozeß ist ein wichtiger Vorgang für die Bildung einer

positiv wirkenden Hausgemeinschaft. Hier müssen immer wieder die Einzelinter-

essen mit denen der Gemeinschaft in Einklang gebracht werden. Dieser Vorgang

verlangt von allen Beteiligten ein hohes Maß an Toleranz, Einfühlungsvermögen

und Verständnisfür den Nachbarn. Diese Erfahrungen und der Prozeß des gegen-

seitigen Kennenlernens stärkt den Zusammenhalt der Hausgemeinschaft auch über

den Entstehungsprozeß des Hauses hinaus. Ein gutes und nachbarschaftliches

Einvernehmen und eine Hausgemeinschaft, die von allen Bewohnern getragen wird

und jeden Einzelnen respektiert, ist ein wichtiger Faktor für die Identifika-

tion der Bewohner mit ihrer Wohnsituation.

Das so entstandene Zusammengehörigkeitsgefühl der Hausbewohner kann sich nicht

nur auf gemeinsame Feiern und Freizeitbeschäftigungen erstrecken, sondern äußert

sich vor allem in einer gegenseitigen Hilfsbereitschaft im täglichen Leben.

7.2 Wirtschaftlicher Erfolg 

nie wirhtincte \inrallccet711nn für Prniakte mit Planunncheteiligunn ict dip

Sicherung ihrer Wirtschaftlichkeit. Wenn diese nicht erreicht werden kann,

werden die bisher realisierten Objekte nur Einzelversuche bleiben und keine

Nachahmer finden.

Da es sich hier um einen Planungsprozeß handelt, der sich oft bis in die Aus-

führungsphase hinein erstreckt und immer eine Gruppe von Bewohnern bzw. Bau-

herren umfaßt, ist die Einhaltung eines Kostenlimits gegenüber dem Wohnungs-

bau mit typisierten Wohnungen für anonyme Nutzer besonders schwer. Trotzdem

beweisen die der Untersuchung zugrunde liegenden Objekte, daß es durchaus

möglich ist, in den vorgegebenen Kostengrenzen des sozialen oder öffentlich

geförderten Wohnungsbaues zu bleiben. Auch die frei finanzierten Eigentums-

Objekte weisen gegenüber vergleichbaren Maßnahmen keine höheren Gebäudeko-

sten auf. Um dieses Ziel zu erreichen, ist es notwendig,
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- die zukünftigen Bewohner oder Einzelbauherren über die Grundzüge des wirt-

schaftlichen Bauens, insbesondere einer angemessenen Ausstattung, zu unter-

richten und sie auf Einsparungsmöglichkeiten hinzuweisen, die ohne Beein-

trächtigung der Wohnqualität möglich sind;

- die zukünftigen Bewohner oder Einzelbauherren ständig über die Auswirkun-

gen ihrer Planungsentscheidungen auf die Kosten hinzuweisen, um so ein

Kostenbewußtsein zu erzeugen;

- ein wirtschaftliches Tragsystem des Gebäudes zu entwickeln, das mit den

rationellsten Konstruktionen und preisgünstigsten Materialien realisiert

werden kann;

- ein flexibles Ausbausystem vorzusehen, welches mit den marktgünstigsten

Elementen und Materialien ausgeführt werden kann, und welches die Selbst-

hilfearbeiten begünstigt;

- eine exakte Kostenplanung in jeder Entwurfsphase vorzunehmen;

- eine ständige Kostenkontrolle während der Bauausführung durchzuführen und

deren Ergebnisse auf Gruppen- und Einzelsitzungen mit den zukünftigen Be-

wohnern zu erörtern;

- zugunsten kostensparender Maßnahmen, auch noch während der Ausführungsphase

kurzfristige und unbürokratische Entscheidun g en treffen zu können, die von

allen Beteiligten getragen werden.

Bei den niederländischen Objekten Papendrecht-Molenvliet, Utrecht-Lunetten

und Rotterdam-Keijenburg wurden Gebäudekosten erreicht, die nach Auskunft

der Architekten noch unter denen,traditionell ausgeführter Wohnbauten mit

typisierten Wohnungen lagen.

Bei Objekten in der Bundesrepublik Deutschland hat sich die Einschaltung

eines Büros für Kostenplanung und -steuerung günstig auf die Gesamtwirt-

schaftlichkeit der Objekte ausgewirkt.

Bezüglich der Nebenkosten muß allerdings darauf hingewiesen werden, daß,ins-

besondere bei Objekten mit intensiver Planungsbeteiligung und einer längeren

Vorbereitungs- und Planungszeit sowie im Hinblick auf die unterschiedlichen

Einzelabrechnungen in Verbindung mit Selbsthilfearbeiten, das nach der Ge-

bührenordnung vorgesehene Architektenhonorar dem tatsächlichen Leistungsum-

fang nicht entspricht. 	 -
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Soweit es sich um Eigentumswohnungen handelt, ist in beiderseitigem Einverneh-

men zwischen Bauherr und Architekt eine Sonderhonorierung - z. B. nach Stunden-

aufwand - möglich. Im Rahmen des sozialen Mietwohnungsbaues müßte eine gene-

relle Lösung, wie z. B. eine höhere Einstufung im Rahmen der Gebührenordnung,

gefunden werden.

Der Einsatz eines Mikro-Computers bei dem niederländischen Objekt Keijenburg

und die noch weitergehende Entwicklung eines EDV-Programms für das zur Zeit

in der Planung befindliche Objekt Hollabrunn II in Österreich, bei dem der

Zeichner des Gerätes mit einem, mit Kosten belegten Bauteilkatalog gekoppelt

wird, versprechen eine Entlastung des Architekten und eine genauere Kostener-

mittlung, Kostenüberwachung und Kostenabrechnung.

Auch von der Anfertigung der Zeichnungen für die einzelne, individuell zuge-

schnittene Wohnung wird der Architekt befreit. Bei dem Computerprogramm für

Hollabrunn II wird der zukünftige Bewohner sogar nach kurzer Einweisungszeit

seine Wohnung am Bildschirm selbst entwerfen können.

Die sinnvolle Einbeziehung der EDV-Technik in der von Prof. 0. Uhl angestreb-

ten Weise, kann das gesamte Verfahren der Mitwirkung des Bewohners beim Bau

seiner Wohnung innerhalb des Mehrfamilienhauses entscheidend vereinfachen und

noch wirtschaftlicher gestalten, ohne daß dabei der kreative Spielraum für

Architekt und Bewohner verloren geht. Vielleicht ermutigen diese Erfolge wei-

tere Architekten und Unternehmen der Wohnungswirtschaft, ähnliche Projekte in

ihrem Wirkungskreis durchzuführen, so daß die Mitwirkung der Bewohner in der

Praxis auf eine breitere Basis gestellt werden kann.

7.3 Denkanstöße und Empfehlungen 

Die Analyse der zahlreichen ausländischen Objekte und der in der Bundesrepu-

blik Deutschland gebauten Beispiele zeigt, daß ein großes Interesse bei vielen

Bewohnern besteht, beim Bau ihrer Wohnung, ihres Mehrfamilienhauses und des

dazugehörigen Wohnumfeldes mitzuwirken. Sicher wäre diese Zahl noch größer,

wenn die Möglichkeit, in dieser Art zu bauen, bekannter wäre, und wenn es mehr

Angebote für die Einbeziehung des Bewohners bei der Planung und Ausführung

seiner Wohnung gäbe. Gleichzeitig müßten allerdings die Informationen über

Wohnprobleme im allgemeinen stärker in der Öffentlichkeit behandelt werden,

wie dies beispielsweise in den Niederlanden seit vielen Jahren geschieht. Die

Bewohner könnten dadurch ihre echten Wohnbedürfnisse besser erkennen und mehr
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Fantasie für deren Umsetzung auch innerhalb ihrer derzeitigen Wohnumgebung

entwickeln. Auch die Möglichkeit der Behandlung dieses Themas im Schulunter-

richt, wie es in den skandinavischen Ländern und in Osterreich im Rahmen des

Faches "Bildnerische Erziehung" praktiziert wird, wäre im Hinblick auf einen

langfristigen Erfolg eine wünschenswerte Maßnahme.

Die Erörterung dieses komplexen Themas "Wohnen" in der üffentlichkeit und im

Ausbildungsbereich würde darüberhinaus das Verhältnis des Bürgers zu seiner

gebauten Umwelt in positiver Weise prägen und seine Mitverantwortung für das

nähere und weitere Wohnumfeld stärken.

Die Mitwirkung der zukünftigen Bewohner beim Bau ihres Mehrfamilienhauses

ist eine gewünschte Erweiterung des Wohnungsangebotes. Es muß allerdings auf-

grund der bisherigen Erfahrungen davon ausgegangen werden, daß durch die Ein-

beziehung des Bewohners und die für ihn damit verbundene aktive Mitarbeit so-

wie die von ihm zu treffenden Entscheidungen einschließlich der Obernahme von

Mitverantwortung, es sich immer nur um einen verhältnismäßig kleinen Kreis von

Interessenten, bezogen auf den gesamten Wohnungsbau, handeln wird.

Dabei muß die Planungsbeteiligung der Bewohner als Kernstück der Mitwirkung je

nach Umfang und Intensität sehr differenziert gesehen werden. Nicht jeder inter-

essierte Bewerber hat die gleichen Vorstellungen von dem Grad der Planungsbe-

teiligung und von seinem dabei zu erbringenden Einsatz.

Die von den verschiedenen Organisatoren angebotenen Projekte mit Planungsbetei-

ligung sollten daher nach den in dieser Arbeit beschriebenen vier Realisie-

rungsgruppen differenziert werden, um die unterschiedlichsten Wünsche und Vor-

stellungen der Bewerber berücksichtigen zu können.

Neben der Gliederung der Planungsbeteiligung in vier Realisierungsgruppen

scheinen sich auch Anwendungsschwerpunkte in bezug auf die Rechtsform der Woh-

nungen abzuzeichnen. So werden "Kauf-Eigentumswohnungen", beispielsweise

von einem Unternehmen der Wohnungswirtschaft, das auch als Bauherr auftritt,

bevorzugt im Rahmen der Realisierungsgruppe I gebaut. Hier kann der zukünfti-

ge Bewohner im wesentlichen nur die Aufteilung der Wohnung und die Ausstattung

bestimmen und einen begrenzten Teil Selbsthilfearbeiten leisten.
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Bei Eigentumsmaßnahmen, bei denen jeder Interessent gleichzeitig Bauherr ist,

und wo zum Zwecke der Abwicklung eine Bauherrengemeinschaft mit rechtlichen

Grundlagen gegründet wird, wird die Realisierungsgruppe II bevorzugt, bei der

im Gegensatz zur Gruppe I auch noch die Lage und die Größe der Wohnung gewählt

werden kann.

Die Objekte des kommunalen bzw. sozialen und genossenschaftlichen Mietwohnungs-

baues, vor allem in den Niederlanden und in Usterreich werden überwiegend nach

den Kriterien der Realisierungsgruppe III gebaut. Hier können die zukünftigen

Bewohner neben der Raumaufteilung und der Wohnungsgröße auch die Fassaden-

gestaltung bis zu einem bestimmten Grad mitbestimmen. Für die Wohnungsgrößen

setzen allerdings die Förderungsrichtlinien bestimmte Obergrenzen fest.

Für Bauherrengemeinschaften, die sich ohne fremde Hilfe organisieren und die

eine feste Vorstellung ihres Wohnkonzeptes haben, eignet sich insbesondere die

Gruppe IV. Hier suchen sich die Bauherren selbst einen Architekten und planen

mit diesem gemeinsam das gesamte Gebäude. Das ist allerdings auch die aufwen-

digste Form der Planungsbeteiligung in bezug auf die Vorbereitung und Durch-

führung, aber nicht unbedingt im Hinblick auf die Gebäudekosten, wie das Bei-

spiel "Wohnen mit Kindern" in Wien beweist.

Die Zusammenfassung nach Anwendungsschwerpunkten bezüglich der Rechtsform der

gebauten Wohnungen erhebt keinen allgemeingültigen Anspruch, sondern bezieht

sich auf die Objekte, die dieser Untersuchung zugrunde liegen. Im wesentlichen

hat diese Schwerpunktbildung ihren Grund in der Organisationsstruktur des Ver-

anstalters bzw. Initiators und in dem von ihm gewünschten Umfang der Planungs-

beteiligung. Selbstverständlich sind auch andere Kombinationen denkbar.

Der Grad und die Intensität eines Mitbestimmungsprojektes sollte immer der

Bereitschaft und den organisatorischen Möglichkeiten und Fähigkeiten des Ver-

anstalters entsprechen, wenn für alle Beteiligten ein zufriedenstellendes Er-

gebnis erzielt werden soll. Daher ist es notwendig, vor Beginn jedes Projektes

genau die Art und den Umfang einer Mitwirkung der zukünftigen . Bewohner im

Hinblick auf seine eigenen Möglichkeiten und Vorstellungen festzulegen.

Als eine wirtschaftliche und für die Planungsbeteiligung günstige Maßnahme,

insbesondere bei Projekten der Realisierungsgruppen II bis IV, hat sich die

Anwendung der SAR-(Stichting Architecten Research)Planungsmethode herausge-
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stellt. So sind bei der Mehrheit der Objekte Trag- und Ausbausystem getrennt

und Querwandgefüge in Mauerwerksbauart verwendet worden.

In Verbindung mit dieser Planungsmethode läßt sich durch das Vorsehen von"Soll-

Bruchstellen" in den Querwänden und durch Anordnung von Schaltraumzonen ein

langfristiges, flexibles Nutzungskonzept für das gesamte Gebäude, ohne zusätz-

liche Kosten investieren zu müssen, erreichen. Dieses flexible Nutzungskonzpet

bietet sich insbesondere beim Mietwohnungsbau an, da bei Eigentumswohnungen

durch die Grundbucheintragungen die spätere Veränderung der Wohnungsgrößen

sehr erschwert wird.

Wirtschaftliche Voraussetzungen für eine erfolgreiche Planungsbeteiligung mit

einem wirtschaftlich vertretbarem organisatorischem Aufwand und einer angemes-

senen Realisierungszeit sind die Zusammenfassung der Bewerber in kleine über-

schaubare Gruppen von ca. 20 Familien und das Vorhandensein möglichst aller

Interessenten vor Planungsbeginn. Dies gilt für Eigentumswohnungen genauso

wie für Mietprojekte.

Um einen baldigen Baubeginn zu erreichen, sollte auch von der Möglichkeit Ge-

brauch gemacht werden, das Baugesuch in zwei Teilen zu stellen, nämlich ein-

mal die Tragwerksstruktur und als zweiten Teil die individuell zugeschnittenen

Wohnungen nach Beendigung des Planungsprozesses.

Bei Projekten des sozialen und öffentlich geförderten Wohnungsbaues sollte

eine großzügigere Auslegung des Wohnungsschlüssels und der Flächenzuweisungen

erfolgen, da sonst der Erfolg solcher Projekte in Frage gestellt werden kann.

Für die Höchstgrenzen der Wohnungsgrößen sollte im Rahmen der Förderungsricht-

linien ein gewisser Spielraum eingeräumt werden.

Die wichtigste Voraussetzung solcher Beteiligungsprojekte ist allerdings die

Sicherung der Gesamtwirtschaftlichkeit, die nur durch eine ständige Kostenkon-

trolle während des gesamten Entstehungsprozesses erreicht werden kann.

Abschließend sei noch darauf hingewiesen, daß Fachleute und interessierte Be-

werber, die sich für die Durchführung eines "Gemeinschaftsprojektes" entschlie-

ßen, wissen müssen, daß es nur mit einem erhöhten organisatorischen und persön-

lichen Einsatz zu erreichen ist und daß sie sich auch durch Rückschläge nicht

entmutigen lassen sollten.



Die Untersuchung hat versucht deutlich zu machen, daß trotz der Schwierigkei-

ten einzelner Pilotprojekte eine erfolgreiche Realisierung solcher Bauvorhaben

möglich ist, wenn sie vorher nüchtern durchdacht und sinnvoll organisiert wer-

den.

Zusammenfassend lassen sich aufgrund der Ergebnisse der Untersuchungen an den

ausgewählten Objekten aus der Bundesrepublik Deutschland, den Niederlanden und

Usterreich folgende Vorteile ableiten: Sie liegen

für den Bewohner:

- in einer größeren Entscheidungsfreiheit anstelle der bloßen Anpassung an

bauliche Gegebenheiten,

- in einer Aufforderung zur aktiven Auseinandersetzung mit der Wohnung anstelle

der passiven Hinnahme eines festgelegten Grundrisses,

- in einer daraus resultierenden stärkeren Identifizierung mit seiner Wohnung,

seinem Haus und seiner Wohnumwelt.

für den Bauherrn:

- in einer größeren Entscheidungsfreiheit hinsichtlich der Verwendung der

Nutzfläche, denn eine sehr differenzierte Nachfragesituation auf dem Woh-

nungsmarkt verlangt entsprechende Angebote.

- in einer einfacheren Anpassungsfähigkeit an sich ändernde Nachfragebedürf-

nisse, denn in der Anpassungsfähigkeit der Wohnungen an sich ändernde Bedürf -

nisse der Familien liegt eine hbhere Qualität der Wohnungen, die auch mit

über ihre Vermietbarkeit entscheiden kann.

- in einer größeren Zufriedenheit der Mieter; das bedeutet eine Voraussetzung

für wenig Leerstände und für geringere Fluktuation.

- in einer daraus resultierenden, langfristig gesicherten Nachfrage nach seinen

Wohnungen, denn mittelfristig werden nur die Wohnungsanbieter auf dem Markt

eine Chance haben, die den spezifischen Referenzen auf dem Nachfragesektor

in ihrem Angebot Rechnung tragen.
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Dem stehen sicherlich auch einige Schwierigkeiten gegenüber:

- An erster Stelle wird ein zusätzlicher Beratungsaufwand genannt.

- Daraus ergeben sich in der Regel längere Vorbereitungszeiten, die in bestimm-

ten Fällen einen Kostenfaktor bedeuten können.

- Nach der derzeit gültigen Gebührenordnung für Architekten ist der Beratungs-

aufwand innerhalb der Realisierungsgruppen II bis IV in der Regel nicht abzu-

decken. Bei freifinanzierten Bauten ist ein Ausgleich über eine Sonderhono-

rierung, z. B. nach Stundenaufwand, möglich.

- Von Bauträgern wird betont, daß ihr Personal für Fragen der Bewohnermitwir-

kung nicht genügend geschult ist.

- Von den Wohnungsunternehmen, die ihre Wohnungen vermieten, befürchtet ein

Teil, daß die in Mitbestimmung entstandenen Wohnungen vom allgemeinen Standard

so weit abweichen, daß sie keine Nachmieter finden und daß deshalb bei Neuver-

mietung erhebliche Umbaukosten entstehen könnten.

Die Ergebnisse dieser Untersuchung zeigen aber, daß es viele Möglichkeiten der

Bewohnerbeteiligung gibt.	 Vorteile und Probleme müssen stets gegeneinander

abgewogen werden und auf das Ziel und die Zielgruppe abgestimmt werden. Der

Bericht gibt hierfür viele Hinweise. Auch wenn die Ergebnisse nicht immer un-

besehen übernommen werden können - insbesondere die Objekte in den Niederlan-

den und in Österreich sind doch unter anderen Voraussetzungen des Bauortes,

der Förderungsmöglichkeiten und der bauaufsichtlichen Bestimmungen entstanden

können viele Ergebnisse sinngemäß genutzt werden, um den Bewohnern eine grö-

here Zufriedenheit in der Wohnung und mit ihrer Wohnung zu gewährleisten.
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DOKUMENTATION DER UNTERSUCHTEN OBJEKTE

In der Bundesrepublik Deutschland gibt es keine große Anzahl ausgeführter Mehr-

familienhäuser, die unter Mitwirkung der Bewohner errichtet wurden. Um für

diese Untersuchung geeignete, aktuelle Objekte zu finden, wurden Unternehmen

der Wohnungswirtschaft, die Architektenschaft sowie Städte und Gemeinden mit-

tels einer Umfrage angesprochen. Nach eingehender Prüfung der von diesen Insti-

tutionen genannten Objekten, die sich zum Teil noch im Bau befanden, wurden die

nachfolgenden dokumentierten sieben Mehrfamilienhäuser ausgewählt. Dabei han-

delt es sich um Miet- und Eigentumsmaßnahmen, die in Sanierungsgebieten, als

einzelne Baulücke, aber auch als freistehende Neubauten, realisiert wurden.

Da bekannt ist, daß insbesondere in den Niederlanden und in Österreich eine

langjährige Erfahrung auf dem Gebiet der Bewohnerpartizipation vorliegt, soll-

ten als Ergänzung der in der Bundesrepublik Deutschland realisierten Projekte

entsprechende ausländische Beispiele herangezogen werden. Im Rahmen dieser

Arbeit konnten allerdings nur jeweils drei Objekte aus jedem dieser Länder

ausgewertet werden. An den drei Beispielen jedes Landes, die immer von einem

Planverfasser stammen, läßt sich eine gewisse Entwicklung der Mitbestimmung

der Bewohner beim Bau von Mehrfamilienhäusern ablesen. Obwohl diese wenigen

Objekte nur einen kleinen Ausschnitt des jeweiligen Landes darstellen, sind

sie typische Beispiele für die derzeit praktizierte Partizipation im Mehrfami-

lienhausbau der Niederlanden und Österreich.

In diesem Zusammenhang weisen wir auf die Ergebnisse der österreichischen For-

schungsarbeit F 936 "Möglichkeiten und Grenzen der demokratischen Mitbestimmung

im sozialen Wohnungsbau" hin, die die gesamte Entwicklung des Landes und die

Problematik dieses Themas behandelt.
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BERLIN, "DAS WOHNREGAL"

CASTROP-RAUXEL-ICKERN, "MIETER PLANEN IHRE WOHNUNG"

DIETZENBACH, "GESCHOSSBAU MIT SELBSTHILFE"

HANNOVER-DAVENSTEDT, "HAUS IM HAUS"

KARLSRUHE, "RINTHEIMER FELD"

KÖLN, "STOLLWERCK"

SPEYER, "EXPERIMENTELLER WOHNUNGSBAU IM STORCHENGARTEN"

PAPENDRECHT, "MOLENVLIET"

UTRECHT, "LUNETTEN"

ROTTERDAM, "KEIJENBURG"

HOLLABRUNN, "WOHNEN MORGEN"

WIEN, "KOMMUNALER WOHNUNGSBAU"

WIEN, "WOHNEN MIT KINDERN"
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OBJEKTBESCHREIBUNG

Allgemeines 

Das Selbstbauprojekt "Das Wohnregal" in Berlin-Kreuzberg an der Admiralstraße - in

der Nähe des Fraenkelufers - ist ein Demonstrationsvorhaben zum Thema "Experimen-

telles Bauen" im Rahmen der Internationalen Bauausstellung Berlin. Es handelt sich

um eine Baulückenschließung als behutsame Stadterneuerungsmaßnahme. Das Projekt

wird im sozialen Wohnungsbau aus Mitteln der Wohnungsbaukreditanstalt und im Rahmen

des Forschungsprogramms "Organisierte Gruppenselbsthilfe" aus Mitteln des Bundesmi-

nisters für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau gefördert.

Die für dieses Projekt gegründete Baugenossenschaft ist Bauträger und Eigentümer und

übernimmt während der Bauzeit die Aufgaben des Selbstbaues sowie anschließend die

Verwaltung der Wohnungen. Es ist die erste Genossenschaftsgründung in Berlin nach

mehr als 30 Jahren.

Nach Angaben der Initiatoren kann das Projekt "Das Wohnregal" folgende Anstöße geben:

"Einen Spareffekt

Die Bewohner wissen am besten, wie weit sie bereit sind, durch Kosteneinsparungen

die monatlichen Belastungen in Grenzen zu halten.

Einen Lerneffekt

Die Selbsthilfe der Bewohner von Baubeginn an macht diese dafür kompetent, auch

spätere Änderungen oder Unterhaltungsarbeiten selbst auszuführen oder zumindest

zu beurteilen.

Einen Kommunikationseffekt

Die mehr oder weniger pluralistisch zusammengesetzte Gruppe, die untereinander

noch kaum Zusammenhang hat, wird durch die Diskussion in der Planungsphase und

durch das handwerkliche Arbeiten und gemeinsame Organisieren in der Bauphase (und

auch das gemeinsame Schuldenmachen) zusammengeführt.

Einen Zufriedenheitseffekt

Die Mitwirkung von Anfang an bei Konzeptfragen und Alltagsentscheidungen, die Er-

fahrungen der körperlichen Arbeit und der sichtbare Erfolg gemeinsamer Anstren-

gungen lösen Solidarität aus."

Die kooperative Planung mit den Nutzern, wöchentlich ab März 1984 bis Baubeginn im

Dezember 1984, führte zu dem Ergebnis, daß sich in dem Gebäude kein Grundriß wieder-

holt. Auch die Fassadengestaltung ist gemeinsam und wohnungsbezogen entwickelt. Am

dreidimensionalen Modell (i.M. 1:20) wurde simuliert und präzisiert.
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Bauliches Konzept 

Der Rohbau des 7geschossigen Gebäudes wird aus Stahlbetonteilen (Platten, Stützen

und Träger) in der Art eines offenen Regals, bei dem nur das Treppenhaus mit Aufzug

und die Installationsstränge festgelegt sind, erstellt. In dieses Regal werden so-

wohl 2geschossige Wohnungen (Maisonetten) mit einer Breite von 6,00 m, als auch Woh-

nungen auf einer Ebene (2- und 3-Zimmer-Wohnungen) eingebaut. Die Grundrißaufteilun-

gen dieser Wohnungen werden von den zukünftigen Mietern gemeinsam mit dem Architek-

ten geplant. Für die Selbsthilfe steht den zukünftigen Bewohnern ein selbsthilfe-

freundliches Ausbausystem unter Verwendung von Holz zur Verfügung, welches auch die

Fassadenelemente umfaßt.

Das "Regal" wird aus den Kelleraußenwänden, Giebelwänden und Treppenraumwänden, der

Decke über dem Keller, den Stützen und Unterzügen und den Deckenplatten gebildet.

Das Dach, ebenfalls in Stahlbeton, ist nutzbar für Begrünung und belastbar durch

leichte Stahl-Glas-Dachaufbauten. Aus Gründen der Kosten- und Zeiteinsparung wurde

das "Regal" als Fertigteilbau (System bwh) entwickelt. Jede zweite Decke wird als

Holzbalkendecke mit Hauptträgern in Leimholz und Nebenträgern in Vollholz im Selbst-

bau erstellt - wie auch die Wohnungstrennwände, Raumwände und die Außenfassade in

Holzkonstruktion. Dieses Ausbausystem ist so einfach, daß die Bewohner keine hand-

werkliche Vor- oder Ausbildung haben müssen, um damit umgehen zu können.

Die Fassade wird, um den Ansprüchen der Mit-Planung zu genügen, elementiert, so

daß verschiedene Kombinationsmöglichkeiten unterschiedlicher, geschlossener und ver-

glaster Fassadenteile entstehen. Die einzelnen Holz- bzw. Holz-Glas-Elemente werden

als Rahmenkonstruktion mit waagerechter Beplankung vorgefertigt angeliefert und auf

der Baustelle montiert.

Die Fassade zur Straßenseite erhält mit dem Rankgerüst ein auffälliges Merkmal.

Gitterroste auf Stahl-Gitterträgern, von Zugdiagonalen und Trägern abgehängt und

von Geländern eingefaßt, erlauben Begrünung, späteren Ausbau und Umbau, Weiterbau

zu Loggien und Wintergärten.

Die Hoffläche wird von den Bewohnern gestaltet und soll ein kleines Gewächshaus er-

halten.

Je nach Wohnungsgröße wird ein Eigenkapital von den zukünftigen Bewohnern, die Mit-

glieder in der Genossenschaft sind, von 7.500,-- DM bis 13.500,-- DM verlangt. Das

sind 120,-- DM je m 2 Wohnfläche. Dafür werden ihnen langfristige Nutzungsverträge an-

angeboten, die ihnen eigentumsähnliche Rechte an ihrer Wohnung einräumen.
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Wohnungsgrößen

durchschnitt-
liche WF

WF WBK*-
Obergrenze

WF -Ist
Wohnregal

Wohnungstyp
(Zimmer)

Bewohner je
Wohnung

Wohnungs-

Nr.

78,00 m2 80,00 m2 79,50 m2 3 2	 1E+1K 1
63,00 m2 65,00 m2 69,90 m2 2 1	 1E 2

63,00 m2 65,00 m2 61,50 m2 2 1	 1E 3
63,00 m2 65,00 m2 61,50 m2 2 1	 1E 4
107,00 m2 108,00 m2 119,00	 m2 5 4	 4E 5

63,00 m2 65,00 m2 61,50 m2 2 1	 1E 6

100,00 m2 100,00 m2 110,50	 m2 4	 1/2 4	 2E+2K 7

63,00 m2 65,00 m2 60,50 m2 2 1	 1E 8

107,00 m2 108,00 m2 119,00	 m2 5 4	 4E 9

107,00 m2 108,00 m2 109,00 m2 5 4	 2E+2K 10

63,00 m2 65,00 m2 57,50 m 2 2 1	 1E 11

107,00 m2 108,00 m2 114,30	 m2 5 4	 2E+2K 12

984,00 m2 1.002,00 m2 1.023,70	 m2 28 21E+7K

* Wohnungsbaukreditanstalt



Anzahl der Wohnungen: 12 Mietwohnungen
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Bauort:

Architekt:

Bauherr:

1000 Berlin- Kreuzberg
Admiralstr. 16

Koop- Selbstbau
Dipl.-Ing. Kjell Nylund
Dipl.-Ing. Christof Puttfarken
Prof. Dr.-Ing. Peter StUrzebecher
Architekten
Grolmannstraße
1000 Berlin

Selbstbaugenossenschaft Berlin eG
Stresemannstr. 30
1000 Berlin 61 (Kreuzberg)

Übersichtsplan
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Konstruktionsisometrie des weitmaschigen Gerüstes aus
Stahlbetonfertigteilen, als "Regal" interpretiert.
Von Firmen ausgeführt.

Fassadenisometrie mit Rankgerüst, Begrünung und Glas-
dach als gemeinschaftlicher Bereich und ökologischer
Beitrag zur Stadtreparatur.
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Erdgeschoß
Ebene 0.00
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Whg. 3 Whg. 4 Whg. 5

2. Obergeschoß
1	 Ebene 6.30

Whg. 5Whg. 6

1. Obergeschoß
Ebene 3.50
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Whg. 7
	

Whg. 8
	

Whg. 9

4. Obergeschoß
Ebene 11.90

3. Obergeschoß
Ebene 9.10



BERLIN, "DAS WOHNREGAL"

Whg. 10
	

Whg. 11
	

Whg. 12

6. Obergeschoß
Ebene 17.50

5. Obergeschoß
Ebene14.70
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Bezeichnung des privaten Innenraumes

a) Eingangszone, Ausdruck des Umgangs mit knapper Grundfläche, innerer Verteiler

b) Küche - EBplatz - Wohnraum: Versuche der Koordination funktioneller Anpassung und individueller Bedürfnisse

c) Uberaangsbereich Außen-Innen: Zwischenzonen, beeinflußt von dem Wunsch nach Geborgenheit/Behaglichkeit,
Ausblick/Aussicht nach Sonne.
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Ansicht von der Admiralstraße
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Fassadenausschnitt mit Anschluß an die Nachbarbebauung
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OBJEKTBESCHREIBUNG

Allgemeines 

Die Treuhandstelle für Bergmannswohnstätten, ein Unternehmen, das sich vorrangig mit

dem Bergarbeiterwohnungsbau befaßt, hat schon immer von der Möglichkeit Gebrauch ge-

macht, die Mitbestimmungsgremien innerhalb des Bergbaues, d. h. die Betriebsräte in

den Wohnungsausschüssen der einzelnen Schachtanlagen stellvertretend für die späte-

ren Mieter bei der Auswahl und Korrektur von Grundrissen heranzuziehen. Hier erfolgt

zwar keine direkte Mieterbeteiligung, dennoch ist eine Korrekturmöglichkeit der Pla-

nung gegeben. Den direkten Kontakt zu den Mietern bezüglich der Einschätzung ihrer

Wohnung hat THS darüber hinaus durch das Instrument eines Fragebogens,der allen Mie-

tern nach Bezug einer Neubaumaßnahme zugesandt wird. Hieraus resultieren wertvolle

Informationen für weitere Planungen.

Bei der Modellmaßnahme wurden zunächst Mieter gesucht, die an einer neuen Wohnung

in dem Gebiet Castrop-Rauxel-Ickern und an einer Mitgestaltung dieser Wohnungen in-

teressiert waren. Von 50 angesprochenen Mietparteien erschienen zunächst 13. Es

blieben dann aber nur 6, die sich von Anfang an an der Planung beteiligten und mit

denen in der Zeit von Mai 1984 bis Oktober 1985 16 Planungssitzungen stattfanden.

Im Laufe einer konkreter werdenden Planungsphase haben sich weitere 3 Interessenten

an den Sitzungen beteiligt, so daß kurz vor Baubeginn insgesamt 9 Familien an den

weiteren Planungen mitwirkten.

Den Mietern wurde ein genauer Zeitplan vorgestellt für die Abschnitte:

- Planung bis Baugesuch

- Werkplanung

- Baubeginn

- voraussichtlicher Einzugstermin

Um das Planungsgespräch in Gang zu bringen, wurde den Mietern zunächst eine Check-

liste mit etwa 50 Fragen übergeben. Dieses war notwendig, weil, da Mieterbeteiligung

bei der Planung bisher unüblich war, die Mieter nicht mit der notwendigen Intensität

über ihre Wohnungsvorstellungen nachgedacht hatten, um daraus Planvorstellungen formu-

lieren zu können. Hier zeigte sich auch eine weitere Schwierigkeit; einige Mieter

scheuten sich, diese Checklisten auszufüllen und zwar aus einer allgemeinen Abneigung

gegen jede Art von Formularen, aus Angst, Privates preisgeben zu müssen oder auch nur,

weil es für sie eben so völlig neu war.

Um das Ausfüllen der Checklisten für die Mieter leichter zu gestalten, wurden die

einzelnen Fragen erläutert, insbesondere soweit es sich um Fachausdrücke handelte.
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Hierbei zeigte sich, wie wichtig es ist, zunächst einmal eine gemeinsame Sprachre-

gelung zwischen Planern und Mietern zu finden.

Bauliches Konzept 

Nach Auswertung der Checklisten und Darstellung der sich daraus ergebenden Zielvor-

stellungen, aber auch der sich ausschließenden Vorstellungen wurden die Mieter in

drei Gruppen eingeteilt,und zwar:

- ältere Ehepaare ohne Kinder,

- Ehepaare mit Kindern,

- jüngere Ehepaare mit noch nicht schulpflichtigen Kindern bzw. noch ohne Kinder.

Zu jeder dieser Gruppen kam ein Planer aus der Planungsabteilung der THS. Anhand

von Rasterpapier im Maßstab 1:25 und Möblierungssymbolen konnten dann die Mieter un-

ter Assistenz des Planers ihre Vorstellungen einzelner Räume, ihre Zuordnung und Möb-

lierung darstellen. Das Ergebnis jeder Gruppe wurde dann vorgetragen, erläutert und

allgemein zur Diskussion gestellt.

Die in den Planungsgesprächen entwickelten Grundrißvorstellungen im Maßstab 1:25

wurden dann in der Planungsabteilung im Maßstab 1:100 aufgetragen, den Mietern zur

Korrektur zugeschickt und in weiteren Sitzungen besprochen. Nach Korrektur dieser

Pläne wurden dann die Grundrisse zu einem Gebäude zusammengestellt. Mit den Mietern

war vorher besprochen worden, in welchem Grundriß sie jeweils wohnen wollen.

Nachdem das Gebäude in seinen groben Umrissen als Ergebnis der Addition der unter-

schiedlichen Grundrisse feststand, wurden Nutzung und Aufteilung der Außenanlagen,

Hauszugang, Stellplätze, Spielplatz, Gartenfläche und Freisitze mit den Mietern be-

sprochen.

Aus der Zusammensetzung der Wohnungen und der Vorgabe, daß das Gebäude maximal

2 1/2geschossig werden sollte, wurden die Gebäudehöhen fixiert und die Bereiche dar-

gestellt, in denen Fenster- in welcher Form auch immer - vorzusehen waren. In der

Diskussion mit den Mietern wurde dann diese Gebäudehülle anhand der einzelnen Fas-

saden diskutiert. Dieses war der schwierigste Punkt, bei dem die Planer Hilfestel-

lung leisten und gewissermaßen einen Formenkatalog anbieten mußten, der zur Gestal-

tung einer Fassade herangezogen werden konnte. Hier liegt natürlich die Gefahr, daß

der Planer aufgrund seiner ()bung und seiner Vorstellungen sehr manipulierend ein-

greifen kann. Hier war es so, daß die Mieter eigentlich zu schnell sagten, sie seien

einverstanden, sie fänden das ganz schön und die Planer mußten eigentlich immer wie-
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der jeden einzelnen Punkt zur Diskussion stellen, um Stück für Stück auch eine Hin-

terfraqung der einzelnen Architekturformen zu ermöglichen.

Nachdem die Planung im Maßstab 1:100 abgeschlossen war, wurde eine 3-Raum-Wohnung in

einer Halle im Maßstab 1:1 aufgebaut und mit wenigen Möbeln, Lattengerüsten und

Styroporblöcken (für Sanitäreinrichtungen) möbliert. Die Mieter hatten nun die Mög-

lichkeit, Raummaße in Originalgröße, Brüstungshöhen und Fenstergrößen nachzuvoll-

ziehen. Lage und Anzahl von Schaltern, Steckdosen, Antennenanschlüssen, Lampenan-

schlüssen usw. wurden festgelegt.

Mit den Mietern wurde im Laufe des ersten und zweiten Halbjahres 1985 die Werkpläne

in allen Details durchgesprochen.



Treuhandstelle für Bergmannswohnstätten im
rheinisch-westfälischen Steinkohlenbezirk
GmbH (THS)
Heinickestr. 44 - 48
4300 Essen 1

12 Mietwohnungen, davon 8 mit Planungsbe-
teiligung
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Bauort:

Architekt:

4620 Castrop-Rauxel-Ickern

Kernbrink

Treuhandstelle für Bergmannswohnstätten im
rheinisch-westfälischen Steinkohlenbezirk
GmbH (THS)
- Planungsabteilung -
Heinickestr. 44 - 48
4300 Essen 1

Lageplan
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Südgiebel

Schnitt

Nordgiebel

Schnitt
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Straßenansicht

Gartenansicht



1. Wir wollen gemeinsam ein Mehrfamilienhaus

planen. Es handelt sich also um ein mehr-

geschossiges Gebäude.

Wieviel Geschosse einschließlich Erdgeschoß

sind, unabhängig von geltenden Vorschriften,

ohne Aufzug zumutbar?

2. Wieviel Wohnungen sollten höchstens

2.1	 von einem Treppenpodest

2.2	 von einem Treppenhaus

erschlossen werden?

3. Sollte es sich ergeben, daß neben Familien-

wohnungen auch kleinere Wohnungen für Allein-

stehende und Ehepaare (jüngere und ältere)

erforderlich sind, sollten die Wohnungen

3.1	 gemischt pro Etage

3.2	 getrennt nach Etagen

3.3	 getrennt nach Treppenhäusern

geplant werden?

4. Die absolute Miethöhe ist abhängig von

der Größe (Wohnflache in m') der Wohnung.

Bevorzugen Sie bei einer vorgegebenen Wohn-

fläche

4.1 Aufteilung in möglichst viele ab-
geschlossene Bereiche bzw. Räume,
die jeweils von einem Flur zugäng-
lich sind ?

^
O
^



0

0

0
0
0

0

0
0

4.2	 Oder auch als "gefangene" Räume
von einem anderen Raum zugänglir.'l
sind?

4.3' Zusammenfassung mehrerer Räume
zu einem größeren Bereich z.B.
Wohnraum, EBplatz und Diele?

7. Aufteilung der Wohnung

	

7.1	 Alle Räume auf einer Ebene?
(normale Geschoßwohnung)

	

7.2	 Schlafräume und Wohnbereich
getrennt in zwei Ebenen?
(Maisonettwohnung)

5. Treppenhaus,

welche Aufgabe hat es?

	

5.1	 nur Verkehrsfläche mit den erfoi '
derlichen Abmessungen?

	

5.2	 auch vom Mieter zu gestaltender
"Vorraum" zur Wohnung bei entspre-
chender Größe?

5.3	 Visitenkarte des Hauses?

6. Erschließung der Wohnung

6.1	 ,Kußere Erschließung

6.1.1	 vom gemeinsamen Treppenhaus?

6.1.2	 Uber einen Laubengang?

6.1.3	 bei ErdgeschoBwohnungen direkt
von außen?

6.2	 Innere Erschließung

6.2.1	 Jedes Zimmer gesondert von einem
zentralen Flur/Diele?

6.2.2	 Erschließung Uber eine zentrale
Diele, die auch als EBplatz und/
oder als Spieldiele genutzt werden
kann?

6.2.3	 Erschließung so, daß Wohn- und
Schlafbereich getrennt sind?

B. Welche Funktionen ordnen Sie den Räumen zu?
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Familie
Essen 

Gäste

Fernsehen
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10. Raumgrößen

Wie groß sollten nach Ihrer Meinung Lie

einzelnen Räume sein?

Küche

EBplatz

Wohnraum

Kinderzimmer	 2 Kinder

1 Kind
If

Bad

Bad/WC

WC

Loggia/Balkon

Terrasse

Abstellraum in der Wohnung

Abstellraum als Kellerraum

9. Wie sollten die einzelnen Räume erschlossen

werden, d.h. welche Räume sollten direkt

miteinander durch eine Tür oder größere öff-

nung verbunden werden?

Kennzeichnen Sie eine Verbindung mit einer

Türe mit X , durch Öffnung mit 0.
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11.	 Freisitz	 zur Wohnung	 als: 13.3

13.3.1

Garagen

im Haus	 (Keller oder Sockelgescho8)
11.1 Balkon als Einzelgarage

11.2 Loggia 13.3.2 im Haus	 als Sammelgarage

11.3 Terrasse	 (ebenerdig im EG,
Dachterrasse im OG)

13.3.3 Garagenhof

13.3.4 Sammelgarage als Tiefgarage
11.4 französische Fenster

11.5 Wintergarten

12. Welche Funktionen hat der Freisitz zur Wohnung?

12.1	 Mal die "Beine vertreten und frische O
Luft schnappen"

12.2	 Wäsche trocknen

12.3	 Abstellfläche

12.4	 Blumen, Grün

12.5	 Freisitz

12.5.1 Zum Sonnen, Ausruhen usw.

12.5.2 Spielen

12.5.3 Mit der Familie und/oder Gästen
um einen Tisch sitzen-

13. Wohnumfeld

13.1	 Kinderspielplätze für Kleinkinder

13.1.1 Eingangsseite

13.1.2 Rückseite

13.1.3 An einer anderen Stelle, z.B.
zwischen den Hausgiebeln.

13.2	 Zugang zu den Kleinkinderspielplätzen

13.2.1 Vom Hauseingang

13.2.2 Uber Kellerausgang

13.2.3 Uber zusätzlichen gesonderten
ebenerdigen Ausgang, z.B. an der
Rückseite.

14. Aschentonnen

	

14.1	 Am Hauseingang

	

14.2	 Zentral an anderer Stelle

15. Freiflächen

Wie sollten sie genutz werden?

	

15.1	 Im Eingangsbereich

15.1.1 Vorgarten als Zierfläche

15.1.2 Spielbereich und "Klönecken"

15.1.3 Stellplätze

15.2	 Im sonstigen Bereich

15.2.1 Allgemeine Grünflächen als Ziergrün
(Rasen, Sträucher, Blumen)

15.2.2 Allgemeine Grünflächen zum Spielen,
Gartenfeste usw.

15.2.3 Nutzgärten

15.2.4 Garten in Verbindung mit Erdgescho8-
wohnung

15.2.5 Stellplätze

15.2.6 Garagen
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OBJEKTBESCHREIBUNG

Allgemeines 

In dem hier vorgestellten Projekt werden Eigentumswohnungen angeboten, die durch ein

besonderes Erschließungssystem, eine wohnungsbezogene Freiflächenzuordnung und indi-

viduelle Wohnungsformen eine hohe - dem Eigenheimnahe kommende - Wohnqualität auf-

weisen.

Die Konstruktion des Gebäudes erlaubt ein Angebot unterschiedlicher und veränderba-

rer Wohnungsgrößen und damit eine nach Familiengröße und Alter differenzierte Be-

wohnerschaft.

Die Beteiligung der zukünftigen Bewohner an der Planung sollte zu einer höheren Iden-

tifikation mit ihrer Wohnung und dem Wohnumfeld beitragen.

Sie sollten die Möglichkeit erhalten, die Wohnungen ihrem derzeitigen Bedarf anzu-

passen und dennoch für absehbare Fälle von familiären Veränderungen bereits Vorsor-

ge in räumlicher Hinsicht treffen zu können.

Zuschnitt der Wohnungen und Flächengrößen, Lage und Kombinationsmöglichkeiten im Haus

wurden entsprechend den Wünschen des Erwerbers (Bauherrn) geklärt und mit der Gesamt-

anlage abgestimmt.

Um Flexibilität und Austauschbarkeit zu gewährleisten und dennoch im wirtschaftli-

chen Rahmen zu bleiben, wurde ein Querwandgefüge (3,625 m Achsmaß) für das tragende

System entwickelt.

Die Stadt Dietzenbach hat durch den treuhänderischen Maßnahmeträger für die Stadt-

entwicklung, die DSK (Deutsche Stadtentwicklungsgesellschaft, Ffm), Werbeanzei-

gen für dieses Projekt in örtlichen Zeitungen aufgegeben. Durch die Beschreibung

des Projektes in den Annoncen wurden gezielt Interessenten zu einer Informationsver-

anstaltung in das Rathaus geladen, bei der Architekt und Baubetreuung das Projekt

vorstellen konnten.

Aus diesem Interessentenkreis bzw. auch unter den bei der Stadt vorgemerkten Inte-

ressenten wurden die Bewerber ausgewählt. Die Auswahl erfolgte durch die Stadt

nach von ihr festgelegten, in erster Linie sozialen Kriterien.

Die angebotenen Möglichkeiten, mit Selbsthilfe am Bau die Finanzierung zu vervoll-

ständigen, auf die Planung der eigenen Wohnung Einfluß nehmen zu können, Gebäudekon-

zept und -gestaltung, günstiger Preis, öffentliche Förderungsmöglichkeit und die

Organisation des Projektes dürften die wesentlichen Aspekte für die Motivation der

Bewerber gewesen sein.
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Nach der ersten Werbeveranstaltung wurden Bauherrensitzungen abgehalten. Dazu wurden

seitens der Stadt Dietzenbach im Rathaus Räume zur Verfügung gestellt. Die Sitzurnen

fanden in unregelmäßigen Abständen nach Bedarf statt, anfänglich etwa 14tägig, spä-

ter alle drei bis vier Wochen. Dabei wurden sämtliche, das Projekt betreffende Fra-

gen behandelt, soweit sie alle Interessenten/Bewerber/Bauherrn gemeinsam betrafen.

Darüber hinaus wurden je Bauherr ca. drei bis vier Einzelberatungen im Büro des

Architekten zur individuellen Einzelplanung durchgeführt und nochmals etwa ebenso-

viele Einzelberatungen für den Bereich Finanzierung/Förderung im Büro des Baubetreu-

ers.

Bauliches Konzept 

Das Gebäude umfaßt 13 Eigentumswohnungen und zwei kleine Ladengeschäfte.

Die Wohnungsmischung sieht wie folgt aus:

2-Zimmer-Wohnungen	 von ca. 62 - 74 m 2 Wohnfläche

3-Zimmer-Wohnungen	 von ca. 74 - 85 m2 Wohnfläche

4-Zimmer-Wohnungen	 von ca. 93 - 114 m 2 Wohnfläche

5-Zimmer-Wohnungen	 von ca. 125 - 126 m 2 Wohnfläche

Läden	 mit je	 35 m2 Wohnfläche

Eine 4-Zimmer-Wohnung und eine 5-Zimmer-Wohnung sind als Maisonette-Wohnungen im

2. Obergeschoß und Dachgeschoß geplant, die zweite 5-Zimmer-Wohnung ist aus der Zu-

sammenfassung zweier übereinanderliegender Zwei-Zimmer-Wohnungen im Erdgeschoß und

1. Obergeschoß entstanden.

Die Erschließung der Wohnungen erfolgt über zwei von außen belichtete Treppenhäuser.

Fünf Wohnungen werden direkt von den Treppenhäusern erschlossen, vier über kurze

Außengänge und vier über offene, später verglasbare Zugangsterrassen.

Im Kellergeschoß sind, außer den Räumen für Privatkeller, Fahrräder, Kinderwagen und

Waschküche, ca. 90 m 2 Mehrzweckfläche geplant, die in zwei bis drei Räume aufgeteilt

werden kann: als Kinderspielraum, Werkstatt, Versammlungsraum o. ä. Diese Räume sind

sowohl über die beiden Treppenhäuser von innen zugänglich als auch von außen über

einen vorgelagerten - auf Kellerebene gelegenen - Hof erreichbar und belichtet. Wie

die Räume genutzt werden, soll in Gruppensitzungen noch genau definiert werden,

ebenso wie der gemeinsam in Selbsthilfe geplante Ausbau.

Die Verwaltung und Pflege der Räume soll einzelnen Gruppenmitgliedern turnusmäßig

übertragen werden.
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In der Entwurfsphase wurde das Gebäudekonzept ohne Mitwirkung der noch nicht bekann-

ten späteren Bauherren so konzipiert, daß gewisse Veränderungen, wie Wohnungsgröße,

Zimmerzahl, Raumaufteilung u. ä. durch Planungsmitwirkung der Bauherren in der Aus-

führungsplanung möglich wurden.

Einzelne Pnderungswünsche der Bauherren am konstruktiv-tragenden System im Bereich

ihrer Wohnungen (Unterzüge zwischen Stützen) wurden z. T. auch berücksichtigt, führ-

ten jedoch zu Schwierigkeiten bei der Koordinierung zwischen Planung und Fertigteil-

hersteller.

Trotz vieler Sitzungen mit Erläuterungen und Hinweisen gab es Bauherren, die Pläne

nur schwer lesen und verstehen konnten. Daraus folgten manchmal Probleme mit Ande-

rungswünschen, wenn der Bauherr vor der gebauten Realität stand.

Das Genehmigungsverfahren war durch zahlreiche Hindernisse gekennzeichnet. Zunächst

waren die Förderungsbestimmungen des Landes Hessen bei der Grundrißgestaltung, wenn

auch nicht sehr eng, so doch in wesentlichen Punkten einzuhalten, was mehrere Über-

arbeitungen des Vorentwurfes erforderlich machte. Der Entwurf wurde aus den Vorgaben

des B-Planes entwickelt; bestimmte Zwänge, wie Förderungsbestimmungen, Achsmaße und

Wohnungsgrößen, Wohnungsmischung und ähnliches sowie die Vorgabe kostengünstig zu

bauen, führten jedoch zu geringfügigen Abweichungen von einzelnen Vorschriften des

B-Plans (GFZ, Geschoßzahl, Parkplätze u. ä.).
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Bauort:

Architekt:

Bauherr:

Baubetreuer:

Anzahl der Wohnungen:

6057 Dietzenbach
Am Steinberg 82 - 84

Dipl.-Ing. Bernd Brackrock
Dipl.-Ing. Knut Gitter
Dipl.-Ing. Gerd Hamacher
Architekten
Viktoriastr. 79
6100 Darmstadt

"Bauherrengemeinschaft Geschoßbau mit
Selbsthilfe" (GdbR)
Am Steinberg 82 - 84, Dietzenbach
c/o Bauherrenbetreuung

Dipl.-Ing. Rasch + Partner

Bauherrenbetreuung
Dipl.-Ing. Rasch + Partner

Emilstr. 44
6100 Darmstadt

13 Eigentumswohnungen
2 Läden

1985/1986

Lageplan
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Gartenseite des Hauses während der Bauausführung
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OBJEKTBESCHREIBUNG

Allgemeines 

Das Objekt liegt in einem neu erschlossenen Siedlungsgebiet im westlichen Teil der

Stadt Hannover mit einer guten Infrastruktur, mit Anschluß an das öffentliche Ver-

kehrsnetz und mit einer fußläufigen Verbindung zu einem nahe gelegenen Erholungs g e-

biet.

Die Wohnanlage besteht aus zwei Häusern mit ingesamt 32 Wohnungen, die durch einen

torähnlichen Durchgang miteinander verbunden sind. In Verbindung mit den Garagen und

den Wohnwegen liegen für jedes Haus gesondert angeordnet ein kleines Holzhaus als

Unterstellplatz für Fahrräder oder als Kinderspielhaus in der Vorfläche der Häuser

zwischen der Bepflanzung.

Die hier gebauten Eigentumswohnungen unterscheiden sich in sechs Punkten von den

marktgängigen, üblichen Angeboten:

- Der Käufer hat die Möglichkeit, bei der Grundrißgestaltung seiner Wohnung mitzuwir-

ken

- Der Ausstattungsstandard wird vom Käufer je nach seinen finanziellen Mitteln selbst

bestimmt.

- Der Käufer kann den Rohbau zu einem Festpreis erwerben und die Wohnung in Selbst-

hilfe fertigstellen.

- Je nach Raumbedarf und finanziellen Mitteln kann der Eigentümer schrittweise seine

Wohnung ausbauen.

- Für die Wohnungen ist eine spätere Erweiterungsmöglichkeit in Form eines ebenerdi-

gen Anbaues auf der Gartenseite der Häuser oder für die Obergeschoßwohnungen im

Dachgeschoß möglich.

- Durch das frühzeitige Kennenlernen seiner zukünftigen Nachbarn und durch das ge-

meinsame Bauen an der Wohnanlage soll ein Zusammengehörigkeitsgefühl der Bewohner

und damit ein verstärktes Verantwortungsbewußtsein für Haus und Umfeld gefördert

werden.

Bauliches Konzept 

Die beiden Hauszeilen, in denen die 32 Wohnungen untergebracht sind, haben zwei bis

drei Vollgeschosse und ein steiles, ausbaufähiges Dachgeschoß. Die angebotenen aus-

baubaren Flächen einer Wohnung erstrecken sich über zwei Geschosse (Maisonette-

Wohnungen), wobei die im Garten- und Erdgeschoß gelgenen Wohnungen direkt

vom Wohnweg zu erreichen sind, während die oberen Wohnungen über eine über-



- 133 -

HANNOVER-DAVENSTEDT, "HAUS 1M HAUS"

dachte Außentreppe erschlossen werden. Dabei haben die im unteren Teil des Hauses

gelegenen Wohnungen einen kleinen Garten mit Terrasse, während die im Ober- und

Dachgeschoß angeordneten Wohnungen einen vorgehängten, überdeckten Balkon besitzen.

Die Wohnungsgrößen liegen zwischen 81 und 95 m 2 Wohnfläche, ohne mögliche Erweiterun-

gen durch An- und Ausbauten.

Das architektonische Konzept weicht vom üblichen Angebot der Eigentumswohnungen ab,

denn die Wohnungen werden als Maisonetten, zwei Stück übereinander, doch ohne norma-

les Treppenhaus, daher jeweils direkt von außen erschlossen, mit individuellen Ein-

gangsplätzen sowie mit unterschiedlichen Erweiterungsmöglichkeiten angeboten. Im

Prospekt wird dieses Konzept als "Das Haus im Haus" beschrieben und damit der reihen-

hausähnliche Charakter des Wohnens angedeutet.

Die Hausplanung ist auf ein tragendes Querwandgefüge (sog. Schotten) aufgebaut. Da

die Wohnungen, wenn sie sich nur über eine Ebene erstrecken würden, wesentlich brei-

ter sein müßten, als es der statisch wirtschaftliche Schottenabstand zuläßt, die

Schottenwände andererseits aber nicht durchbrochen werden sollten, wurden die Woh-

nungen zweigeschossig übereinander angeordnet.

Das Wohnungsunternehmen bot den Interessenten den Rohbau an, wobei folgende Punkte

von den Käufern bei der Planung ihrer Wohnung und im Laufe seines weiteren Ausbaues

nicht verändert werden können:

- Die Lage der Wohnungstür.

- Die Deckenaussparung für die Wohnungstreppe.

- Die Außenwandöffnungen für die Fenster.

- Die Lage des Schachtes für sämtliche Ver- und Entsorgungsleitungen (Wasser, Abwas-

ser, Strom, Gas Entlüftung).

Durch die Realisierung der individuellen Wohnvorstellungen, -wünsche udd -bedürfnisse

entstanden sehr unterschiedliche Grundrisse, mit denen sich die Bewohner voll identi-

fizieren.
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Bauort:

Architekt:

Bauträger:

3000 Hannover 91
Droehnenstr. 35

Gemeinnützige Baugesellschaft mbH
Hannover (GBH)
- Planungsabteilung -
In den Sieben Stücken 7 A
3000 Hannover 51

Gemeinnützige Baugesellschaft mbH
Hannover (GBH)
In den Sieben Stücken 7 A
3000 Hannover 51

Anzahl der Wohnungen:	 32 Eigentumswohnungen
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Grundrisse und Schnitt - Haustyp EW1
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Grundrisse - Haustyp EW2
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AUSBAUVORSCHLAG GBH

2. Obergeschoß
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2. Obergeschoß

AUSBAUPLAN KÄUFER
Dachgeschoß

Grundrisse - Haustyp OW1
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Grundrisse - Haustyp OW2
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OBJEKTBESCHREIBUNG

Allgemeines 

Ausgangspunkt des Projektes war die Vorstellung des stellvertretenden Vorsitzenden

der Architektenkammer, Kammerbezirk 5, Karlsruhe, Herrn Stadtbaudirektor Freidinger,

ein Projekt zu entwicklen, das - abweichend vom üblichen Standardangebot auf dem

Wohnungsmarkt - bauwilligen Interessenten die Möglichkeit bieten soll, von einer

Grundeinheit ausgehend,sich selbst eine ausbaufähige Wohnung in der Etage zusammen

mit den Architekten zu planen und zu bauen. Hierbei sollten bewußt Bauträger vermie-

den werden und die Bauwilligen ohne Zwischenschaltung weiterer Gremien direkt als

Bauherren auftreten.

Gemeinsam mit dem Baudezernat und den Amtsleitern der technischen Ämter der Stadt

Karlsruhe wurde ein Ideenwettbewerb für die Bebauung eines innerstädtischen Grund-

stückes durchgeführt, das im Besitz der Stadt Karlsruhe ist und für das ein gülti-

ger Bebauungsplan vorliegt. Aus diesem Verfahren gingen drei Architektengruppen als

Preisträger hervor, von denen jeder einen Bauteil zur Realisierung zugesprochen be-

kam. Der vierte Bauteil, der das Gelenk der L-förmigen Anlage bildet, ist als Eck-

Gebäude für Sondernutzungen vorgesehen. Im Hof befinden sich außer Gemeinschafts-

und individuellen Gartenflächen auch Pkw-Stellplätze mit Zufahrt von der Haid- und

Neustraße.

Die Architekten übertrugen die erforderlichen Koordinierungsarbeiten, die Kostenpla-

nung und Kostenkontrolle sowie die erforderlichen Beratungen dem Ingenieurbüro

Harrer.

Die Suche nach Interessenten erfolgte vornehmlich durch redaktionelle Artikel in der

Tageszeitung, des weiteren durch Vorstellung im Gemeinderat, insbesondere aber durch

Verwertung von Interessentenlisten beim Liegenschaftsamt der Stadt Karlsruhe, wo

über 600 Bauwillige registriert waren. Von diesen 600 haben sich auf direkte An-

schreiben 130 gemeldet, von denen jedoch nach Einsicht in die Planung und insbeson-

dere Finanzierung nur noch etwa 10 übrig blieben (die meisten wünschten sich ein

Reihenhaus für sich allein). Die Bewerber schlossen sich zu einer Bauherrengemein-

schaft zusammen in der Rechtsform einer Gesellschaft des bürgerlichen Rechts.

Mangels finanzieller Mittel war es jedoch zunächst nicht möglich, das Projekt in

eine Phase zu bringen, die einen Baubeginn ermöglichte. Es fehlten z. B. Mittel für

Werbung, Zwischenfinanzierung, Baugenehmigungsgebühren etc. Es wurde daher vom Koor-

dinator nach langwierigen Bemühungen eine Gemeinnützige Baugenossenschaft gefunden,

die als Statthalter für noch nicht vorhandene Bauherren bzw. als Mitbauherr in die

Bauherrengemeinschaft eintritt, gleichzeitig aber die Zwischenfinanzierung für das
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gesamte Bauvorhaben und für die noch nicht vergebenen Wohnungen sicherstellt. Die

Genossenschaft übernahm auch die kaufmännische und juristische Betreuung der Bau-

herren.

Bauliches Konzept 

Alle drei Realisierungsvorschläge basieren im wesentlichen auf Maisonette-Wohnungen,

jeweils zwei übereinander, wobei alle drei recht unterschiedliche Lösungen anbieten.

Ein offenes Grundrißsystem wurde wegen zu hoher Kosten nicht realisiert. Es wurden

konventionelle Mauerwerkslösungen angeboten, die durch Koppelzonen, durch Erweite-

rungsfähigkeit unterhalb des Balkons - als geschlossene Loggia oder als zusätzlichen

Wohnraum - flexibel gestaltet wurden. Das Erschließungssystem wird fest installiert

und ist nicht veränderbar. Lediglich die Raumgrößen, z. B. des Badezimmers, der

Küche, sind variierbar.

Ein Einfluß auf die äußere Gestaltung konnte nur insoweit genommen werden, als das

Hinausschieben einer Außenwand unter die Balkonvorderkante gestattet war.

Von der auch im Bauteil I ursprünglich vorgesehenen Bewohnerbeteiligung bei der Pla-

nung wurde im Verlauf der Vorbereitung abgesehen. Hier entstehen - nach einheitli-

chem Grundplan - jeweils 2 Maisonette-Wohnungen übereinander.
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Bauort:

Architekt:

Bauherr:

Anzahl der Wohnungen:

Haid- und -Ne u- Straße
7500 Karlsruhe

Bauteil I: (ohne Planungsbeteiligung)
Atelier Dietrich Oertel 

Freie Architekten BDA . DWB
Weinbrennerstr. 58
7500 Karlsruhe

Bauteil II:
Arbeitsgruppe Baltin + Voegele 

Freie Architekten und Planer SRL
Dipl.-Ing. Wolfram Baltin
Dipl.-Ing. Wolfgang Voegele
Weinbrennerstr. 13
7500 Karlsruhe

Bauteil III:
Gruppe 4+ 

Freie Architekten + Stadtplaner
Dipl.-Ing. (FH) Isolde Bäuerlein
Dipl.-Ing. Dietrich Gekeler
Dipl.-Ing. Alexander Grünenwald
Dipl.-Ing. Berti Heyl
Körnerstr. 24
7500 Karlsruhe

Beratender Ingenieur:
Dipl.-Ing. Kurt Harrer 

Akademiestr. 57
7500 Karlsruhe 57

Aufbaugemeinschaft
Wohnmodell Haid-und-Neu-Straße

36 Eigentumswohnungen und z. T. Mietwohnungen

Baujahr:	 1986/1987

übersichtsplan
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Ausbaumöglichkeit
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2. Obergeschoß

1. Obergeschoß

Erdgeschoß

Schaltzonen
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Bauteil II
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Die Wohnfläche dieser 2-geschossigen Wohnung
beträgt 103,3 qm bei	 vollem Ausbau,	 dabei	 sind
5 Zimmer vorgesehen.	 Eine Fläche	 von	 12,6 qm

"Ausbaufläche"kann als	 über dem Wohnzimmer
vorgesehen werden,	 dabei	 bleibt die	 Galerie
als Schlafraum für Eltern/Hausarbeitsfläche/
Bibliothek von 9,7 qm nutzbar.

O O Durch verschiedene Zuordnung der Zimmer in

C^OEI	 IIID
der Treppenhausachse kann die 	 Wohnung mit

11.51.	 9.56 113 qm zur 6-Zimmer-Wohnung oder mit 93,6 qmzfE\ zur 4-Zimmer-Wohnung verändert werden.

In der Veränderung der Familiensituation 	 kann
später das Obergeschoß separat	 als Kleinwohnung

A BST.

ii

%, genutzt werden,	 mit einer Fläche	 von ca.	 45 qm;
entsprechende technische Vorkehrungen können
jetzt schon getroffen werden.

im=

^

Der erdgeschossige Garten nach Süden ist1211
ca. 70 qm groß, zur Straße hin existiert ein
Vorgarten von ca. 22 qm, als Sitzterrasse nutz-
bar.

Durch eine direkte Treppe kann ein bis ca. 30 qm
großer Kellerraum von der Wohnung er re icht wer-
den. Dieser ist in der Normalversion über das
T re ppenhaus erschlossen.

Für den Wohnungszugang existieren 2 Möglichkeiten:
Der "Wintereingang" über das Treppenhaus, der Som-
mereingang über Vorgarten in die Wohnküche.

LLl I01

Die Dachgeschoßwohnung 241 ist mit
5 Zimmern 93,74 m 7 groß und liegt
auf einer Ebene. Diese Wohnung kann

durch Zimmertausch mit der Wohnung
232 auf 84,04 m= zur 4-Zimmerwohnung
verkleinert werden.

Durch Selbstausbau des Spitzbodens
können galerieartige Flächen und
Speicherraum gewonnen werden, die

WAD
]Da

verschiedenartig nutzbar sind. 	 Dabei
ist der Einbau einer Treppe oder
Stiege vorgesehen.

Auch diese Wohnung bietet die Mög-
lichkeit,	 verschiedenartige Nutzun-
gen zu wählen,	 z.	 B.	 kleine Koch-
küche und separater EBplatz oder
große Wohnküche mit Spielflur.
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Zur Südseite existiert eine Terras-
se von ca. 8 m 2 Fläche vor dem Wohn-
raum, die Küche besitzt zur Straßen-
seite eine Gaube mit gutem Ausblick.
Die Schlafräume sind verschiedenar-
tig unterteilbar.
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Ausbaumöglichkeit
Spitzboden

Dachgeschoß
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OBJEKTBESCHREIBUNG

Allgemeines 

Das Stollwerck-Gelände ist ein Teil des Sanierungsgebietes Severinsviertel. Die

Stadt Köln hatte sich schon früh bei der Erklärung dieses traditionsreichen Vier-

tels zum Sanierungsgebiet darauf festgelegt, daß kein Bewohner ohne Not das Viertel

verlassen müßte. Dazu sollten auf zwei großen, bisher gewerblich genutzten Flächen

preisgünstige Ersatzwohnungen und notwendige Gemeinschaftseinrichtungen gebaut wer-

den.

1978 wurde ein einstufiger Ideenwettbewerb für die städtebauliche Neugestaltung die-

ses wichtigen Teilbereiches des Sanierungsgebietes ausgeschrieben. Der Wettbewerbs-

bereich umfaßte 82.600 m2 Bruttobauland, in dem das vorhandene Straßenland von ca.

6.200 m2 enthalten war. 55.000 m 2 Grundstücksfläche entfielen auf das Betriebsge-

lände der Firma Stollwerck AG, die neue Produktionsstätten am Stadtrand bezogen hat-

te. Aufgrund seiner besonderen Lage zwischen Severinsstraße, Ubierring und Rhein hat

das Wettbewerbsgelände eine Schlüsselfunktion für die städtebauliche Anbindung des

Severinsviertels an den Fluß. Es ist geplant, den Rheinauhafen und die vorgelagerte

Insel mit den Verladeanlagen als Erholungsbereich für die Kölner Südstadt auszubau-

en.

Grundidee des preisgekrönten Wettbewerbs war die Bildung einer 4geschossigen Block-

randbebauung entlang der existierenden Straßen Dreikönigenstraße, Bayenstraße, Seve-

rinswall und Annostraße auf dem Stollwerck-Gelände. Abgeschirmt vom Verkehrslärm,

insbesondere der Bayenstraße, liegen im Blockinneren sogenannte "Innere Zeilen". In

zwei dieser inneren Zeilen, die in Anlehnung an die Bebauung der Altstadt als Drei-

familienhäuser mit drei Vollgeschossen konzipiert wurden und bei denen alle Wohnun-

gen direkt von der Gasse oder über Außentreppen erschlossen werden, liegen die 30

Eigentumswohnungen. Die Gassen sind nur begrenzt für die Anlieger befahrbar. Unter-

halb der Gassen liegen Tiefgaragen für die Anwohner. Der intime Maßstab und die ab-

geschirmte Lage sollen hier wieder ein städtisches Straßenleben ohne Hast und Lärm

mit der Möglichkeit zum Spielen und zum zwanglosen Kontakt vor dem Haus ermöglichen.

Bauliches Konzept 

Das Objekt umfaßt 30 Eigentumswohnungen, die im sozialen Wohnungsbau gefördert wor-

den sind. Sie liegen in zwei 3geschossigen Häusern.

Grundtyp ist ein Dreifamilienhaus, bei dem die Erdgeschoßwohnung zusätzlich Ausbau-

möglichkeiten im Souterrain hat. Ober der Erdgeschoßwohnung liegen zwei Maisonette-
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Wohnun g en mit jeweils ausbaufähi g em Dachgescho3, die über eine I;ubentreppe erschlos-

sen werden. Zusätzlich haben alle Obergeschol3wohnungen auf der Gartenseite einen

Treppenabgang zu einer eigenen Gartenparzelle.

Für die innere Aufteilung der Wohnung gibt es Vorschläge der Architekten. Festgelegt

sind aber nur die Lage der Treppen und der Installationsschächte. Die Bauherren be-

stimmen selbst über die Organisation des Grundrisses und die geschoßweise Nutzung.

Abweichend den Vorschlägen der Architekten wurde z. B. bei den Obergeschoßwohnun-

gen häufig der Wohnraum ins ausgebaute Dach verlegt.

Die Wohnungen stehen zum Teil auf der Tiefgarage der Mietwohnungen und übernehmen

deshalb mit ihren Schotten das Konstruktionsraster der Tiefgarage von 5,25 m. Unter-

zugslose, teilvorgefertigte Decken überspannen als Durchlaufdecken die Felder zwi-

schen den tragenden Querwänden. Innerhalb der Felder entstehen den Bauherren deshalb

keine Bindungen aus der Konstruktion für die Wohnungsaufteilung.



Anzahl der Wohnungen:

Baujahr:

30 Eigentumswohnungen

1983
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Bauort:

Architekt:

Bauherr:

5000 Köln
Stollwerck-Gelände
zwischen Severinswall und Dreikbnigenstrabe

dt8-Planungsgruppe
Architekten BDA
Kirchstr. 13
5000 Köln 50

Landesentwicklungsgesellschaft
Nordrhein-Westfalen für Städtebau,
Wohnungswesen und Agrarordnung GmbH (LEG)
Roßstr. 120
4000 Düsseldorf 30

Bebauungsplanausschnitt des Sanierungsgebietes
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Grundrisse der 3geschossigen Maisonette-Wohnung



Die Fassade der
Selbsthilfe-Häuser
lassen den inneren
Aufbau erkennen:
Die untere Wohnung
orientiert sich zum
Garten; die beiden
Wohnungen im Ober-
geschoß werden durch
eine Außentreppe er-
schlossen. Jede Woh-
nung hat ihre eigene
Haustür.

.^.......

_

Im Erdg eschoß gibt
es eine "Erweite-
rungszone" unter
einem zwischenge-
hängten Dach; es
wurde aus eigentums-
rechtlichen und för-
derungstechnischen
Gründen von den Archi-
tekten gleich mitge-
baut. Ausgebaut werden
kann es später.
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Erweiterung im Dachge-
schoß durch Selbsthil-

fe
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OBJEKTBESCHREIBUNG

Allgemeines 

Für das Antragsjahr 1984 wurde vom Gemeinnützigen Siedlungswerk Speyer GmbH der Bau

eines Wohngebäudes mit öffentlich geförderten Mietwohnungen im sozialen Wohnungs-

bau geplant.

Das Programm umfaßt 20 Wohnungen mit insgesamt 1.780,45 m 2 Wohnfläche, es wurde in

enger Zusammenarbeit mit dem Stadtplanungsamt der Stadt Speyer entwickelt und ist

vor allem für größere Familien mit Kindern vorgesehen.

Der Standort des Projektes in innenstadtnaher, verkehrsmäßig gut erschlossener Lage,

nahe dem Einkaufszentrum der Stadt und in unmittelbarer Nähe zu vielen öffentlichen

Einrichtungen gelegen, läßt Raum für eine weitere Entwicklung bis zur Größenordnung

von ca. 150 Wohnungen. Dieser Ausbau wird langfristig in Form einer städtebaulich

abgerundeten Wohnanlage angestrebt.

Die lange Vorlaufzeit des Projektes von ca. 2 Jahren hat eine intensive Diskussion

zwischen Bauträger, beteiligten Architekten und Stadtverwaltung bewirkt, die zu

einem voll abgestimmten Konzept geführt hat. Das Wohnungsprogramm wurde aus der kon-

kreten Bedarfssituation der Stadt Speyer entwickelt, die mit diesem Projekt eine

klare, auf die bessere Versorgung junger und großer Familien gerichtete Wohnungspo-

litik betreibt.

Die Bedingungen der Projektfinanzierung lassen bei voller Ausschöpfung der Förder-

möglichkeiten reale Mietpreise erwarten, die unter den festgelegten Obergrenzen lie-

gen und mittelfristig in ihren Steigerungsraten auch für die Nutzer überschaubar

bleiben. Diese wichtige Grundlage der Stabilisierung der Wohnverhältnisse,der heute

auf dem Wohnungsmarkt in der Regel benachteiligten Nutzergruppe,wird durch die fol-

genden Elemente der Projektdurchführung verstärkt:

- Frühzeitige Beteiligung der zukünftigen Nutzer bei der Grundrißgestaltung. Dabei

können trotz planungsbedingter Festlegungen der Wohnungstrennwände bis zu einem

sehr späten Zeitpunkt im Bauablauf (Anfang Ausbauphase) Wohnungsgrößen flexibel

gehalten werden durch die Schaltbarkeit einzelner Räume und Raumgruppen. Die Pla-

nungsbeteiligung kann also am schon erstellten Rohbau erfolgen, z. T. mit direk-

tem Eingriff in den Ausbauablauf.

- Möglichkeiten der Selbsthilfe mit Mietkostenrelevanz in der Phase von Schluß- und

Finisharbeiten (Anstrich, Fußboden, Freiraumgestaltung).

- Kooperative Formen der gemeinsamen Planung und Durchführung in dieser Phase.
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- Möglichkeiten einer begrenzten Selbstverwaltung der Mieter (z. B. Pflege von Frei-

flächen und Gemeinschaftsanlagen, gemeinsame Betreibung von Einrichtungen usw.).

2. Bauliches Konzept 

Der Zielsetzung entsprechend soll das Projekt vorwiegend zur Unterbringung von Fami-

lien mit Kindern dienen. Daneben bestand die Forderung nach Ausweisung von drei

Schwerbehindertenwohnungen. Diese haben ebenerdige Wohnungszugänge.

Bei der Grundkonzeption der Planung wurde darauf geachtet, daß die angenommenen Woh-

nungsgrößen und deren Ausstattung den Richtlinien des sozialen Wohnungsbaues entspre-

chen.

Der konventionelle und nach den Förderungsbedingungen geforderte Raumzuschnitt liegt

den Planzeichnungen und Flächenaufstellungen zugrunde.

Entsprechend der Wohnungsbedürfnisse größerer Familien wurden allgemein große

Wohnküchen geplant. Diese können - zur Entflechtung innerfamiliärer Nutzungskonzen-

trationen - als zweiter Aufenthaltsraum nutzbar gemacht werden, in einigen Fällen

wurden sogar separate Eßzimmer vorgesehen. Da die Möblierung der Wohnküchen - entge-

gen der reiner Funktionsküchen - in der Ausbauplanung verschiedenartig festgelegt

werden konnten, ergaben sich weitgehende individuelle Gestaltungsmöglichkeiten der

Nutzer im Bereich der Aufenthaltszonen. Es ist sogar denkbar, bei Wegfall separater

WCs große, durchgehende und beidseitig belichtete Raumzonen von über 40 m 2 Wohnflä-

che zu realisieren, die im sozialen Wohnungsbau neue Wohnqualitäten ermöglichen.

Bei Einhaltung großer Gebäudetiefen und einer Schottenbauweise in den Achsmaßen

2 x 3,875 m und 2,75 m konnte erreicht werden, daß ganze "Raumpakete" als Schalt-

räume zu nutzen sind und so eine leichte Veränderung der Wohnungsgrößen ermöglicht.

Das halb als Keller, halb als Wohngeschoß genutzte Gartengeschoß erlaubt sowohl

eine hohe Wirtschaftlichkeit (ausgewogenes Verhältnis von Nebenräumen zur Gesamt-
wohnfläche) als auch die Anlage einfamilienhausähnlicher Erdgeschoßwohnungen mit

ebenerdigem Eingang und Wohnungsgarten.

Durch Offenlassen größerer Wandteile im Rohbausystem wurden vielfältige Möglichkei-

ten vorgegeben, die Wohnungsgrundrisse erst im Ausbaustadium nach den Wünschen der

Bewohner festzulegen. Generell würg damit die Nutzungsmöglichkeit eines ca. 37 m2

großen Wohn-Schlafzimmers gegeben, das im Bereich der Individualräume große Nut-

zungsspielräume zuläßt (z. B. größere Kinderzimmer).
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Die konsequente konstruktive Trennung des Tragsystems (Decken und Wände) und des

Ausbausystems erlaubt es, später mit geringem Aufwand das Grundrißgefüge der Wohnun-

gen zu verändern und an sich wandelnde Bedürfnisse anzupassen.

In diesen baulich-technischen Voraussetzungen wird eine wichtige Grundlage gesehen,

gerade den Mietern im sozialen Wohnungsbau ein höheres Maß an Identifikation mit

ihrer Wohnung zu geben.

Daneben wird dem Wohnungsunternehmen ein langfristig flexibles Nutzungskonzept ange-

boten, in dem auch einzelne Wohnungen ohne Eingriff in das bauliche Grundgefüge ver-

ändert, vergrößert oder geteilt werden können.



Anzahl der Wohnungen: 20 Mietwohnungen
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SPEYER, "EXPERIMENTELLER WOHNUNGSBAU IM STORCHENGARTEN"

Bauort:

Architekt:

Bauherr:

6720 Speyer

Obere Langgasse 18

Arbeitsgruppe Baltin + Voegele 

Freie Architekten und Planer SRL
Dipl.-Ing. Wolfram Baltin
Dipl.-Ing. Wolfgang Voegele
Weinbrennerstr. 13
7500 Karlsruhe

Beratender Ingenieur:
Dipl.-Ing. Harrer 

Akademiestr. 57
7500 Karlsruhe 57

Bauleitung:
Wilhelm Grüner + Partner 

Architekten BDB
Schülergasse 2
6720 Speyer

Gemeinnütziges Siedlungswerk Speyer
Obere Langgasse 18
6720 Speyer

GmbH

Lageplan
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SPEYER, "EXPERIMENTELLER WOHNUNGSBAU IM STORCHENGARTEN"

Gartenseite

Wohnungs-Nr. Raumanzahl Wohnungs-Nr. Raumanzahl

1 5 Räume 11 6 Räume

2 6 Räume 12 5 Räume

3 4 Räume 13 5 Räume

4 3 Räume 14 6 Räume

5 3 Räume 15 2 Räume

6 4 Räume 16 5 Räume

7 3 Räume 17 5 Räume

8 4 Räume 18 6 Räume

9 5 Räume 19 5 Räume

10 3 Räume 20 4 Räume

Anzahl und Aufteilung der Wohnungen
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SPEYER, "EXPERIMENTELLER WOHNUNGSBAU IM STORCHENGARTEN"

Erdgeschoß

Untergeschoß mit Kellerbereich
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SPEYER, "EXPERIMENTELLER WOHNUNGSBAU IM STORCHENGARTEN"

Konstruktionssystem mit Schaltraumzonen und eingeplanten Durchbrüchen
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Hauszeile im Rohbau (Gartenseite)

Schnitt
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PAPENDRECHT, "MOLENVLIET"

OBJEKTBESCHREIBUNG

Allgemeines 

Bei diesem Objekt handelt sich um ein Wohnungsquartier mit öffentlich geförderten

Mietwohnungen. Bemerkenswert ist die differenzierte Architektur - trotz einheitli-

cher Grundriß- und Tragstruktur - und die hohe städtebauliche Dichte.

Die Geschoßbauten mit ihren straßenseitigen Giebeln umschließen eine Folge von Wohn-

und Eingangshöfen. Sie vermitteln ein kleinstädtisches, behagliches Fluidum. Das

Eingehen auf Bewohnerwünsche war von Anfang an Teil des Programms.

Die Wohnhöfe sind unterschiedlich genutzt und gestaltet, teils als Gartenraum

(27 x 30 m), teils als Eingangszone (22 x 22 m) für 20 - 30 Wohnungen. Sie sind -

frei von Fahrverkehr - Treffpunkt und Spielfläche. Sie werden von den Bewohnern ge-

meinschaftlich bepflanzt und betreut. Ein 'Außengang im Obergeschoß erschließt die

Maisonettes. Er bildet	 Eingangsbereicheein schi fit zendes Dach für die Ei nJ J yuliy JlJ CI C I1.11

darunter. Fußgängerpassagen führen zu den Innenhöfen, die untereinander wiederum

durch Gassen verbunden sind.

Die einzelnen Wohnungen haben weitgehend den Wohnwert von Einfamilienhäusern. Jede

verfügt über einen Garten oder über eine Dachterrasse, und jede hat ihren eigenen

Hauseingang - ebenerdig oder über einen Außengang. Besonders an den Eingangshöfen,

aber auch entlang der Straßen ist eine individuelle Ausgestaltung des Schwellenbe-

reichs gegeben.

Folgende Merkmale charakterisieren das Projekt:

- Systematischer Entwurfsprozeß nach den Entwurfsmethoden SAR 73 (Wohnumfeld) und

SAR 65 (Wohnungsbau)

- Beteiligung der Bewohner im Bauprozeß bei der Raumaufteilung ihrer Wohnungen, Mit-

sprache bei der Gestaltung der Fassaden

- eine sozial heterogene Bewohnerschaft als Ergebnis einer gezielten Belegungspoli-

tik des Wohnungsbauvereins

- eine in zwei Richtungen offene Tragstruktur mit flexiblen Einbaumöglichkeiten

für Wohnungen und Gewerbe

- eine "städtische" Wohnform, Mischung unterschiedlicher Wohnungstypen und -größen

mit einfamlienhausähnlichen Qualitäten
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Bauliches Konzept 

Grundlage der Planung ist ein nach zwei Richtungen offene Tragstruktur mit einem

Achsmaß von 4,80 m. Konstruktiv handelt es sich um einen Stahlbetonskelettbau mit

scheibenförmigen Stützen. Diese Konstruktion ist für die Verwendung von Tunnelscha-

lungen gut geeignet. So verbindet man die Vorteile eines industrialisierten Bauver-

fahrens mit den Möglichkeiten einer individuellen Planung und Nutzung. Primärsystem

(Tragwerk) und Sekundärsystem (Ausbau) sind voneinander getrennt, aber konstruktiv

aufeinander abgestimmt.

Die Architekten planten zunächst das statische System mit Treppenhäusern und Instal-

lationsschächten. Die Geschoßflächen wurden dann vorläufig aufgeteilt als Basis für

die Baugenehmigung und für die Gewährung öffentlicher Mittel.

Mit Beginn des Rohbaues standen dann die zukünftigen Mieter fest. In zwei Besprechun-

gen stellte der Architekt jedem einzelnen Mieter die bisherige Planung vor. Dabei

wurden die Benutzerwünsche eingearbeitet. Die Bewohner hatten Einfluß auf die Anord-

nung der Trennwände, auf die Ausbaumaterialien und, bedingt durch die Flexibilität

des Bausystems, sogar auf die Größe der Wohnfläche. Die Beratungsgespräche waren auf

je 45 Minuten beschränkt.
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Bauort:

Architekt:

Bauträger:

Unternehmer:

Anzahl der Wohnungen:

Papendrecht
Molenvliet

F. J. van der Werf
Rotterdam

Woningbouwvereniging
Papendrecht

Roosbouw by
Rotterdam

122 Mietwohnungen

Lageplan



^ iflÜräi

WOHNEN

'MOM^ ----	 -
a:.o..nn..:.-`-- -- _ .	 •unr
1nnnnnqnnnnnnnnnnYnn0n1
n Ü\I!^n̂n n̂nnnnnnnnWntln . 
nnnnNnnnnnnnn

nnnn
nnnn
nnnn

BIM
nn^
nnn
nnn
•nn

n
MOM

nnnn

n^
nnn%
ne^

m̂n

- 165 -

PAPENDRECHT, "R10LENVLI ET"

Isometrie der Tragkonstruktion und des geplanten Objektes

Erdgeschoß
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Die Abstellplätze liegen
am Rande der Hausgruppe.,

Die verkehrsfreien
Innenhöfe sind unter-
einander verbunden.

Individueller Sitzplatz
mit kleinem Garten.
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UTRECHT, "LUNETTEN"

OBJEKTBESCHREIBUNG

Allgemeines 

Dem Papendrecht-Projekt folgte der Lunetten-Plan in Utrecht, der bereits realisiert

ist. Er umfaßt über 400 Wohnungen. Auch dieses Projekt beruht auf einem Planungs-

system und einem Tragwerk, dessen Ausfüllung die Teilnahme der Bewöhner nötig

macht.

Die Erfahrungen, die in Papendrecht gewonnen wurden, haben bei der Planung von Lunet-

ten in folgender Hinsicht geholfen:

- Die Anzahl der Haustypen ist auf 15 begrenzt, was dazu führt, daß die Beratungen

viel besser von den Mitarbeitern vorbereitet werden können. Einige Studenten kön-

nen diese Gespräche im Auftrag des Architekten führen.

- Beim Bau des Tragwerks benutzte man mehr Wiederholungen bei den Knotenpunkten, was

die Planzeichnungen und Baukosten verringerte. Eine Tragwerksstruktur muß nicht so

kompliziert sein wie in Papendrecht, um das gleiche Ziel zu erreichen.

- Das Ausbaupaket wird, soweit möglich, auch die Leitungen der sanitären Installa-

tion enthalten, damit die Rohbauphase davon befreit wird.

- Das Lunetten-Projekt wird besser in die Stadtstruktur integriert werden. Andere

Projektgruppen waren dabei, als diese Stadtstruktur geplant wurde. Dies wird anhand

der Verbindung der verschiedenen Projekte und der Gestaltung der öffentlichen Be-

reiche deutlich.

Bauliches Konzept 

Um den Serieneffekt zur Kostensenkung zu nutzen, haben sich Architekt und Unterneh-

mer frühzeitig auf eine industrielle Produktionstechnik festgelegt. Grundlage der

Planung ist ein Rastermaß von 5,40 x 10,80 m, als Standardmaß für die Schalungs-

tunnel. Das Breitenmaß ist gleichzeitig gut geeignet für die Unterbringung von zwei

Pkws.

Neben den begrenzenden Zellenwänden (Tunnels) liegt nur der Anschluß für den Lei-

tungsschacht der sanitären Installation fest, um den herum Küche und Sanitärräume

beliebig angeordnet werden können. Alle anderen Flächen können innerhalb des Trag-

werkes nach Wunsch der Bewohner aufgeteilt werden.

Das Treppenhaus - eine Stahlkonstruktion - steht frei vor dem Gebäude. Die Wohnungen

sind über Außengänge zugänglich.



Bauort:

Architekt: Werkgroep Kokon Architekten by

Rotterdam

Utrecht
Lunetten

Projektarchitekt: F. van de Seyp und
F. van der Werf

Ausbau:

Unternehmer:

Anzahl der Wohnungen:

Baujahr:

Wilma Bouwonderneming -Dost by

Utrecht

431 Mietwohnungen

1981/1983

Bruynzeel by

Zaandam
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Anwendung der SAR-(Stichting Architecten-Research) Planungsmethode bei einer Haus-

gruppe im städtebaulichen Zusammenhang.
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Die nach der SAR-Planungsmethode entwickelte Gebäudekonzeption erlaubt eine indivi-
duelle und vielfältige Aufteilung der einzelnen Wohnungen und die Wahl der Wohnungs-

größe.
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Die elementierte Fassade konnte aufgrund der Wohnungsaufteilung ebenfalls von den
Bewohnern bestimmt werden.
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UTRECHT,	 LCE { i `1y"

Die in den Innenhof
ragenden Einstellplät-
ze werden von einer
großzügigen Terrasse
überdeckt.

Ansicht der gestaf-
felten Geschoß- und
Einfamilienreihen-
hausbebauung von der
Wohnstraße aus.
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Ober einen voraela-
gerten, geschlosse-
nen Treppenhausturm
wurden die im 2.
Obergeschoß gelege-
nen Maisonette-Woh-
nungen erschlossen.
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ROTTERDAM, "KEIJENBURG'

OBJEKTBESCHREIBUNG

Allgemeines 

Das Projekt Keijenburg ist das erste niederländische Pilotprojekt zur Anwendung der

Modulordnung in Obereinstimmung mit dem niederländischen Baustandard (Norm)NEN 2883.

Ein weiteres Kennzeichen dieses Projektes ist die Planung und Bewohnerbeteiligung

mit EDV-Hilfe.

Das Projekt besteht aus 152 Wohnungen an der Keijenburg in Rotterdam und umfaßt vier

Wohnhäuser mit drei und fünf Geschossen, die um einen großflächigen Innenhof gruppiert

sind. Die vier Wohnhäuser enthalten Rohbauten, die in Wohnungen verschiedener Größen

unterteilt werden können. Jetzt sind sie in Einheiten für 1- und 2-Personen-Wohnungen

unterteilt, jedoch sind auch andere Wohnungsgrößen möglich, z. B. sind im Erdgeschoß

einige Wohnungen für Behinderte geschaffen worden. Wenn erforderlich, können auch

größere Wohnungen in den verschiedenen Geschossen vorgesehen werden. Die kleinsten

Wohnungen entsprechen dem Grundmaß der Planung: 4,80 x 10,80 m. Die obersten Wohnun-

gen habe eine geringere Tiefe von 9,30 m.

Die erste Bewohner-Besprechung für dieses Projekt begann am 1. Juni 1983. Dank der

Trennung des Rohbaues und des Ausbaues sowie der Verwendung der Modulordnung, die

es ermöglicht, die Lage und Abmessungen der verschiedenen Baukomponenten klar zu de-

finieren, hatten die späteren Bewohner ein großes Mitspracherecht bei der Planung

ihrer Wohnungen.

Die Bewohner haben einen sogenannten Bastelsatz erhalten, mit dem sie den Grundriß

ihrer Wohnungen selbst bestimmen können. Die Wahl des "Ausbauumfanges" erlaubt ihnen,

ihre Hausbaukosten selbst festzulegen.

Es gab jeweils zwei Besprechungen mit jedem Bewohner, während dieser seine Wün-

sche bezüglich des Ausbaues äußern konnte und eine klare Relation zwischen dem Aus-

bau einerseits und den Kosten/Mieten andererseits hergestellt wurde.

Mit Hilfe des erarbeiteten Computerprogrammes war es möglich, die Grundriß-Variatio-

nen und inneren Ausbaumöglichkeiten schnell in grafischer Form zu zeigen und die da-

mit verbundenen Kosten und Mieten anzugeben.

Bauliches Konzept 

Das Planungs- und Konstruktionssystem ähnelt dem von Lunetten. Die Tragkonstruktion

ist jedoch weiter vereinfacht worden. Ober die Modulordnung regeln sich die Passungen

zwischen beiden Systemen.
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ROTTERDAM, "KEIJENBURG"

An der Straßenseite sind die Balkone vorgehängt, an der Hofseite die Außengänge

(Zugang zu den Wohnungen von einem freistehenden Treppenhaus aus). Auf Giebel - wie

in Papendrecht und Lunetten - hat man hier nicht nur aus Kostengründen, sondern auch

wegen der einfacheren Grundrißgestaltung verzichtet. Die tragenden Querwände können

an bestimmten Stellen durchbrochen werden, wenn die Wohnungen über die Grundeinheit

erweitert werden sollen.



Bauverband

Rotterdam
Keijenburg

F.J. van der Werf
Rotterdam

Stichting Tuinstad Zuidwijk

Baufirma van Eesteren

152 Mietwohnungen

1984

Bauort:

Architekt:

Bauträger:

Unternehmer:

Anzahl der Wohnungen:

Baujahr:
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ROTTERDAM, "KEIJENBURG"

Die Bebauung bildet einen geschützten und durchgrUnten Innenhof
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E;OTTERDr,", "i;E,JE^ ~'UP5,,

Grundrißausschnitt mit individuellen Kleinwohnungen nach der SAR-Planungs-
methode.

Planungsschritte bei der Gestaltung einer Wohnung durch den Bewohner mit Hilfe eines
Kleincomputers, bei dem gleichzeitig die dafür anfallenden Kosten und die sich dar-
aus ergebende Mietbelastung angegeben wird.
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ROTTERDAM, "KEIJENBURG"

Erschließung d er Wohnungen erfolgt über geschlossene, vorgesetzte Treppenhäuser in
Verbindung mit offenen Laubengängen.

ADSicht des 5geschossigen Gebäudeteiles mit den vorgehängten Balkonen.



"Das Problem: PLANEN OHNE INFORMATION (z.B_ wir kennen die Wunsche der
Bewohner nicht)

fUhrt zu dem Vorschlag

1 . Anwendung einer ALLGEMEINEN REGELUNG (eines allgemeinen Plonungs-
prinzipes: 480/510/480/510) Konstruktions- u. konstruktionsfreie Zonen,
mögliche Lage von Treppen

dorous

entsteht eine ALLGEMEINE BAUSTRUKTUR, die offen ist bezuglich der Woh-
nungsunzahl, Wohnungstypen und Material (Hers tellung, Produktion)

Dos Projekt zeigt die:

2. Reaktion auf ein SPEZIELLES GRUNDSTÜCK (mit der maximolen Rücksicht-
nahme auf: Sportstätten, Schulen, Wegbeziehungen zum Ort, und Erhaltung
der topographischen Gegebenheiten und Erholungsräume)

3. Reaktion auf die SPEZIELL (geforderten) WOHNWÜNSCHE (ohne die Be-
wohner zu einer bestimmten Wohnform zu zwingen)
Wahl zwischen Wohnungstypen, 1, 2, Maisonetten und Erdgeschoßwohnungen
mit Gärten, Stockwohnungen mit Terra ss en

unter Berücksichtigung der:

4. WIRTSCHAFTLICHEN (völlige Freiheit in Grundrißgestaltung, eingeschränkt
nur durch Konstruktionselemente der allgemeinen Regelung - Pkt. l)

und

5. PRODUKTIONSTECHNISCHEN MÖGLICHKEITEN (von heute und hier -
Ziegel, oder Leca oder Mantelbeton und Stahlbetonplatten oder Stahlbeton-
system, Stahlbalken- oder Holzdecken...)

Dos heißt: der Vorschlag ist EIN Beispiel einer möglichen Realisation."

- 176 -

HOLLABRUNN, "WOHNEN MORGEN"

OBJEKTBESCHREIBUNG

Allgemeines 

Das Projekt Hollabrunn ging aus einem Architektenwettbewerb (unter dem Titel "Wohnen

morgen - Niederösterreich") hervor, der 1971 durchgeführt wurde. Der Wettbewerbsbei-

trag war für die damalige Zeit ungewöhnlich - sah er doch im wesentlichen nur Rege-

lungen, im Sinne von Absprachen, vor, die erst nach Bekanntwerden der zukünftigen

Bewohner zu konkreten Entwürfen und Planungen führen sollten. Die Idee der Mitbestim-

mung war also zentraler Wettbewerbsbestandteil und wurde seinerzeit in der Beschrei-

bung folgendermaßen erläutert:

Bei der Realisierung des Bauvorhabens "Wohnen morgen", Hollabrunn, wurde versucht,

den Wohnungsnutzern eine Planungsbeteiligung zu ermöglichen. Von den 70 Wohnungen

des 1. Bauabschnittes wurde etwa die Hälfte von den Nutzern geplant. Von den Nutzern

konnten folgende Entscheidungen getroffen werden:

- Unterteilung der vorgegebenen Tragstruktur in Wohneinheiten

- Größe der Wohnungen (stufenlose Größen durch flexible Fassade möglich)

- Unterteilung der Wohnungen in Räume (freieLage der Naßeinheiten)

- Außenabschluß der Wohnungen (Anzahl, Art und Lage der Fenster, Türen)

- Standardausstattung der Wohnungen

- Art und Lage von Gemeinschaftsräumen

- Nutzung der Außenanlagen
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Die Planungsbeteiligung begann also bereits mit der Wahl der Wohnung. In Form von in-

dividuellen "Beratungsgesprächen" mit Mitarbeitern des Planungsteams wurden von den

Nutzern zunächst Lage und Größe der Wohnungen und später, unter Zuhilfenahme eines

veränderbaren Modells, der Wohnungsgrundriß und die Fassade festgelegt. Sodann folg-

ten die Entscheidungen bezüglich Wohnungsausstattung (Elektroinstallationen, Boden-

beläge usw.) und Gemeinschaftseinrichtungen. Ergänzt wurden die individuellen Bera-

tungsgespräche durch Nutzerversammlungen und Baustellenbesichtigungen. Auf Eigenini-

tiative wurde von den Nutzern auch die planmäßige Ausführung ihrer Wohnungen in Ko-

ordination mit der örtlichen Bauleitung kontrolliert. Bis zur Baufertigstellung nah-

men die Nutzer aktiv am Baugeschehen teil und führten teilweise auch Ausbauarbeiten

(z. B. Malerarbeiten) in ihren Wohnungen selbst durch.

Bauliches Konzept 

Das Hauptproblem des Beteiligungsprozesses bestand darin, daß hier ein Projekt mit

Nutzerbeteiligung an der Planung durchgeführt werden sollte, die zukünftigen Nutzer

jedoch noch nicht bekannt waren. Unter diesen Voraussetzungen wäre es notwendig ge-

wesen, mit der Planung des Wohnhauses erst zu beginnen, wenn eine genügend große

Zahl von Wohnun g sinteressenten vorhanden war. Aus mehreren Gründen war dies aber

nicht möglich:

- Die allgemeine Wohnungsnachfrage in Hollabrunn war zu gering.

- Ein Großteil der Wohnungssuchenden war nur dann an einer Wohnung interessiert,

wenn der Baubeginn in Aussicht war.

- Mangels einer umfassenden Information der Wohnungsinteressenten war die Skepsis

gegenüber einem Projekt, von dem man nicht genau wußte, wie es einmal aussehen

und wieviel es kosten würde, erwartungsgemäß groß.

- Der Bauträger verlangte aus wirtschaftlichen Gründen einen möglichst raschen Bau-

beginn.

Also mußten die Entscheidungen über die Baustruktur von den Planern getroffen werden.

Hierzu heißt es im Forschungsbericht 2 "Partizipation als Prozeß", Wohnen morgen,

Hollabrunn, Seite 3, Abschnitt 1:

Vom Planer (Bauträger) wird ein, nach vielerlei Gutachten (städtebauliche Situation,
Wohnungsvielfalt, Bodengüte, Baukosten, Bauzeit usw.) optimiertes,tragendes Gerüst,
bestehend aus Stützen, Trägern und Decken, errichtet. Dazu kommen die notwendigen
Treppen für die Erschließungder oberen Geschosse und die Ver- und Entsorgungslei-
tungen im Bereich der Treppen. Diese Struktur kann nach Belieben (die Einhaltung
baurechtlicher Vorschriften vorausgesetzt) mit Wohnungen ausgefüllt werden, die auch
später jederzeit veränderbar sind.
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Der weitere Planungs- und Bauablauf wurde dann so gestaltet und offengehalten, daß

sämtliche, über einen Zeitraum von zwei Jahren hinzukommenden Wohnungsnutzer an der

Planung ihrer Wohnung mitwirken konnten. Die innerhalb dieser Frist nicht vergebenen

Wohnungen mußten schließlich nach Architektenvorschlägen fertiggestellt werden.

In Hollabrunn wurde versucht, den zukünftigen Wohnungsnutzern neben der Planung ih-

res Individualbereiches (eigene Wohnung) auch die Außengestalt des Wohnhauses mitbe-

stimmen zu lassen. Die Primärstruktur tritt deshalb besonders in Erscheinung, da sie

zum Ausbau der Wohnung nicht voll ausgenützt wurde und aus diesem Grund im Erdgeschoß

(von wenigen Fällen abgesehen) und im 1. Geschoß vor der Fassade steht. Die Abgrenzung

der Wohnungen nach außen erfolgte durch acht verschiedene Fassadenelemente bzw. durch

Sichtmauerwerk aus Kalksandstein. Die Verteilung der Öffnungen (Fenster, Türen) und

geschlossenen Flächen blieb den Nutzern überlassen, die die Fassade hauptsächtlich

aus funktionellen überlegungen entsprechend der Raumaufteilung ihrer Wohnung gestal-

teten.

Erfahrungen für den geplanten 2. Bauabschnitt 

Im geplanten zweiten Bauabschnitt sollen weitere 40 Wohnungen errichtet werden. Hier

besteht die Chance, die Erfahrungen aus dem vorangegangenen Projekt unmittelbar um-

zusetzen und zu verwerten.

Im Rahmen des den 1. Bauabschnitt begleitenden Forschungsauftrages war auch die ge-

wählte Primärstruktur untersucht worden. Dabei hatte sich gezeigt, daß die Schottenöff-

nungen zwischen den Stützen und Balken der Fertigteilkonstruktion fast durchweg

geschlossen werden mußten, d. h. daß die Offenheit des Primärsystems nur teilweise

genutzt worden war.

Auf den ersten Blick scheinen relativ große Schottenöffnungen eine Voraussetzung

für variable Wohnungsgrößen und freieGrundrißgestaltung zu sein. Aufgrund der Lage

der Öffnungen, der Erschließungsart und der Deckenspannweiten (5,10 m) sind aber

trotz der Größe der Öffnungen die Grundrißmöglichkeiten beschränkt. Das heißt, nicht

sosehr die Größe der Schottenöffnungen ist für die maximale Grundrißfreiheit rele-

vant, sondern die Lage der Öffnungen innerhalb der Schotte.

Eine Verkleinerung der Schottenöffnungen um ca. 40 % würde immer noch mehr als 90

der ausgeführten Wohnungen ermöglichen, d. h. man könnte auf teuere Stützen weitge-

hend verzichten, ohne die Grundrißvielfalt zu beeinträchtigen.



- 179 -

HOLLABRUNN, "WOHNEN MORGEN "

Das aus den Erfahrungen abgeleitete Planungskonzept für den 2. Bauabschnitt sieht

folgendermaßen aus:

- Beibehaltung der Trennung von Rohbau (Tragkonstruktion) und Ausbau.

- Reduzierung der Primärstruktur auf ein "Mindestgebäude", Scheibenbauart statt Ske-

lettbauart, Scheiben aus kostengünstigem Material (z. B. auch Ziegel), dadurch

keine "ungenützten" Betonstützen und -balken mehr.

- Beibehaltung der terrassierten Bauform, dadurch gleich große Wohnungsvielfalt und

große Freiräume vor jeder Wohnung.

- Kostengünstige Fundierung (z. B. Plattenfundamente statt Pfahlfundamenten).

- Abstimmung der Bauart und Baumaterialien auf die örtlichen (Hollabrunner) Verhält-

nisse.

- Vermehrte Einsatzmöglichkeiten von Serienprodukten (z. B. Fenster).

- Vergrößerung der Deckenspannweite von 5,10 m auf 5,40 m, dadurch bessere Teilbar-

keit der Deckenfelder in 2 Räume.

- Angebot von größeren Kellerabteilen.

- Reduzierung des Einsichtproblems durch Vermeidung einer Hofsituation, wie sie im

ersten Bauabschnitt gegeben ist.

- Neuerliches Angebot von 2geschossigen Wohnungen (Maisonetten)

- Andere Erschließung - weniger Treppenhäuser, kein langer Erdgeschoßgang.

- Verbesserung der Schalldämmung zwischen Wohnungen (Gipskarton-Ständerwände statt

massiven Gipswänden)

- Ausbildung der (nichttragenden) Fassaden mit gebräuchlichen Materialien (wie z. B.

Ziegel, Leca, Ytong usw.) unter Bedachtnahme auf einen optimalen Wärmeschutz.

Die Möglichkeit, jedes Material und jede Bauweise anzuwenden, schafft die Grundvor-

aussetzungen für den über die reine Planungsmitbestimmung hinausgehenden, nächsten

geplanten Schritt: die Möglichkeit der manuellen Mitarbeit. Wie das konkret gesche-

hen kann, soll in einer beim Bundesministerium für Bauten und Technik eingereichten

Forschungsarbeit untersucht werden.



1. Bauabschnitt 

70 Eigentumswohnungen (Hollabrunn I)

2. Bauabschnitt (z. Z. geplant)

40 Eigentumswohnungen (Hollabrunn II)

1974 - 1976

Ausgeführte
1. Baustufe

Nicht realisierbare
Bebouung, wegon
inzwischen errichteter
Sporthalle + Sportplatz

II

Geplante
2. Baustufe
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Bauort:

Architekt:

Bauträger:

2020 Hollabrunn NO
Wohnhausanlage "Wohnen morgen"

Prof. Ottokar Uhl
Prof. Jos. P. Weber

Mitarbeiter: Franz Kuzmich, Ludwig
Weinold, Rudolf Dirisamer (soziolo-
gische Untersuchungen), Ede Dulosy
(Heizung und Lüftung), Rudolf
Gschnitzer (Kunst- u. Tageslicht),
Erich Panzhauser (Bauphysik)

Wien

Gemeinnützige Bau-, Wohnungs- und

Siedlungsgemeinschaft Alpenland
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Fassadenentscheidung eines Nutzers

Ausgangssituation für die Planung einer
Wohnung i0 1. Ge3ChOß durch die Nutzer:
Bauliche Fixpunkte.



Baustruktur (Primrstruktur Fit

Treppen). Sie ist in diesem Ob-

jekt programmatisch herausgear-

beitet, dominiert die Außener-

scheinung des Gebäudes, soll aber

nicht die Aufgabe einer sogenann-

ten Fassadengestaltung durch den

Architekten erfüllen, sondern

Platz und Spielraum für Verände-

rungen garantieren.
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EMPFEHLUNGEN NACH HOLLABRUNN

Empfehlungen für das Bauwesen im Kompetenzbereich der
Gemeinden

• Bevorzugung kleinnxtfhttlhllclser, verdlchfeter Barweisen Im Itlndlichers Room
durch die Gemeinden - dadurch bessern Ausnutzung der Infinsfruklsrr und Ver-
hinderung der welleren Zersie.dehing. Ahrolen von Elnzelhsnssfnrnten.

• Schaffung van Informations-, Snmmel- and Vermiltlerstellen fllr Wohnungs-
suchende and polonlielle Efpenheimlrsuer in den Gemeinden, Einsuiz von
qualifiticrlen Fachleulcn (z.11. I-loclssclxrlobsolvenlcn Architektur) fllr die
Iterating, Ausnutzung des vorhandenen Wissenspntenllnles,
Jodach Vermeidung der Institutionalisierung - Bereitschaft zur sldndigen Weiler-
enlwicklun (l und Erneueniny

Infnrmotion—.-s Kommunikation	 + Partizipation
^.	 s

• Information Uber Bauabsichten in Gemeinden (Schaufensterwerbung, Hearings,
Diskussionsabende usw,),

• Aufgeschlossenheit der Bauhchtlyde im Interesse eines Isurnnneren Wohnungs-
baues gegentther der "neuen Aslhelik' purlizipotiver Planungen,

• Erteilung von Bouhewilllyunyen auch für Rul,ntcnprogrorrrme (nsinlrnaier -
mnximaler Ausbau), the nach Bauferllgstolhmg dutch Ausweclsslungs-
piune (= InlsUcltliclser Bestand) zu ertnIzen sind.

• Baubelitirdliche Zustimmung zu bmrllchcn Anderunyan einzelner Wahnerngon (irrt
Wohnungseigerslunt) alma Zuslirnnung oiler Mitelgenlllrnnr wenn im IlhrIgen die
Bnuordnung eingnhallon wird (z,ß, gewtlhller Be.volln,ticl,lilller).

Rechtliche und organisatorische Empfehlungen

• Au(rrohme des Reclines auf Milbeslimmung im Wolrnlx,u in olle einschltlgigerr

Gesetze bzw. Verordnungen (z.B. V3 obnbouförclerungsgesetz, Wohnungseiyen-

lurnsgesetz, Mi elengesetz, Raum01 dnu ngsgesetz usw.),

• Ermöglichung der Milbest I •rnung hei der Planung, Errichtung und Verwnhuny
(Ur einzelne Wohnungsanwärter (bzw. -gruppen), wobei das Recht uuf Milbe-

stimrnursg naturIich nicht beansprucht werden muf (keine 7__wangsbeyfllclung).

• Möglichkeit der Milbeslimmung ouch im Mietwohnungsbau

• SILO..ere Einbeziehung der Bevbikerung ouch in den Enlscheidungsprozefl Ober

stödlehouliclue fragen, Fragen der Bebuurrnusform usw.

• yenftlexrnysrecht der Benutzer Hier die finanziellen Mittel - Recht auf Selbst-

verwaltung der Mittel. Dadurch allerdings ouch Mitverantwortung der Be-
nutzer (Ur alle Entscheidungen, an denen sie beteiligt waren, bzw. die sie

selbst getroffen hoben.

Beschrtinkung der professionellen Boulröger (z.B. Gemeinnützige Wohnbote

Unternehmen) auf die ihnen Ubertrogenen Aufgaben und leistungsentsprechende

Hunor'crung.

• Zusomnsenorbeit der am Bauprozent Beteiligten (Benutzer, Boutrtiger, Architekt)
cal Grund von Vereintwrungen, die die Rechte und Pflichten der Vertrug,-

parlrrer bezeichnen. Das hehlt, rechlzeitiae Verteilung der Entsclseidunp-
kurnpetenzen und des Partizipationsrahmens (inholllich und zeitlich).

• Bereitschoft der Benutzer, die mitbestimmen möchten, eine Inngere Wartezero
(= Planungszeit + Bauzeit) in Kauf zu nehmen.

• Verein(ochung der Grundbuclsseintrogung van Mindestunteilen bei Eiaenturns-
wohnungen (Parifizierung) in der Weise, daß Gröflentinderungen einzelner
Wohnungen wtilsrend der Nutzungszeit keine Neuporifizierung erfordern.

• Förderung der Bildung von Housge_meinschoften (z.B. durch f nttuliye Ver-

sammlungen usw.). Dadurch bessere soziale Integration und Venttindnisbereit-

schull fur Probleme der Mitbewohner.



• Pluming von vcrilnderlsaren Wohnungen - dndurcls kein "Verwertungsrisiko"
(Ur Nucldolgunulzur (im Uhrbgen zeigen die bisherigen Miibeslimmungs-
projekte, dull die Wolmungun von den Benutzern durchwegs so gelslord
wurden, duff sin fir nsögiiehe Noclfolgunutzer ebenso inter essoni sind, wie
Uhliclie, van Planern entworfene Grundrisse).

Verrechnung der Kosten far Ilmplanungun bzw. Umlxwlen in Folge von
klicktritten ntilheleiliglor Wohnungsnutzer on diese (als Vatersauber dieser
Kosten).

• Anpassung der Kau(- und Mielverlrage on die Erfordernisse von Milbe
-slimmungsbuulen - Fixierung von Luge und Grölle der Wohnungen )(el

Oflmrlussung des Grundrisses.

• Durch(Uhrung der Ausschreibungen in Allurnoliven, (I ndoreh Wahlnröglieii-
keil (Ur don fenulzer ohne Risiko von Bierhöhlen Preisen ((Jr Sondurwllnscho,

• Verlrugliche Fixierung der Bw(irmerl ou( Rahmunmengen (entsprechender
llinweis bereits in der Ausschreibung) - dadurch keine preisllchen Nock-
tulle Lei Melrr- oder Mindermengen,

• Urefossende und fundierte Information der mblplonenden Benutzer (lurch
dun Honer, vor all ens in Bezug ou( die Wohl der Buusto(fe (wenn diese
von den Benulzurn nil West imml werden).

• Alit  der Wohnungen enispruclrend der Churobremkill< des Mithe-
slintmunusproiekles, das hebfit entsprechend de.r Eirt(lrllmöglichkuiten der
Bunulzer, z.B. Aufteilung der "kollektiven" Kosten (Fundierung, -hag-

struklur, Vu,- und Enrtsurgong, Dach usw.) Huch rn2 (eta), wohnungsweise
Lintiltlung der individuell verursachten Kosten,

Empfehlungen für die Bauausführung Empfehlungen für die Planung

• Prozessuale Planung skull deterministischer Plunung

• Ausfllluung der Einrelclrplfne Irr der Art, drill Mil geringem Au(wund nur ein
nitigllcher Ausbau (Simulation) und rim kleinste bzw. UrUtlle mögliche
Volumen (Ausboutahrnen) dargestellt wirrt. Auswechslung der Einreichplltne
nach flau(or igttellung.

• Pluming und Schulfang von "offenen" Buuslrukluren, die einen individuellen
Arshou und %patere Veränderungen ermöglichen (z.B. Skelerilxsu, Scheiben-
two mil nichllrugenden Fusserden), d.h., sinnvolle Minimierung der Heilrogen

Busg eile, Verwendung von verönderboren (selbst buurbeithuren) Ausbcn,-

teilen (z.B. Innunwtinde).

• Planung von Vergröflutungsmöglichkeilen der Wohnungen (z.B. Lei wucliscn-
den Funiiliert) wie z.B. Erweilarungszonen, Loggien, Duch- und Kcllcrrnisbuu,

• Ernnilrliclnrng der Sulbsthiifo der Bunulzer heben Ausbau der Wohnungen und
Guiscitri(l der eingespurten Kosten (K Wrung vorn Ilu(lung und Versicherung
notwendig).

• Besondere Sorg(ull bob der Evidurszholtung der Benutzerentscheidung, bei der
Koordination der individuellen Entscheidungen (z.B. kann ein Amin:0 (tine,.

Wohnung der Darunterlbegenden elite nicblgewUltsclde I.oguia er zeugen),cnnl
Leb der Einarbeitung In die Aus(Ul rungsplttrru, Einzug bzw. VernicLt99 9 :h r

ungUlliren ['lane auf der Baustelle.

• Oberdenken des tradietlon Schtlnl eitsbegrilies. fluuten mil Mitbustirrm/nmt
stork zuniaisf schon von (Junco uls solche zu erkennen. Diu tislirelisc.lu: I n--
seltulnurg Ist ein Resullnl des Buluiligungsprozussus, Diu ltedenkwt, MiiLu
ill/ mutinyLing Dilute zu uinr:ns Bslhul lschen Chuus, wurden von dun Eisbei ruel i

-sierlen Profieklen duo/licit widerlegt, Einenuils Trugt del Arcliilul•I Milvcn-

untworlursl lilt die Einballung gewisser "Spielregeln", undeturscils Ulket der

Korunwnil•ulionsprozull zu Obereinkardten, Durch Miiheslinvnung ctnlslclil

"begiUndelu Vielfall"

• Buschtdnkung der Proleklgrulle au( 20 - :10 Woluteinhelten, du Bitau

Nutzeranzahl von einem Arehileklen gerude ouch lrellenhur ist (sowohl

was die Pluming als ouch was die Ilcnunrfslclrt Lclriift), flub grö(leren I'ro-
leklen; Au(leilung in kleinere Bauernheilen (z.B. Stiegen)

• Anwendung airier Planungsmethode, die der !Au Iiziputiven Planung Rec.l,ni,ng
Irtlgl (z.B. S.A,R, - I'lunrngsrnelliode)
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DEJEK'EESCNFEIBUNG

Allgemeines 

Im 16. Wiener Gemeindebezirk, in der Feßtgasse 12 - 14, wurde Ende 1980 der erste

Gemeindebau fertiggestellt, an dessen Planun g die Mieter mitbeteiligt waren. Daß es

überhaupt zu diesem Versuch kam, ist der Hartnäckigkeit des Architekten, der schon

bei Erhalt des Auftrages eine Mieterbeteiligung forderte, und der Befürwortung durch

den seinerzeitigen Wohnbaustadtrat zuzuschreiben.

Vier Jahre dauerten die Vorplanung und Vorbereitung, ehe im Oktober 1977 vierzehn

Mieter (der Gemeindewarteliste) von der Gemeinde für das Projekt bekanntgegeben wur-

den und der Beteiligungsprozeß begann.

7^o^.r., d^. ^^ ld...e. d.^ Fonc1^	 b.^^t	 P°f^)	 l
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Terrossenhous Rosenstr., 	 Dornbirn I Fr	 t,f 1.11
WOHNEN MORGEN Hollabrunn • F#P MOM
Dr.Hild Gasse, Purkersdorf • Ff:P

Eschensiedlung, Deutschlondsberg' musimpumm
Demonstrotivbou, Morchtrenk =nariagatat

B.I.G., Deutschlmdsberg • P	 'Ä"^'-:^

St.Peter, Graz* mimmummam-^^
Les Poletuvien, Leondin g/Linz vita
Mitterling, Radkersburg• 11--11111
Puntigom, Graz (mehrere Bauteile) • LI-a^'^"ciMEA.+.'^'s^MW

Flexibles Wohnen, Linz * MEMMU_KIMEMMI

Feßtgasse, Wien lb., * 1111.21.1Mesli"--

GOB, Leoben (2 Bovobschnitte)' = "^w^*r°^^^^.i
Biesenfeld, Linz* IllallitS^^
P.K.W. Raobo, Groz' DEEi

Zeittofel der ersten österreichischen Mitbest mmunosprojek e, wobei die
ver chiedenen Ansätze der Mitbestimmung (minimale - maximale Mitbe-
stimmung) nicht berilcksichtigt sind.

Plonungszeit: W=Wettbewerb, P=Bouplanung, F=Forschung

+" 1 Bau z e i t

Das zu bebauende Grundstück war eine Baulücke in einem kleinen, engen Baublock mit

unregelmäßigem Umriß im dicht bebauten Gebiet des 16. Wiener Gemeindebezirkes

(Ottakring), etwa 1 km außerhalb des Gürtels und 3,5 km vom Stadtzentrum entfernt.

Die Einreichpläne mußten noch ohne Kenntnis der Mieterwünsche erstellt werden. Das

führte - wie bei anderen Mitbestimmungsprojekten auch- zu dem Problem, ein Projekt

von der Baubehörde genehmigen lassen zu müssen, das mit Sicherheit nicht dem erst

später (nach der Baueinreichung) mit den Benutzern zu planenden Haus entspricht. Um

wenigstens die potentielle individuelle Vielfalt bewilligt zu bekommen, wurden

Simulations-Grundrisse und -Fassaden eingereicht. Die behördliche Bauverhandlung

I	 I
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fand am 26. Januar 1977 statt. Dem eingereichten Projekt wurde die Baubewilligung

erteilt. Da der zuständige Referent der Baupolizei die Mitbestimmungsidee gut fand,

akzeptierte er, daß das Wohnhaus nur dem Wesen nach gleich bleiben und im übrigen

nach den Mieterwünschen verändert zur Ausführung gelangen sollte (die Einhaltung der

technischen Bauvorschriften vorausgesetzt). Erst nach Vollendung sollten Auswechs-

lungspläne nach dem tatsächlichen Stand eingereicht werden.

Bauliches Konzept 

Das Konstruktionssystem ist ein Querwandgefüge mit zwei verschiedenen Feldbreiten

von 5,80 bzw. 4,60 m, die sich aus der im Bebauungsplan vorgeschriebenen Trakttiefe

von 15 m, der Gebäudelänge und den einzuhaltenden Richtwerten für die Wohnungsgrößen

ergeben hatten. Mit 7 Geschossen wurde die zulässige Gebäudehöhe ausgenutzt. Im

Erdgeschoß liegen Läden, die Waschküche, Kinderwagenabstellraum und der Gemeinschafts-

(..-.mit Nebenräumen).  T	 4	 !'^,....L.o  	 (.	 Jes ^I_._1._1_.__rauml (samt	 i  	 1111 1 . Geschoß sollten  straßenseitig    ^wegeil Ut3J Verkehrs-S-

lärmes) auch noch keine Wohnungen sein, sondern Nebenräume (Magazine, Büros) der Ba-

runterliegenden Läden.

Die Treppenhäuser liegen straßenseitig, damit die ruhige Hofseite für Wohnungen

genutzt werden konnte. Türbreite Öffnungen in den Scheiben sollten die Ausdehnung von

Wohnungen über mehr als ein Feld ermöglichen. Die von der Gemeinde vorwiegend verlang-

ten Wohnungen für vier Personen waren gerade so groß wie ein Feld. In diesem Fall war

das Schließen der Öffnungen, die in Zukunft bei Bedarf (wenn Wohnungen vergrößert

werden sollen) wieder leicht geöffnet werden können, vorgesehen. Wie sinnvoll diese

Vorkehrungen sind, wird sich erst in Zukunft herausstellen. Der Vollständigkeit hal-

ber sei erwähnt, daß die Gemeinde den Scheibendurchbrüchen nur zum Teil zugestimmt

hat, weil sie spätere Veränderungen nicht für notwendig erachtet.

Neben der Tragkonstruktion wurden auf Verlangen der Gemeinde (aus wirtschaftlichen

Gründen) nur noch die Naßräume (Bad und WC) festgelegt. Die Anschlüsse für die Küchen-

installationen waren zwar ebenfalls vor g egeben, doch war die Lage und Größe der Kü-

chen davon nicht betroffen.

Im übrigen mußten die Richtlinien für die Planung von Wohnhausbauten der Stadt Wien

eingehalten werden und die Wohnungsgrößen nach folgendem Schlüssel verteilt sein:

5 % A-Typen 32,00 m 2	Wohnfläche (ohne Loggien, Balkone, Terrassen)

5 % B-Typen 48,50 m2	Wohnfläche (ohne Loggien, Balkone, Terrassen)

75 % C-Typen 71,00 m 2	Wohnfläche (ohne Loggien, Balkone, Terrassen)

15 % D-Typen 87,00 m 2	Wohnfläche (ohne Loggien, Balkone, Terrassen)
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Alles übrige sollte in den Entscheidungsbereich der zukünftigen Mieter fallen, so auch

die Balkone, die als Stahlkonstruktion geplant wurden und nach Wunsch an jeder be-

liebigen Stelle montierbar sein sollten, wobei straßenseitg in den ersten zwei Wohn-

geschossen (2. u. 3. Geschoß)aus Lärmgründen von Balkonen abgeraten wurde.

Da die Gestalt der Wohnungen stark durch die - vorher festgelegte - Baustruktur be-

stimmt war, konnten die Mieter hinsichtlich Wohnungsgröße nur Verschiebungen der

Fassade (Loggia oder keine Loggia) vornehmen. Betrachtet man nun die auf diese Weise

entstandenen Wohnungen gleichen Types, so zeigt sich folgendes Bild: Von zehn glei-

chen Vier-Personen-Wohnungen (C-Typ) haben vier straßenseitig eine Loggia, fünf keine

Loggia, das heißt, das größtmögliche Wohnvolumen und die verbleibende Wohnung ist

hofseitig etwas kleiner als notwendig.

Erfahrungen 

Die Mieter waren von der Möglichkeit mitzuplanen sehr angetan. Besonders geschätzt

wurde, daß trotz der geringen Wohnungsgrößen die Wohnungen den eigenen Bedürfnissen

besser angepaßt werden konnten.

Die Frag en: "Würden Sie, wenn Sie sich noch einmal entscheiden könnten, wieder für

diese Wohnanlage entscheiden?", beantworteten 13 von 14 Mietern mit: "Ja", die Mit-

bestimmung im sozialen Wohnbau halten elf für "sehr wichtig", zwei für "eher wichtig".

Aber: Alle befragten Mieter sind der Meinung, daß die Mitbestimmung zur Entwicklung

gemeinsamer Interessen und zum Zusammenhalt der Bewohner wesentlich beiträgt.

Kein Mieter hat seine Wohnung so extrem geplant, daß eine Neuvermietung nicht möglich

wäre. Außerdem erlaubt die Baustruktur spätere Veränderungen der Wohnungsgrößen,

-grundrisse und der Fassade.

Die Baukosten waren trotz der Mitbestimmun g smöglichkeit nicht höher als bei anderen

Wohnhausneubauten der Gemeinde Wien. Es blieb sogar etwas Geld übrig,mit dem ein ge-

meinsamer Dachgarten auf dem Haus finanziert wurde.

Durch den gemeinsamen Planungsprozeß entstand eine Mietergemeinschaft. Es werden

Feste gefeiert, die Mieter besuchen einander, und die Verwaltung der gemeinschaftli-

chen Bereiche wird durch die Mieter selbst durchgeführt.

Genau quantifiziert ist der zusätzliche Zeitbedarf für Beratung und Betreuung der

Mieter sowie für Planänderungen. Für die Beratungsgespräche sowie die kontinuier-

liche Betreuung und Information wurden durchschnittlich zehn Stunden je Mieter benö-

tigt. Dazu kamen insgesamt etwa 100 Stunden für Planänderungen. Organisatorische

Arbeiten, die Herstellung von Modellen und Informationsmaterialien sowie die Koordi-
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nation mit den beteiligten Planungsinstanzen erforderten etwa 400 Arbeitsstunden -

in Summe also etwa 660 Arbeitsstunden. Das bedeutet für den Architekten ein finan-

zieller Mehraufwand für die Mitbestimmung von rund 271.000,-- Schilling

(ca. 39.000,-- DM)

Eine Charakterisierung des "Projekts Feßtgasse" gibt es auch seitens der Stadt Wien.

Die dabei gemachten "Ergebnisse und Erfahrungen" wertet Dipl.-Ing. Dr. Peter Marchart

in seinem Buch "Wohnbau in Wien".

Marcharts Schlußfolgerung: "Die Erfahrungen mit der Partizipation am Beispiel Feßt-

gasse haben, generell gesehen, bestätigt, daß die Interessen der Benutzer und deren

Wohnbedürfnisse damit besser befriedigt werden. Es ergeben sich dabei jedoch organi-

satorische Probleme und ein erhöhter Zeit- und Kostenaufwand. So zeigte sich etwa, daß

daß der Planungsaufwand um rund 25 % höher ist als bei üblichen Wohnhäusern.

Die organisatorischen Probleme - so Marchart - sind trotz prinzipieller Bereitschaft

des Bauträgers wegen der amtlichen Kompetenzverteilung innerhalb der Stadtverwaltung

beträchtlich und erfordern einen erhöhten Arbeitsaufwand. Das wiederum bedingt eine

längere Planungszeit (Bauvorbereitung), die durch einen frühzeitigeren Planungsbeginn

als üblich ermöglicht werden müßte.



Lageplan Teilansicht von der Straße
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Bauort:

Architekt:

Wien 16
Feßtgasse 12 - 14

Prof. Ottokar Uhl
Dipl.-Ing. Franz Kuzmich
Magister Franz Weinold

Bauherr:	 Stadt Wien

Anzahl der Wohnungen:	 39 Mietwohnungen

Baujahr:	 1978 - 1980
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Gebäudekonzept nach der SAR-Planungsmethode

Hof

Feßtgasse, Typ C

Grundtyp	 Variante 1	 Variante 2
	

Variante 3

Grundrißvarianten des Wohnungstyps C (4-Personen-Wohnung)

Grundtyp C: Mindestfestlegungen innerhalb einer Wohnung (Beispiel Typ C, ca. 85 m 2 WF).

Variante 1: Unterteilung der Wohnung in 3 Zimmer, Kochnische und Abstellraum. Der Wohn-
bereich liegt in dieser Variante auf der Hofseite (Osten).

Variante 2:Gleiches Raumprogrann wie Variante B, jedoch liegt hier der Wohnbereich auf
der Straßenseite.

Variante 3: In dieser Variante sind gegenüber der vorhergehenden Variante 2 die Schlaf-
räume anders aufgeteilt.
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Die AuBenwandelemente des 2. und 3.
Obergeschosses erhielten einen beson-
deren 5ChallSChutZ.

Hofseite mit unterschiedlicher Verteilung
de r Loggien u nd Balkone nach Wunsch der
Bewohner.

Auch be i der 5traBenfaSsude konnten die Bewohner FenStergrÖ5en und Loggien
bzw. Balkone bestimmen.
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Das Dach wird bauseits so aus-

geführt, dab ohne gröberen Auf-

wand ein Dachgarten und somit

eine weitere Erholungsmöglich-

keit für die Bewohner errich-

tet werden kann. Der Ausbau,

die Gestaltung, Pflege und Ver-

waltung liegen in der völligen

Verantwortlichkeit der Mieter.

Die Kosten dafür sind von den

Mietern zu tragen.

Vorschlag von Gartenarchitekt Prof. G. Martinsson

für die Nutzung der Dachfläche als "Mini-Schre-
bergärten"

MR . ►2

Von der Mehrheit der Mieter befürwortete Dach
-gartenvariante



- i95 -

WIEN, "WOHNEN MIT KINDERN"

OBJEKTBESCHREIBUNG

Allgemeines 

Die Initiative zu diesem Projekt ging von den zukünftigen Benutzern aus, die sich zu

einem Bewohnerverein zusammengeschlossen haben, selbst das Grundstück gesucht und

schließlich einen ihren Vorstellungen entsprechenden Bauträger und Architekten aus-

gewählt haben.

Die gemeinsame Zielsetzung war klar: Wenigstens die Kinder sollten gemeinschaftlich

aufwachsen.

Aus der Vorstellung für das künftige Leben in neuer Wohnumgebung bildete sich im

Herbst 1979 zunächst eine Gruppe von sechs Familien, die über Zeitungsanzeigen wei-

tere 10 Familien fand.

^_
	 sich 	 diesem

	 '- entschließen, 	 r.• ^ii,, Beteiligten .:mir
Die Gründe, sich zu diesem Schritt zu  	 waren für alle Betei l igl.en ähn-

lich:

- Unzufriedenheit mit dem Wohnungsangebot allgemein

- Angst vor Isolation, Vereinsamung

- Suche nach Identität und Kommunikation beim Wohnen

- Wunsch nach individuell an die Familiensituation anpaßbare Wohnungen

Bei all diesen überlegungen war auch immer der Wunsch nach kostengünstigen Lösungen

impliziert. Durch energiesparende Maßnahmen, durch kostenbewußte Planung und Bauaus-

führung, durch Einbringen von manuellen Eigenleistungen und durch "Ausschöpfung" von

öffentlichen Geldern sollten preiswerte, wenn möglich sogar billigere Wohnungen als

sonst im gemeinnützigen Wohnbau üblich, entstehen.

Die Bewohnergruppe suchte sich ein Grundstück - das dauerte ca. 1 Jahr - und einen

Architekten. Unter anderem kam sie zu Ottokar Uhl. Dieser stellte den Bewohnern seine

Idee vor:

"Planung ist ein Prozeß, nicht ein Endzustand, sondern auf einen Entwicklungszustand

ausgerichtet. Folglich muß Planung immer für Veränderungen offen sein. Planung soll-

te daher weitest g ehende Beteiligung aller einschließen. Die Entscheidungsgrundlagen

sind durch den Planer so aufzubereiten, daß Laien, wenn möglich, alle Entscheidungen

treffen können. Dies bedeutet für die Planer ein großes Engagement, eine Bereitschaft

zum Experiment. Aber auch die Bewohner müssen in einem derartig verstandenen Planungs-

prozeß mitarbeiten und einen Teil der Verantwortung übernehmen:' Dazu waren die Be-

wohner bereit.

Um Förderungsmittel zu erhalten, war die Gruppe gezwungen, eine Genossenschaft als

Bauträ g er zu finden. Die Rechte und Pflichten der drei Partner wurden wie folgt ver-

teilt:



Verein "Wohnen mit Kindern" Architekt Bautröger

Koufverhondlunoen Grundstk.
Konzept für Kaufvertrog

Auftraoe on Sonderfachleute
Bekanntoobe der Planunos-

wünsche
teilw. Vorfinanzierung der

Plo nun os kost en

I Bekonntoobe der Detail- u.
Sonderwünsche

Einbrinouno der Grundcnteile
Uberprüfuno der Kosten

Prüfuno der Anbote

Abschluß von Einzelverträgen
mit Boutröoer

Einbrinouno der Eioenmittel

Bealeichung von Mehrkosten
durch Sonderwünsche, Rest-
finonz i eruno

Planungsvorbereitung

Koordination d. Planunas-
wünsche

Betreuung u. Beratung der
Wohnungswerber

Planung (lout GOA)
Abgabe der Einreichplöne

bis 	 an Boutrboer

Kostenschätzung
Einreichunterlagen WBF
Detailplanun g und Aus-

schreibuno
Prüfuno_ der Anbote
Verhandlung mit Firmen

Örtliche Bauaufsicht
"Baustellensprechstunde"
Rechnungsprüfung, laufende

Information über Kosten-
entwicklung

Prüfung der Schlußrechnungen
Abnahme

Auswechslungspläne

Bestandsplöne

Erwerb der L i eoenschaft
Grundstücks\Iorfinanzierung
Angemessen he i tsbestdt . MA40
Vorfinanzieruno Sonderfochl.
Kreditbeschaffung
Haftung für Darlehen

Baueinreichung als Bauwerber
Ansuchen um Ausnahmegen.
Ansuchen um Baumföllgen.
Erwirken der Baubewilligung

bis 	
Einreichung WBF

Sicherun g der Restfinanz.
(Bouspark. od. Spark.)

Abschluß von Einzelverträgen
mit Wohnungswerbern

laufende Boufinanzieruno
noch Rechnungsprüfung
durch Architekten

Ansuchen um Benützunas-
bewi l l i oung

Einreichuno Endabrechnung
bei WBF

Grundbücherliche Ubertroo.
der \"vohnunaen
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PFLICHTE N DER DREI VERTRAGSPARTNER

RECHTE DER DREI VERTRAGSPARTNER:

Auswahl der Wohnunaswerber 	 Entschüdiounc lout
Mits p rache bei der Planung
Einblick in sümiliche Unterlegene

GOA
	

Entschödicuno für Verwolt.

Nennuno von Firmen
Verocbey der Aufitöoe
Erhalt der Skonti u. Rcbotte
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Organisation:

1980	 Gründung des Vereins "Wohnen mit Kindern" durch 6 Familien

1981	 Kauf des Grundstückes, Anwerbung von 10 weiteren Familien, Wahl des Architek-

ten, Einreichplanung

1982	 Mittelbeantragung bei Wohnbauförderung, Ausführungsplanung

1983	 Mittelbewilligung, Baubeginn

1984 nach 120 Gruppensitzungen, nach 130 Einzelberatungen, nach begleitender Bau-

überwachung durch die Bewohner, nach gemeinsamen und individuellen Eigenlei-

stungen: Einzug

Bauliches Konzept 

Das Grundstück liegt zwischen Wiener Gasse und Jeneweingasse. An diesen beiden Straßen

wurde je ein Gebäude konzipiert.

Anfangs wurde der Planungsprozeß stark strukturiert: In etwa 14tätigen Intervallen

gab es Gruppensitzungen, bei denen jeweils von den Architekten vorbereitete Entschei-

dungen über Tragstruktur, Wohnungsverteilung, Grobkonzept, Gemeinschaftsräume usw.

getroffen wurden. Parallel dazu fanden die ersten Einzelgespräche zur Wohnungsplanung

statt. Die Planer verstanden ihre Rolle, wie bei den vorangegangenen Mitbestimmungs-

projekten aber nicht nur als Informanten, sondern auch als Berater und Animateure.

Durch eine regelmäßige Teilnahme an den Gruppensitzungen, durch Planung und Vorstel-

len von Varianten bei gleichzeitiger Kostenkontrolle sollte der Prozeß angeregt, be-

einflußt und koordiniert werden.

Der Planungsprozeß ging folgendermaßen weiter:

- Durch zusätzliche Informationen - meist von den Architekten in Informationspapie-

ren aufbereitet - konnten viele Unsicherheiten beseitigt und wichtige Fragestellun-

gen erarbeitet werden.

i l	 rr	 L	 L • 1	 1
	 die 	 Fragen /- Um effizienter zu arbeiten, bildeten  Bewohner zu speziellen Fragen (wie L. B.

Kosten, Baustoffe, Gemeinschaftsräume, Gartengestaltung) Arbeitskreise. Die Päda-

gogin spielte dabei eine wichtige Rolle als begleitende Animatorin.

- Außerdem baute - nach Anregung und Anleitung durch die Architekten - jeder Bewoh-

ner selbst ein Modell (1:50) seiner Wohnung. Das trug stark zur Veranschaulichung

der Planung für die Bewohner bei. Es zeigt sich, daß verstärkte Bemühungen in die-

ser Hinsicht immer wieder notwendig waren.

Als Ergebnis der Planung entstand eine Wohnanlage mit 16 sehr unterschiedlichen Woh-

nungen zwischen 100 und 136 m 2 Wohnfläche:

5 Maisonetten, 1 Split-level-Wohnung, 10 Geschoßwohnungen.
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Die Tragstruktur wird von Querwänden aus Ziegelmauerwerk mit lichten Deckenspann-

weiten von 2,70 m, 5,40 m und 6,00 m gebildet.

Die Außenwände - nicht tragend - bestehen aus Mauerwerk. In den Gebäuden gibt es 140

Fenster mit 90 verschiedenen Ausführungen (Größe, Material, Konstruktion).

Gemeinschaftsräume:

Haus	 Wiener Gasse: Kinderspielraum, Hobbyraum, je Treppenhaus ein kleiner Raum

(derzeit noch ohne feste Widmung), ein zweigeschossiger Spiel-

raum als Kletterraum

Haus	 Jeneweingasse: Sauna, Gemeinschaftsraum, Hobby-Werkstatt, Waschküche, Dachter-

rasse (für beide Häuser)

Garten:

Sitzmulden, Hügel (Rodelhügel), Obstbäume (bestehend), Terrassen vor den Wohnungen

Heizung: 

Gaskesselzentralheizung und Grundwasserwärmepumpe

ausgelegt als Niedertemperaturheizung (Fußbodenheizung und Radiatorheizung)

Von den Gesamtbaukosten her betrachtet, zeigte sich, daß durch die äußerst kostenbe-

wußte Planung und laufende Kostenkontrolle durch die Planer die zulässigen Kosten

(lt. Wohnbauförderung) eingehalten werden konnten. Vielmehr noch war es möglich,

zahlreiche Sonderwünsche, wie z. B. Lichtkuppeln, große Fenster, Schiebetüren, große

Balkone und Terrassen, Oberlichte in Zwischenwänden, zusätzliche Duschen, baubiolo-

gische Anstriche usw. und sonstige Einrichtungen, wie z. B. Treppenhauserker, Dach-

garten und große Gemeinschaftsräume im Kostenrahmen zu halten.

Der Planungsaufwand der Architekten war relativ hoch, insbesondere verursacht durch

viele Planänderungen und die Berücksichtigung der unzähligen Sonderwünsche (beginnend

bei den Ausschreibungen bis hin zur Beaufsichtigung der Ausführung und individuellen

Abrechnung). insgesamt erforderten Planung und Bauaufsicht ca. 8.000 Arbeitsstunden.

Planung und Durchführung des Projektes wurde durch eine Forschungsarbeit begleitet:

"Ein Weg zum kindergerechten Wohnhaus" (F 821) gefördert durch das Bundesministerium

für Bauten und Technik,

Forschungsteam: Ottokar Uhl, Maria Groh, Ernst Haider, Franz Kuzmich, Martin Wurnig



"Wohnen mit Kindern" umfaßt zwei Häuser

mit zehn bzw. sechs Wohnungen sowie

großzügigen Gemeinschaftsräumen. Dazwi-

schen liegt eine Gartenfläche im Ausmaß

von 1.100 m2 . Sie wurde mit einem Garten-

architekten gestaltet.

- 199 -

WIEN, "WOHNEN MIT KINDERN"

Bauort:

Architekt:

Bauherr:

Bauträger:

Anzahl der Wohnungen:

Baujahr:

Wien 21
Wiener Gasse Nr. 6 und Jeneweingasse Nr. 32
"Wohnen mit Kindern"

Prof. Ottokar Uhl
Mitarbeiter: Franz Kuzmich,

Erich Müller,
Martin Wurnig

Pädagogische Beratung und Animation:
Maria Groh

Sozialogische Untersuchungen:
Ernst Haider

Garten:
Janos Koppandy

Verein "Wohnen mit Kindern"

Gesellschaft für Stadterneuerung
und Assanierung GmbH
Wien 4

16 Eigentumswohnungen

1983/1984

Die beiden Gebäudeteile schließen jeweils 	 Maßstabgebende Bebauung an der Jene-
eine Baulücke.	 weingasse.
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Die Gruppe hat den
Architekten gewählt
und informiert sich
über mögliche Wohn-
formen.

Entscheidungen trifft
die Gesamtgruppe bzw.
deleq ierte Teilgrup-
pen (Finanzierung,
Energie, Ökologie ...)
Fachinformationen müs-
sen für jeden ver-
ständlich gegeben wer-
den.

Für jeden Bauherren
sind Einzel-Familien-
beratungen erforder-
lich, in denen spezi-
elle Fragen zur je-
weiligen Wohnung ge-
klärt werden.



5,70 	 3,00 --^ 5,70 	A: 3,00 ->r

I	 I

Primärstruktur des Objektes in

des Wiener Gasse. Nach längeren

Diskussionen entschied man sich

für die Scheibenbauweise mit

Achsabständen von 5,7 bzw. 3

Metern. Diese Tragstruktur er-

möglicht eine unterschiedliche

Ausdehnung der Wohnbereiche an

der Gartenfront.
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ff
Erdgeschoß 1. Obergeschoß

14.1 1-1D
Die Familie verfügt über eine Maisonette-

Wohnung. Das Erdgeschoß wird von einer

Wohnküche beherrscht. Im Obergeschoß sind ver-

änderbare Kinderzimmer, das Elternzimmer und

die Naßräume untergebracht.

Drei große Zimmer sind als individuelle Rück-

zugszonen konzipiert. Gleiches gilt für den

Wohnraum mit Arbeitsplatz für den Hausherrn.

	I><
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Grundrisse, Projekt "Wohnen mit Kindern"
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WIEN, "WOHNEN MIT KINDERN"

Grundrisse, Haus Wiener Gasse
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WIEN, "WOHNEN MIT KINDERN"

Grundrisse, Haus Jeneweingasse
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WIEN, "WOHNEN MIT KINDERN"

Die Treppenhauserker mit einem verglasten Brüstungsteil erlauben auch Kleinkindern
den Blick nach draußen.
Eingangs- und Gartenseite des Hauses an der Wiener Gasse.

Durch den "Fensterraster" von 0,30 m wurde eine geordnete Vielfalt der Gartenseite
trotz der Ausbauzone und den unterschiedlichen Fenstern möglich.
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WIEN, 'WOHNEN MIT KINDERN"

Individuelle Ausformung der Ausbauzone
des Hauses an der Jeneweingasse.

Betonung des Einganges an der Jenewein-
gasse durch den Erker des Kinderspiel

-raümesu im 1. Obergeschoß.

Ein Rodel- und Spielberg im Garten bringt den Kindern großen Spaß.
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Summary	 Research project: IV 1-5-313/81

Cooperation at the international standardization

of technical building codes for steel structures

With the project, german contributions were supported for the

international harmonization of the codes within the working at

the German basic steel structure code DIN 18800, at the Euro-

code 3 (steel structures), at the Eurocode 3 (earthquake) and

ISO TC 167 (steel and aluminium structures) as well as for the

international technical scientific organisations, which prepare

the technical recommendations for codes.

After the presentation of a first draft for the Eurocode 3 in

1984, statements were given by the experts. These statements

were the basis for a new draft, which was sent to the commis-

sion in Brussels as an annex to the statement of the Federal

Republic of Germany to the EC drafts.

In connection with the presentation of a first Eurocode draft,

information meetings were carried out to make more engineers

familiar with the new procedures.

To be able to prove the proposals for the design formulae, it

was (and is) necessary to calibrate the proposals by background

documents which are in main preparations of the source reports

of data and their evaluations.

For the supporting of the work at the codes, studies were

carried out for the choice of the strength formulae, for the

choice of the safety coefficients with the fatigue verifica-

tions, for the change to the design with limit states, for the

determination of the effective width of bridge decks, for the

overall stability of frames of halls, for the design of steel

structures under earthquake loads with consideration of the

ductility and for the calculation of composite structures using

standardized residual stress distributions.



Version abregee	 Projet de recherche: IV 1-5-313/81

Cooperation sur la standardisation internationale

des regles techniques pour la construction metallique

Avec le projet, des contributions allemandes etaient aidees

pour la harmonisation internationale des standards dans le ca-

dre des travails au norm fondamental allemand pour la construc-

tion metallique DIN 18800, ä l'Eurocode 3 (construction metal-

lique), ä l'Eurocode 8 (seisme) at ISO TC 167 (construction me-

tallique et aluminium) et pour les organisations internatio-

nales techniques scientifiques,qui travaillent les recommanda-

tions techniques pour les standards.

Apres la presentation d'un premier projet de l'Eurocode 3 (con-

struction metallique) dans 1984, le public des experts prenait

position, et c'etait la base pour un projet nouveau qui etait

envoye ä la commission A Bruxelles comme un annex ä la prise de

position de la Republique Federale d'Allemagne.

Conjoint avec la presentation d'un premier projet pour l'Euro-

code, des organisations d'information etaient realisees pour

rendre accessible les procedes nouveaux.

Pour prouver les propositions pour les formules de dimensionne-

ment, il etait (et il est) necessaire de calibrer les proposi-

tions par des analyses qui sont essentiellement des prepara-

tions des rapports des sources et la evaluation desquelles.

Au secours des travails aux standards, des recherches etaient

executees au choix des formules de resistance, au choix des co-

efficients de securite pour la verification de la resistance a

la fatigue, pour la change du dimensionnement aux etats li-

mites, pour la determination de la largeur effective des dalles

du tablier, pour la stabilite generale des cadres, pour le di-

mensionnement des constructions metalliques par des sollicita-

tions sismiques en consideration de la ductilite et pour la

calculation des constructions mixtes par l'emploi des etats des

contraintes propres.
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